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Der Bürgermeister möchte
sich einmal wieder bewusst
auf die Jahreszeit des Über-
gangs einlassen - wenn es
nur die Arbeit zulassen wür-
de. So tritt er halt weiter in
seinem Hamsterrad. Tat-
sächlich aber wäre der No-
vember der ideale Monat
zum Entschleunigen, bevor
man in der Adventszeit wie-
der auf Vorweihnachts-feier
u n d - s h o p p i n g - To u re n
kommt. Seite 15
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Pressekonferenz des Bayerischen Städtetags:

Sorgen und
Probleme

Deutliche Kritik am Koalitionsvertrag von CDU, CSU
und FDP auf Bundesebene hat der Vorsitzende des
Bayerischen Städtetags, Hans Schaidinger, bei einer
Pressekonferenz in München geübt. „Das ist ein Vertrag
zu Lasten Dritter“, monierte der Regensburger OB.

Nach Schaidingers Auffassung
„müsste der Koalitionsvertrag
eigentlich Kommissionsvertrag
heißen“. „Alles, was ein bisschen
wichtig ist“, werde nicht gelöst,
sondern auf eine Kommission
vertagt. Der Vorstand des Bayeri-
schen Städtetags kritisierte neben
den Punkten Gewerbesteuer und
Auflösung der Arbeitsgemein-
schaften (Hartz IV) die unausge-
gorenen Steuersenkungspläne der
neuen Regierung sowie die unge-
wissen Regelungen für die kom-
munale Daseinsvorsorge.

Im Koalitionsvertrag sei die
Neigung der neuen Bundesregie-
rung zu erkennen, als Steuersen-
ker aufzutreten - allerdings zu
Lasten der Länder und der Kom-
munen. Schaidinger: „Die finan-
zielle Handlungsfähigkeit der
Kommunen, die sowieso schon
eingeschnürt ist, darf nicht noch
weiter durch Versprechungen
von Steuergeschenken auf Null
gebracht werden. Manche Kom-
munen können schon heute ihre
Aufgaben nicht mehr erfüllen.
Wie soll das dann erst gehen,
wenn die Steuerentlastungen
noch tiefere Löcher in die kom-
munalen Haushalte reißen?“

Stabile Versorgung

Der Vorstand des Bayerisch-en
Städtetags kritisierte die ge-
plante grundsätzliche steuerli-
che Gleichstellung von öffentli-
chen und privaten Unternehmen.
Eine Besteuerung von Leistun-
gen der kommunalen Daseins-
vorsorge sei inakzeptabel, denn
die Kommunen sorgten dauer-
haft für eine stabile Versorgung
und Entsorgung, zum Beispiel
in der Abfallwirtschaft, kriti-
sierte Schaidinger und ergänzte:

„Städte und Gemeinden stellen
Entsorgung auch dann sicher,
wenn sie im Einzelfall unrenta-
bel ist. Wenn man diesen Service
jetzt noch mit zusätzlichen Steu-
ern belastet, müssen das die Bür-
ger über Gebührenerhöhungen
bezahlen. Das kann die Koaliti-
on doch nicht ernsthaft wollen!“

Auf heftige Kritik stießen zu-
dem Aussagen der Koalition
zum öffentlichen Personennah-
verkehr. Schaidinger zufolge
lehnt der Städtetag den Vorrang
sog. kommerzieller Verkehre
strikt ab. Eine derartige Domi-
nanz käme einer Enteignung
kommunaler Verkehrsunterneh-
men gleich. Auch würde der Ein-
fluss der Kommunen auf die ört-
liche Verkehrsplanung erheblich
erschwert. Der Städtetag geht

davon aus, dass der öffentliche
Personennahverkehr unverzicht-
barer Bestandteil der kommuna-
len Daseinsvorsorge ist. Deshalb
müsse das Personenbeförde-
rungsgesetz an den europäischen
Rechtsrahmen für den ÖPNV
angepasst werden. Eine vom
Staat veranlasste Benachteili-
gung öffentlicher Unternehmen
wäre ein unzulässiger Eingriff in
die vom Grundgesetz geschützte
kommunale Selbstverwaltung.

Wachsamkeit nötig

Unzulässig wäre nach Ansicht
des Bayerischen Städtetags auch
eine Aushöhlung der Gewerbe-
steuer. Die wichtigste Säule der
kommunalen Einnahmen müsse
ihr festes Fundament behalten.
„Wir müssen wachsam bleiben,
weil im Koalitionsvertrag von

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Industriebericht 2009:

Robustes
Fundament

Wirtschaftsminister Zeil: „Stabilisierung
auf niedrigem Niveau“

Wie der bayerische Industriebericht 2009 ausweist,
bleibt das Verarbeitende Gewerbe auch in wirtschaft-
lich schwierigen Zeiten mit einem Anteil von 25,6 %
an der Bruttowertschöpfung Bayerns ein zentraler
Sektor der Volkswirtschaft. Mit einem Wachstum von
31,5 % zwischen 2000 und 2008 entwickelte es sich
besonders dynamisch. Knapp ein Fünftel der deut-
schen Bruttowertschöpfung im Verarbeitenden Ge-
werbe wird in Bayern generiert. Damit trägt Bayern
wesentlich zur Position Deutschlands als viertgröß-
tem Industriestandort der Welt bei.

Zwei von drei Arbeitsplätzen
in Bayern hängen direkt oder in-
direkt von der Industrie ab. Das
Verarbeitende Gewerbe Bayerns
erzielte im Jahr 2008 einen Um-
satz von 333,4 Milliarden Euro
und damit 0,9 Prozent mehr als
im Jahr 2007.

Wie Wirtschaftsminister Mar-
tin Zeil bei der Vorstellung des
Berichts betonte, reagiere die
bayerische Industrie aufgrund

der überdurchschnittlichen Spe-
zialisierung auf die Produktion
forschungsintensiver Investiti-
onsgüter und deren ausgeprägter
Exportorientierung stärker auf
zyklische Konjunkturschwan-
kungen als der bundesdeutsche
Durchschnitt und laufe dem all-
gemeinen konjunkturellen Trend
tendenziell etwas voraus.
Während die bayerische Indu-
strie für den Auftragseingang im
ersten Halbjahr 2008 noch ein
Wachstum von 1,9 % im Ver-
gleich zum sehr starken Vorjah-
reszeitraum vermelden konnte,
brachen die Aufträge im zweiten
Halbjahr um 12,6 % ein. Der
Auftragsrückgang aus dem Aus-
land war dabei ausgeprägter als
der Auftragsrückgang im Inland.

Auftragsrückgang

Im Jahresdurchschnitt gingen
die Aufträge mit -5,4 % in Bay-
ern stärker zurück als im gesam-
ten Bundesgebiet (-4,9 %). Ent-
gegen dem nationalen Trend
blieb die bayerische Produktion
jedoch noch stabiler. Im zweiten
Halbjahr 2008 verringerte sich
die Produktion des Verarbeiten-
den Gewerbes in Bayern nur
leicht. Im Jahresdurchschnitt
konnte sogar noch ein Produkti-
onswachstum von 2,5 % erzielt
werden, während die Produktion
des Verarbeitenden Gewerbes
deutschlandweit lediglich um 0,8
% wuchs. Aufgrund hoher Auf-
tragsbestände, die noch abzuarbei-
ten waren, sank die Kapazitätsaus-
lastung der bayerischen Industrie
bis in den Herbst nur geringfügig.
Zum Ende des Jahres erreichten
die Auswirkungen des weltweiten

konjunkturellen Einbruchs jedoch
auch das Verarbeitende Gewerbe
in Bayern.

Betrachtet man die einzelnen
Branchenumsätze der bayeri-
schen Industrie, so zeigt sich,
dass es sich dabei keinesfalls um
eine homogene Entwicklung
handelt. Während in Bayern bei-
spielsweise die Rundfunk- und
Nachrichtentechnik und der
Kraftfahrzeugbau deutliche Um-
satzeinbußen hinnehmen mus-
sten, verzeichneten der Maschi-
nenbau, die Herstellung von
Geräten zur Elektrizitätstechnik
sowie der Luft- und Raumfahr-
zeugbau eine sehr positive Um-
satzentwicklung. Die Beschäfti-
gungsentwicklung im Verarbei-
tenden Gewerbe verlief 2008 mit
einer Zunahme um 1,9 % auf
gleichem Niveau wie im Bun-
desdurchschnitt. Seit März 2009
liegt in Bayern die Beschäfti-
gung allerdings leicht unter dem
Vorjahresniveau.

Beschäftigungsplus in 2008

Ein Blick auf die regionale
Beschäftigungs- und Umsatzent-
wicklung offenbart, dass die ober-
bayerische Industrie 2008 ein
leichtes Beschäftigungsplus von
1,1 % verzeichnete, damit aber
unter dem Wachstumsniveau
Bayerns (1,9 %) bleibt. Während
Branchen wie der Automobil-
und Maschinenbau, die Metall-
industrie oder die Elektrizitäts-
technik Wachstumsgewinne zwi-
schen 2 % und 13 % erzielten,
wurden durch Umstrukturie-
rungen in der Rundfunk-

(Fortsetzung auf Seite 4)

3. Bayerischer Finanzgipfel in München:

Lehren aus der Finanzkrise
Beim 3. Bayerischen Finanzgipfel zum Thema „Neuausrichtung
der Regulierung – Lehren aus der Finanzkrise“ erörterten hoch-
rangige Vertreter der Finanzwirtschaft in der Landeshauptstadt
die Hintergründe und Auswirkungen der Regulierungsmaßnah-
men zur Bekämpfung der Finanzkrise. Wie Wirtschaftsminister
Martin Zeil feststellte, „haben die Regierungen der G20-Staaten
und die Zentralbanken in einer beispiellosen Zusammenarbeit
die internationalen Finanzmärkte vor einem Zusammenbruch
gerettet“. Dieser hätte zu unübersehbaren Folgen für das globale
Finanzsystem, die Realmärkte und die Weltwirtschaft geführt.

Auf den Weltfinanzgipfeln in
Washington, London und Pitts-
burgh wurde das Fundament für
eine neue Weltfinanzordnung
gelegt. Ein wichtiger Bestandteil
der G20-Beschlüsse ist die Stär-
kung der internationalen Auf-
sichtsstrukturen für den Finanz-
sektor. Ebenso haben sich die
Staaten darauf verständigt,
Schwachstellen und Lücken in
den geltenden Aufsichtsregulari-
en zu bekämpfen. „Wir brauchen
schärfere Regulierungen, aber
zielgerichtet und mit Augenmaß.
Der Finanzstandort Bayern muss
deshalb die Planungen und Bera-
tungen zur Finanzmarktregulie-
rung aufmerksam und intensiv
begleiten. Der diesjährige Fi-
nanzgipfel bietet hierfür ein
ideales Forum“, erklärte Zeil.

Bewährtes Dreisäulensystem

Wie der Minister hervorhob,
habe sich das Dreisäulensystem
bewährt. Die Vielzahl der klei-
nen und mittleren Institute in
Deutschland sei in ihren ange-
stammten Regionen tätig und si-
chere die Kreditversorgung der
mittelständischen Unternehmen
auch in wirtschaftlich schwieri-
gen Zeiten. Zeil: „Es kann
nicht sein, dass diese Institute

den Preis zahlen für das Fehlver-
halten einzelner ‚global player’.
Pauschale Verschärfungen im
Aufsichtsrecht lehne ich daher

ab.“ Künftig müsse das Ge-
schäftsmodell eines Instituts ein
zentrales Beurteilungskriterium
für die Entscheidung über Auf-
sichtsmaßnahmen sein.

Konjunkturtal

Trotz einiger positiver Anzei-
chen gebe es aber auch bei der
Realwirtschaft keinen Grund zu
übermäßiger Euphorie, fuhr Zeil
fort, „denn der Weg aus dem

(Fortsetzung auf Seite 4)

Erfolgreiche Interkommunale Zusammenarbeit im Ilztal: Die
Informationsplattform www.sdl-inform.de bündelt das Know-
how über Modellprojekte wie im Ilztal (siehe Seite 14). ��

OB Hans Schaidinger. ��
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Bürgermeister Peter Hart
97727 Fuchsstadt

am 4.12.

Bürgermeister
Gerhard Hecht

93199 Zell
am 26.11.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Oberbürgermeister
Dr. Michael Hohl
95444 Bayreuth

am 3.12.

Bürgermeisterin
Maria Mittl

86703 Rögling
am 25.11.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister
Stefan Kern

85649 Brunnthal
am 25.11.

Bürgermeister
Alois Wildfeuer

94261 Kirchdorf i. Wald
am 27.11.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Johann Aicher

84550 Feichten a. d. Alz
am 7.12.

Bürgermeister Georg Birner
95490 Mistelgau

am 7.12.

Bürgermeister Dr. Klaus Bühler
86916 Kaufering

am 24.11.

Bürgermeister
Franz Xaver Meitinger
86868 Mittelneufnach

am 27.11.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Helmuth Wächter

92655 Grafenwöhr
am 5.12.

Bürgermeister Johann Wieser
82287 Jesenwang

am 5.12.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Karl-Heinz Eisenreich
91613 Marktbergel

am 1.12.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Regierungserklärung zum Berliner Koalitionsvertrag:

Seehofer spürt
Rückenwind für Bayern

Eisernes Sparen notwendig - Sorgen um Kommunalfinanzen

Als Rückenwind für Bayern bewertet Ministerpräsident Horst
Seehofer den Berliner Koalitionsvertrag, in dem er die wesentli-
chen Ziele der CSU verankert sieht. Der Weg aus der großen Kri-
se sei jedoch nur mit entschlossener Sparpolitik bei Staat und
Kommunen zu schaffen. Unter diesen Tenor stellte Seehofer im
Landtag seine Regierungserklärung zur schwarz-gelben Bundes-
politik, an der er als CSU-Vorsitzender maßgeblich mitgewirkt
hat. Er schloss sich nicht den Warnungen auch von CDU-Mini-
sterpräsidenten an, die im Interesse ihrer Länder und Gemeinden
speziell gegen das jetzt zur Beratung in Bundestag und Bundesrat
anstehende Wachstumsbeschleunigungsgesetz gemeinsam mit den
kommunalen Spitzenverbänden große Bedenken geäußert haben.

Die Finanzprobleme bestimm-
ten die gut dreistündige Landtags-
debatte. Das umstrittene Gesetz
bringt für Bayern demnach eine
Mehrbelastung von rund 360
Mio. Euro, zusätzlich zu den 1,4
Mrd. Euro weniger nach der No-
vember-Steuerschätzung. Bayern
werde das ohne zusätzliche
Schulden finanzieren können,
stellte der Ministerpräsident in
Aussicht. Noch gebe es Rückla-
gen dank der Haushaltspolitik der
letzten Jahre. Aber es müsse ei-
sern gespart werden, worunter die
Schwerpunkte der Politik von Fa-

Wähler-Fraktionsvorsitzende
Hubert Aiwanger ein.

Die schwarz-gelbe Steuerentla-
stungspolitik stelle die Kommu-
nen vor die Alternative, entweder
höhereAbgabenbelastung für Bür-
ger und Betriebe vorzunehmen
oder Leistungen wie Müllabfuhr,
Kindergärten und Schwimmbäder
zurückzufahren. Das Konnexitäts-
prinzip sei im Berliner Koalitions-
vertrag nur zwischen den Zeilen
zu finden. „Man lässt die Kommu-
nen allein.“

Für den SPD-Fraktionsvorsit-

Und dies durch Steuergeschenke
für Besserverdienende mit der
Folge einer Entsolidarisierung
der Gesellschaft. Die Grünen
rechnen mit einem zusätzlichen
Haushaltsloch des Freistaats von
400 Mio. Euro. Bause kündigte
entschiedenen Widerstand gegen
die Politik der drei „K’s“ an:
„Klein-Klein, Klientelpolitik und
jede Menge Kommissionen.“

Sozial ausgewogen

Für die CSU entgegnete der
stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende Thomas Kreuzer, der Ko-
alitionsvertrag sei sozial ausgewo-
gen. Von Steuergeschenken könne
keine Rede sein. Es gehe um die
Entlastung sowohl der Familien
als auch der mittelständischen
Wirtschaft als Voraussetzung für

milie und Bildung bis zu sozialer
und öffentlicher Sicherheit nicht
leiden sollen. Für die Zeit nach
2010 wollte der Ministerpräsident
„keinen Zweifel daran lassen,
dass vor uns eine schwierige
Wegstrecke liegt“. Er kündigte
an, in der Verwaltung könnten
von den Ministerien bis zu den
Regierungen im Sinne des eiser-
nen Sparens einschneidende Ver-
änderungen notwendig werden.

Vertagung der Probleme

Die Situation der Kommunen
erwähnte Seehofer nicht näher.
Sie müssen nach den Berech-
nungen der Experten ein weite-
res Minus von 126 Mio. Euro
verkraften. Darauf ging in der
Debatte insbesondere der Freie-

zenden Markus Rinderspacher
lässt die neue Bundesregierung
„das soziale Klima kälter wer-
den“ und vertagt die Probleme.
Auf jeden Fall würden für Frei-
staat und Gemeinden weitere
Schuldenberge aufgetürmt. Eine
Demontage der kommunalen
Selbstverwaltung sei zu erwar-
ten, wenn die Gewerbesteuer
abgebaut werde. Rinderspa-
cher fasste zusammen, der Ko-
alitionsvertrag sei ein Schulden-
vertrag, der in weiten Teilen
mehr Probleme schaffe als löse,
mit den Trends „privat vor Staat
- Eigensinn vor Solidarität“.

Ähnlich äußerte sich die Grü-
nen-Fraktionsvorsitzende Mar-
garete Bause. Schwarz-gelb be-
deute für Bayern mehr Schulden
im Staatshaushalt und mehr
Schulden für die Kommunen.

den Wiederaufstieg. Die CSU
werde die Kommunen nicht im
Stich lassen, sondern sich für sie
einsetzen. „Wir sind in besten Ge-
sprächen mit den Spitzenverbän-
den über einen Finanzausgleich,
mit dem alle leben können.“

FDP-Fraktionschef Thomas
Hacker versicherte, seine Partei
werde sich für eine Neuordnung
der Gemeindefinanzierung ein-
setzen. „Unser Ziel ist die Ver-
stetigung der Einnahmen der
Kommunen. Wir wollen ihnen
mehr Planungssicherheit geben
als es das bestehende System mit
der schwankenden Gewerbe-
steuer kann.“ In Berlin werde
über entsprechende Vorschläge
verhandelt. Insgesamt bekannte
sich Hacker zum schwarz-gel-
ben Koalitionsvertrag.

Der SPD-Finanzsprecher
Volkmar Hartleib schob der
Plenardiskussion eine Presseer-
klärung nach, in der er auf Seite 6
des Koalitionsvertrages hinwies.
Demnach soll eine Kommission
für die Neuordnung der Gemein-
definanzierung „den Ersatz der
Gewerbesteuer durch einen
höheren Anteil an der Umsatz-
steuer und einen kommunalen
Zuschlag auf die Einkommen-
und Körperschaftssteuer mit ei-
genem Hebesatz prüfen“. rm

Landesbank:

Fahrenschon muss
neu disponieren

Ausfall der Millionen-Zinszahlung soll nicht durch
Schulden im Etat 2010 ausgeglichen werden

Ministerpräsident Horst Seehofers Direktive, trotz aller Schwie-
rigkeiten nächstes Jahr ohne neue Kreditaufnahmen den Haus-
halt auszugleichen, wurde am Tag nach seiner Regierungser-
klärung erneut in Frage gestellt. In einer gemeinsamen Sitzung
des Haushaltsausschusses und der Bayern LB-Kontrollkommis-
sion bestätigte Bankchef Michael Kemmer, nächstes Jahr die
vorgesehenen 231 Mio. Euro Zinsen für die drei Milliarden Stil-
le Einlage des Freistaats in das Bankkapital nicht zu zahlen. Fi-
nanzminister Georg Fahrenschon hatte diese Millionen in sei-
nem Entwurf des Nachtragshaushalt 2010 bereits als Ausfall
kalkuliert, der möglicherweise zu neuen Schulden zwinge.

In der Ausschusssitzung rückte
Fahrenschon von dieser, kurz vor
der Regierungserklärung veröf-
fentlichten Ankündigung ab.
Schulden seien ja nur eine Mög-
lichkeit, die 231-Millionen-Lücke
zu schließen. Er sei nochmals „in-
tensiv in die Zahlen der Bank ein-
getaucht“ und „es stellen sich jetzt
eben auch andere Ansätze heraus.
Nach 24 Stunden zu einer anderen
Einschätzung zu kommen, das
muss auch erlaubt sein.“

Kemmer hatte auf EG-Recht
verwiesen, wonach Zinsen auf
solche Einlagen wie die drei Mil-
liarden des Freistaats während der
bis 2013 laufenden Umstrukturie-
rungsphase nicht bezahlt werden
dürfen, solange die Bank rote
Zahlen schreibt. Dies sei bei der
BLB durch die marode Kärntner
Tochter Hypo Group Alpe Adria
(HGAA) der Fall.

Die CSU machte ihrem Fi-
nanzminister in der Ausschuss-
sitzung keine öffentlichen Vor-
würfe und zollte ihm Beifall.
Kommissionsvorsitzender Ernst
Weidenbusch (CSU) verwies auf
die rechtlichen Zweifel, ob das
EU-Recht hier anzuwenden sei.
Zu Informationen, Seehofer ha-
be Fahrenschon im CSU-Frakti-
onsvorstand am Abend vor der
Regierungserklärung „zurückge-
pfiffen“, nahm kein CSU-Abge-
ordneter Stellung.

Nahe an Haushaltstrick

Der stellvertretendeAusschuss-
vorsitzende Volker Hartleib
(SPD) bezeichnete es als haus-
haltspolitisch nicht seriös, noch
nicht gesicherte Einnahmen als
sicher in den Etat einzuplanen.
Das liege nahe an einem Haus-
haltstrick. Elke Hallitzky (Grü-
ne) empfahl dem Finanzminister,
nicht jede Pirouette seines Re-
gierungschef mitzudrehen Fah-
renschon habe vernünftig gehan-
delt, die BLB-Millionen nicht als
Plus einzuplanen. Man könne
nicht davon ausgehen, „dass wir
es irgendwie hingedrechselt krie-
gen“. Für die Opposition ist das
Ende des ausgeglichenen Haus-
halts durch den Streit um die
BLB-Zinszahlung besiegelt.

Der von der SPD-Fraktion an-
gestoßene und inzwischen von
allen fünf Fraktionen befürwor-
tete Untersuchungsausschuss
über den von der BLB gezahlten
Kaufpreis von 1,63 Mrd. Euro
für die HGAA im Jahr 2007 wird
derzeit vorbereitet. Ministerprä-
sident Seehofer hat dem Landtag
Zusammenarbeit zugesagt. (s.
BLD 21/05.11.09). rm

Der Vertrag von Lissabon als Europas neue Basis:

Neue innere und äußere
Kraft für die EU

Von Dr. Georg Simnacher, Altlandrat und Altbezirkstagspräsident
Acht Jahre dauerte der Kampf um den Lissabon Vertrag, bis er
nun schließlich auch vom tschechischen Staatspräsidenten Klaus
als letztem Staatschef unterzeichnet wurde. Mit der Ratifizierung
aller EU-Staaten ist der lange Weg für die dringend notwendige
Organisationsreform der Europäischen Union schon zum 1. De-
zember 2009, spätestens zum Jahresbeginn 2010 frei.

Aufreibend war vor allem die
Schlussphase des Ringens, die
zugleich unterstrich, wie drin-
gend die Reform nötig ist. Die
EU muss auch mit nun sieben-
undzwanzig Mitgliedern genau
so die Erwartungen und die Her-
ausforderungen des 21. Jahrhun-
derts transparent und flexibel er-
füllen können, wie das Europa
des Kerns in den fünfziger Jah-
ren. Der Vertrag von Lissabon,
auf den sich die siebenundzwan-
zig Mitgliedstaaten am 18. Okto-
ber 2007 in Lissabon geeinigt
haben, bringt mehr Demokratie
und mehr Effizienz für Europa
durch neue Instrumentarien, eine
klarere Aufgabenabgrenzung,
den weltweit modernsten Grund-
rechtskatalog und zeitgerechte
Kontrollrechte für die Bürger
und die Mitgliedsstaaten.

Stärkung der Bürgerrechte

Die EU wird demokratischer,
indem vor allem die Bürgerrech-
te gestärkt werden. Das belegt
die erstmals in die Europaverträ-
ge aufgenommene EU-Charta
der Grundrechte. Sie ergänzt
rechtlich fassbarer und klarer die
Europäische Menschenrechts-
konvention des Europarates. Die
Mi tw i rkungsmög l i chke i t
der Bürger wird stärker, weil
sich künftig die Bürger unmittel-
bar am europäischen Willensbil-
dungsprozess beteiligen können.
Mit dem europäischen Volksbe-
gehren, das eine Million Unter-
schriften aus einer Mehrzahl von
Mitgliedsländern voraussetzt,
wird zum ersten Mal ein Element
der direkten Demokratie auf eu-
ropäischer Ebene eingeführt. Das
europäische Volksbegehren er-
gänzt die anderen Bürgerrechte,
wie das Petitionsrecht, das Be-
schwerderecht beim Europäi-
schen Bürgerbeauftragten und
das Anfragerecht an die EU-In-
stitutionen in jeder beliebigen
Sprache. Die Transparenz der
Entscheidungen muss gewährlei-
stet sein, wie auch der Dialog mit
der Zivilgesellschaft. Die aktive
Mitarbeit der Sozialpartner wird

in ihrer Bedeutung unterstrichen.
Das Europäische Parlament er-
hält praktisch die volle Mitwir-
kung in der europäischen Gesetz-
gebung und zusätzliche politi-
sche Mitwirkungsmöglichkeiten.
Die nationalen gesetzgeberischen
Organe bekommen durch die
nicht zur Vorlage der europäi-
schen Gesetzgebungsvorschläge
an sie Informationsrechte mit
Einspruchsmöglichkeiten.

Gemeinsame Ziele

Der neue Vertrag weitet die
Zahl jener Bereiche aus, in de-
nen Entscheidungen mit qualifi-
zierter Mehrheit getroffen wer-
den, für die das Einstimmigkeit-
sprinzip nicht mehr gilt, um
zweiunddreißig Politikfelder
aus. Er nennt auch die gemein-
samen Ziele der Europäischen
Union, beispielsweise die Förde-
rung von Frieden, Werten und
Wohlergehen der Völker
der Union, die nachhaltige Wirt-
schafts- und Sozialentwicklung
in sozialer Gerechtigkeit und im
Umweltschutz und nicht zuletzt
der Schutz und die Entwicklung
des kulturellen Erbes Europas.
Zum ersten Mal wird die Vertei-
lung von Aufgaben und Zustän-
digkeiten klar geregelt. Es gibt
auch geteilte Zuständigkeiten
zwischen Europa und seinen
Mitgliedern, z. B. in der Sozial-
politik, Landwirtschaft, Energie,
Umwelt oder in der öffentlichen
Gesundheit.

Subsidiaritätsprinzip

Kommunal sind einige Fra-
genkreise besonders wichtig.
Hier ist das Bekenntnis zum
Subsidiaritätsprinzip zu unter-
streichen; es ist künftig besser
von allen Europainstanzen zu
hüten, denn es ist das wahre Vor-
sorgeprinzip für die angestrebte
Bürgernähe. Die Mitgliedstaaten
bleiben zwar die „Herrscher“
über die EU-Verträge. Sie kön-
nen auch Zuständigkeiten von
der EU wieder an sie zurück
übertragen, was der Reformver-

trag ausdrücklich festhält. Damit
ist sicher gestellt, dass die eu-
ropäische Integration keine Ein-
bahnstraße ist und Europa auch
loslassen lernt.

Die Selbstverwaltung der Re-
gionen und der Gemeinden wird
im Vertrag ausdrücklich aner-
kannt, genauso wie der föderale
Charakter, z. B. der Bundesrepu-
blik. Das zuständige Organ ist
der Ausschuss der Regionen, der
in Artikel 305 geregelt ist und
höchstens 350 Mitglieder hat.
Der Europäische Rat legt ein-
stimmig seine Zusammenset-
zung auf fünf Jahre fest. Vor-
schläge unterbreiten die Mit-
gliedstaaten. Es bleibt zu hoffen,
dass die Bundesregierung ange-
sichts der Bedeutung der kom-
munalen Daseinsvorsorge aus-
reichend viele qualifizierte Kom-
munalvertreter berücksichtigt.

Im neuen Vertrag werden auch
die Grenzen des Binnenmarktes
bei den öffentlichen Dienstlei-
stungen von allgemeinem Inter-
esse deutlich gezogen. Klarer als
bisher werden die Verantwor-
tung und Gestaltungsmöglich-
keiten der kommunalen und re-
gionalen Verwaltung für diese
Dienste betont.

Europäischer
Wertekatalog

Die EU mit ihren fast 500 Mil-
lionen Bürgern vereint bei aller
Vielfalt einen gemeinsamen
Wertekatalog als europäisches
Lebensmodell. Sie sind geprägt
von der Achtung der Menschen-
würde, Freiheit, Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit, Menschen-
rechte, Vielfalt, Toleranz, Ge-
rechtigkeit, Solidarität und der
Gleichheit von Mann und Frau.
Dies sind gleichzeitig auch die
Aufnahmekriterien für neue Mit-
glieder. Europa will seine Bürger
auch verstärkt schützen durch
grenzüberschreitende Koopera-
tionen der Sicherheitsbehörden.
Das gilt besonders im Kampf ge-
gen Terror, organisierte Krimina-
lität, Schlepperei, Menschenhan-
del, sexuelle Ausbeutung, Dro-
genkriminalität, aber auch bei in-
ternational angelegten Vermö-
gensdelikten.

Der Reformvertrag regelt übri-
gens erstmals auch das Recht der
Mitgliedstaaten zum freiwilligen

Austritt aus der Europäischen
Union. Wer nicht mehr mag, darf
sich also verabschieden.

Mit dem Lissabon-Vertrag er-
hält die EU neue Kraft, die für
starkes politisches Handeln
Raum lässt. An den drei Ämtern,
dem ständigen Präsidenten des
Europäischen Rates, dem Hohen
Repräsentanten für Außenpolitik
und dem EU-Kommissionsprä-
sidenten, wird es künftig liegen,
gerade bei der gegenwärtigen
Wirtschafts- und Finanzkrise die
europäischen überstaatlichen
Lenkungsinstrumente zu steuern
und den globalen Wettbewerb
mit einem gestärkten Europa als
Partner auch außenpolitisch er-
folgreich zu gestalten. Der Liss-
abon-Vertrag wird neues eu-
ropäisches Leben bringen, aber
nur, wenn der politische Wille
der Partnerländer entschlossen
ist, das Europa der Vielfalt zu ei-
ner Einheit weiter zu führen und
es dafür stark zu machen. Dazu
bedarf es bürgernaher politischer
Realisten. �
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Liebe Leserinnen
und Leser,

der deutsche Schauspieler
Gustav Knuth hat einmal ge-
sagt: „Alle wollen alt werden,
aber keiner will alt sein!“ Alt
werden, alt sein - das sind The-
men, die in öffentlichen Dis-
kussionen meist kaum eine
Rolle spielen. Niemand will
gerne über das Alter, über sein
Alter oder den eigenen Le-
bensabend sprechen. Trotz-
dem ist genau das Alter eines
der zentralen Zukunftsthemen.
Dank des medizinischen Fortschritts und der
stark verbesserten Lebensbedingungen hat sich
die Lebenserwartung der Menschen in den In-
dustrieländern enorm verlängert. Die demogra-
phische Entwicklung weist eindeutig in eine

Richtung: „Unsere Gesellschaft altert.“ In Bay-
ern wird im Jahr 2050 gut jeder dritte Einwoh-
ner bereits 60 Jahre oder älter sein. Allein diese
Zahl zeigt deutlich, welch hohen Stellenwert Se-
nioren, ihre Bedürfnisse und Wünsche bei der
momentanen wie auch der künftigen Gestaltung
von Politik einnehmen werden und müssen. Es
ist bereits heute die zentrale Aufgabe von Kom-
munen, von Landkreisen, Städten und Gemein-
den, den älteren Generationen von morgen ein
langes, selbst bestimmtes und eigenverantwort-
liches Leben zu ermöglichen.

Unsere Senioren stellen mit ihrem Wissen und
ihrer Lebenserfahrung ein enormes volkswirt-
schaftliches Potential dar. Diese wertvolle Res-
source kann vor allem im Bereich der Erzie-
hung und Bildung eingesetzt werden. Ältere
Menschen können beispielsweise Kinder und
Jugendliche, die Lernschwächen aufweisen, un-
terstützen. Im Rahmen von Lese- oder Schulpa-
tenschaften begleiten sie die Kinder und Ju-
gendlichen auf ihrem Bildungsweg und sind ih-
nen Vorbild wie auch Lebenshilfe zugleich. Un-
sere Wirtschaft kann von der Erfahrung der Se-
nioren weiter profitieren. Die ältere Generation
gehört noch lange nicht zum alten Eisen – Be-
sonders in wirtschaftlich schwierigen Situatio-
nen kann sie ihren reichen beruflichen Erfah-
rungsschatz zum Wohl der jungen Generation
einsetzen. Ich denke hier zum Beispiel an die
Existenzberatung der Aktivsenioren Bayern
e.V., die nicht nur Existenzgründern sondern
auch „gestandenen“ Unternehmern immer wie-

der mit Rat und Tat zur Seite
stehen.

Auf diese Erfahrung und
das Wissen der älteren Gene-
ration können wir in Zukunft
aber nur zurückgreifen, wenn
wir schon heute die Bedürfnis-
se und Wünsche, aber auch
die Probleme der Senioren
berücksichtigen. Bayernweit
werden seit diesem Jahr in den
Kommunen Seniorenpolitische
Konzepte erstellt, um noch
besser und differenzierter auf
die Lebenslagen der älteren
Menschen eingehen zu kön-

nen. So hat auch der Landkreis Mühldorf eine
Lenkungsgruppe eingesetzt, die diese Konzept-
erstellung aktiv begleitet. Dieser Prozess um-
fasst eine Seniorenbefragung in allen 31 Städ-
ten und Gemeinden des Landkreises. Es ist für
uns dringend an der Zeit, den älteren Menschen
zuzuhören und sie nach ihren Bedürfnissen und
Sorgen zu fragen.

Aber auch die jüngere Generation steht im
Blickfeld dieser Befragung, denn sie kann be-
reits heute aktiv ihre eigene Zukunft als zukünf-
tige Seniorinnen und Senioren mit gestalten. An
ihnen liegt es, die Weichen für ein selbstbe-
stimmtes und unabhängiges Leben im Alter zu
stellen. An dieser Stelle sind vor allem die Kom-
munen aufgefordert, die Lebensbedingungen
für ältere Menschen optimal anzupassen bzw. zu
gestalten. Gerade die Versorgung nicht mehr so
mobiler Menschen im Alter ist hier ein zentrales
Zukunftsthema. Getreu dem Leitsatz „ambulant
vor stationär“ sind in diesem Bereich innovati-
ve Lösungen und Angebote gefragt. Weitere
zentrale Zukunftsthemen sind Mobilität im Alter
und die Schaffung einer seniorengerechten Ver-
sorgungsinfrastruktur. Gerade in den ländli-
chen Räumen muss die infrastrukturelle Er-
schließung für Senioren, aber auch für die Fa-
milien dringend weiter ausgebaut werden, um
nicht im Bezug zu den Ballungsräumen noch
mehr abgehängt zu werden. Infrastruktur, Mo-
bilität, Versorgung, Pflegeversorgung, Teilnah-
me am Gemeinschaftsleben – alle diese Punkte
dürfen nicht isoliert nebeneinander stehen.

Was wir, was vor allen Dingen die Senioren,
brauchen ist ein integriertes Konzept, das den
Menschen in seiner Gesamtheit berücksichtigt.
Es geht bei einer verantwortungsbewussten Se-
niorenpolitik in erster Linie nicht ausschließlich
um die ältere Generation. Im Mittelpunkt sollte
vielmehr das Miteinander der Generationen
stehen. Kinder, Jugendliche, Familien und Seni-
oren bilden eine Einheit, die es von Seiten des
Staates und der Kommunen intensiv zu fördern
und zu unterstützen gilt.

Ihr Georg Huber

KolumneGZ Georg Huber

Seniorenpolitisches
Konzept

Kommunen und Mobilfunk:

Rechtzeitiges Handeln
als Schlüssel zum Erfolg
Vortragsveranstaltung der Anwaltskanzlei Meidert & Kollegen in Augsburg

Städte und Gemeinden sind oftmals der ersteAnsprechpartner für
besorgte Bürger, wenn es um die Errichtung oder den Ausbau ei-
ner umstrittenen Mobilfunkanlage geht. Auf kommunaler Seite
wird dabei oft die Meinung vertreten, man müsse die Errichtung
neuer Anlagen tatenlos hinnehmen. Wie es mit den tatsächlichen
Rechten und Handlungsmöglichkeiten der Kommunen bei Mobil-
funkfragen bestellt ist, darüber informierte eine Vortragsveran-
staltung der Anwaltskanzlei Meidert & Kollegen in Augsburg.
Klar wird dabei: Dank Versachlichung durch technische und juri-
stische Beratung sind viele Fälle im Dialog lösbar.

Als Referenten fungierten
Rechtsanwalt Frank Sommer,
der sich bei Meidert & Kollegen
mit den rechtlichen Fragen zu
Mobilfunkanlagen und deren
Steuerung über die kommunale
Bauleitplanung befasst, und
Hans-Ulrich Raithel vom Um-
weltinstitut München, der Kom-
munen bei der Umsetzung im-
missionsoptimierter Standorte
für Mobilfunkanlagen berät. Ge-
meinsam haben beide Referen-
ten Kommunen wiederholt zum
erfolgreichen Abschluss von
Dialogverfahren und Rechts-
streiten gegenüber Mobilfunkbe-
treibern und Genehmigungs-
behörden verholfen.

Gestaltungsmöglichkeiten

Tatsache ist, dass sich die Ge-
staltungsmöglichkeiten der Kom-
munen nicht zuletzt aufgrund eini-
ger neuerer Entscheidungen der
Verwaltungsgerichtsbarkeit in
jüngster Zeit wesentlich verbes-
sert haben. Dabei zeigt die Erfah-
rung, so die Referenten, dass

Der Mobilfunkpakt ist nach
Sommers Auffassung deshalb
problematisch, weil die Beteili-
gung sich auf die Anhörung be-
schränkt, es keine verbindlichen
Mitwirkungsrechte gibt, der Be-
treiber keine Informationen lie-
fern muss, die Beurteilungen der
Betreiber zur Standortwahl nicht
nachprüfbar sind und schließlich
Teil 1 des Mobilfunkpaktes die
kommunale Beteiligung gewährt,
Teil 2 sie aber unterläuft.

Genehmigungsfreiheit

Der Frage, ob eine Gemeinde
vorsorgeorientierte Standortpla-
nung betreiben darf, wird laut
Sommer nicht selten mit folgen-
den Gegenargumenten begegnet:
Die Beteiligung der Gemeinden
ist über den Mobilfunkpakt aus-
reichend gewährleistet; Mobil-
funkanlagen sind „genehmi-
gungsfrei“; der Versorgungsauf-
trag darf nicht durch Bauleitpla-
nung behindert werden; Ge-
meinden ist es im Hinblick auf
die vorgeschriebenen Grenzwer-

den einzuschlagenden Weg nach
sorgfältiger Abwägung von Nut-
zen und Risiko unter Einbezie-
hung der Betroffenen zu fällen
und im weiteren Fortgang Trans-
parenz an den Tag zu legen. An-
dernfalls sei das Risiko zu hoch,
dass ein immissionsminimierter
Standort von Bewohnern des
Umfelds der Anlage nicht akzep-
tiert wird. Das Dilemma sei of-
fensichtlich: In der Baugesetzge-
bung als „privilegierte“ bzw.
„nicht störende“ Anlagen bevor-
zugt, müssten Anwohner und
Kommunen damit umgehen,
dass Stationen errichtet werden.

Handlungsprioritäten

Der beste Zeitpunkt aussichts-
reicher Mitgestaltung ist Raithel
zufolge das Frühstadium der Pla-
nungen. Daraus ergäben sich fol-
gende Handlungsprioritäten: Der
Netzbetreiber informiert die
Kommune über den Suchbereich
und bietet Mitwirkung bei der
Standortwahl an. Der Gutachter
bewertet Standort-Alternativen
hinsichtlich der Strahlenbelastung
für die Anwohner. Die Kommune
wird bei den Verhandlungen mit
dem Mobilfunkbetreiber tech-
nisch und juristisch beraten. Das
Zwischenergebnis wird rückge-
koppelt; Anregungen werden im
Endbericht berücksichtigt. Eine
Bearbeitung aus unabhängiger
Hand stellt sicher, dass alle Mög-
lichkeiten der Immissionsmini-
mierung ausgelotet wurden und
im Bericht dokumentiert sind.

Langfristiges Denken

Dass Verhinderungsplanung
keinerlei Aussicht auf Erfolg hat,
zeigte Raithel an folgendem Bei-
spiel: Acht Jahre lang trotzte die
betriebsbereite Mobilfunkanlage
auf einem Hausdach im Norden
Gröbenzells unliebsamen Nach-
barn, der Gemeindeverwaltung,
Wind und Wetter. Nun musste
sie abgebaut werden. Wie der
VGH im März dieses Jahres ur-
teilte, kann das am westlichen
Stadtrand Münchens gelegene
Wohngebiet auch von einem
Funkmast versorgt werden, der
sich im benachbarten Olching an
einem Bahndamm befindet. Das
ist das Ergebnis einer äußert de-
tailliert geführten juristischen
Auseinandersetzung, in deren
Verlauf der Mobilfunkanbieter
Vodafone sich vehement gegen
die Untersuchungsergebnisse
des Umweltinstituts München
gestemmt hatte – ohne Erfolg.

Versachlichung
der Debatte

Jahrelang tobte der Rechts-
streit um den Funkmast, denn
der Bebauungsplan schließt Mo-
bilfunkantennen aus. Weil die
Gemeinde Gröbenzell keine
Ausnahmegenehmigung erteilen
wollte, hatte Vodafone geklagt,
das Umweltinstitut war im Ver-
fahren vor dem VGH als Gut-
achter für die Gemeinde aufge-
treten. Kernpunkt des Erfolgs, so
Anwalt Frank Sommer, der die
Gemeinde Gröbenzell vertrat,
sei die Vorlage einer belastbaren
Alternative, was im ersten Ver-
fahren, welches die Gemeinde
verloren hatte, ausgeblieben war.
Ein technisches Gutachten habe
bewiesen, dass eine Mobilfunk-
Versorgung in guter Qualität und
mit ausreichenden Kapazitätsre-
serven auch von dem von der
Gemeinde favorisierten Standort
aus gewährleistet sei.

Raithels Fazit: Nach mehreren

rechtzeitiges kommunales Han-
deln der Schlüssel zum Erfolg ist.

Konfliktpotential

Nach Einschätzung von rechts-
anwalt Frank Sommer gebe das
Spannungsfeld zwischen pau-
schaler Unschuldsvermutung bei
neuen Techniken und tatsächlich
beobachteten Auswirkungen
von Elektrosmog, dazu die
Auffassung des Gesetzge-
bers, die Grenzwerte erst nach
zweifelsfrei erfolgtem wissen-
schaftlichen Nachweis zu sen-
ken, Konflikten allerorts Nah-
rung. Sommer wies darauf hin,
dass „wissenschaftliche Nach-
weise“, wenn überhaupt, defini-
tionsgemäß erst in Jahr(zehnt)en
erbracht werden können.

Dialog

Als kommunale Handlungs-
ansätze bezeichnete der Anwalt
zum einen die Verhinderungstak-
tik, wobei sich hier meist ein pri-
vater Vermieter finde, zum ande-
ren das Verweigern des Einver-
nehmens (nur bei Genehmi-
gungspflicht und auch hier nur im
Ausnahmefall erfolgreich), darü-
ber hinaus den Dialog mit dem
Betreiber/Mobilfunkpaktverfah-
ren (aber: tatsächlicher Einfluss
gering) sowie die Bauleitplanung
(einseitige Regelung)..

te verwehrt, eigene Vorsorgepo-
litik zu betreiben und: Nur die
Mobilfunkbetreiber verfügen
über das technische Know-how.

Fachliche Beratung

Bilanzierend bemerkte Som-
mer, dass (nur) die Bauleitpla-
nung der Kommune rechtlich
verbindliche Standortvorgaben
(auch) unter Vorsorgeaspekten er-
laube. Die Gestaltungsspielräume
seien von Kommune zu Kommu-
ne unterschiedlich, die Außenbe-
reichsplanung stelle sich als ver-
gleichsweise unproblematisch
dar. In der Innenbereichsplanung
gebe es derzeit freilich noch offe-
ne Fragen bezüglich der konkre-
ten Umsetzung. Ratsam sei je-
denfalls das Hinzuziehen fachli-
cher Unterstützung.

Wie Hans-Ulrich Raithel vom
Umweltinstitut München erläu-
terte, sei der zentrale Punkt der
Mobilfunk-Diskussion in einer
Kommune zu klären, ob jeder
neue Anlauf eines Netzbetrei-
bers, einen Standort zu errichten,
mit aller Kraft gestoppt werden
soll (Verhinderungsprinzip) oder
ob die Bereitschaft besteht, an
der Standortplanung mitzuwir-
ken und damit in Kauf zu neh-
men, einen Standort zu akzeptie-
ren, sofern die Immission wir-
kungsvoll minimiert wird. Wich-
tig sei, die Entscheidung über

gerichtlichen Erfolgen – ein wei-
teres Beispiel ist die Gemeinde
Aßling (das Verwaltungsgericht
bestätigte ihr Recht, geeignete
Standorte für Mobilfunkmasten
selbst festzulegen) - habe sich im
Dialog der Kompromiss-Spiel-
raum vergrößert. Vieles, aber
nicht alles sei erreichbar. „Dank
Versachlichung durch technische
und juristische Beratung sind vie-
le Fälle dialogisch lösbar.“ DK

„Deutschland liest. Treffpunkt Bibliothek“:

Lust auf Lesen
Bundesweite Aktionswoche erfolgreich beendet

Über 400 Veranstaltungen allein in Bayern

Bereits zum zweiten Mal führten mehr als 1.000 Bibliotheken in
Kooperation mit dem Deutschen Bibliotheksverband (dbv) die
bundesweite Aktionswoche „Deutschland liest. Treffpunkt Bi-
bliothek“ durch. Unter Schirmherrschaft von Bundespräsident
Horst Köhler waren bis zum 13. November rund 4.000 Veran-
staltungen und 10.000 Stunden Programm zu erleben.

Die Veranstalter konnten auch
heuer mit einem bunten und anre-
genden Programm mit außerge-
wöhnlichen Präsentationen, Aus-
stellungen, Vorlesestunden, Bi-
bliotheksnächten und vielfältigen
Mitmachprojekten aufwarten.
Veranstaltungsorte waren öffent-
liche, wissenschaftliche, kirchli-
che und private Bibliotheken.

Die Bibliotheken in Deutsch-
land bilden ein System, das sich
über das ganze Land spannt, von
der kleinen Gemeindebücherei,
die für die Grundversorgung zu-
ständig ist bis zu den größeren
Stadt-, Regional- oder Staatsbi-

bliotheken sowie wissenschaftli-
chen Universitätsbibliotheken
oder kirchlichen Einrichtungen.
Bibliotheken und Bibliothekare
bieten freien Zugang zu Informa-
tionen und Literatur. Gerade auch
im Zeitalter des Internets leisten
sie Hilfe bei Recherchen und
Quellenforschung, indem sie
ständig ihre Medienbestände ak-
tualisieren und ihre Dienstlei-
stungen und Angebote erweitern.
Bibliotheken verstehen sich heu-
te als lebendige Medienzentren,
die in allen gesellschaftlichen
Kreisen verankert sind, Debatten
anstoßen, begleiten und archivie-
ren. Das Anliegen von „Deutsch-
land liest. Treffpunkt Bibliothek“
ist es, die Wirkung der Bibliothe-
ken in Kultur und Bildung sicht-
bar zu machen und ihre Rolle in
der Gesellschaft zu stärken.

Aktionen für Jugendliche und
die Themen Migration und Inte-
gration bildeten einen Schwer-
punkt der Aktionswoche. Das
Spektrum reichte von Medien-
rallyes, Hörspielwerkstätten, li-
terarischen Konzerten und bi-
bliophilen Spaziergängen über

Poetry Slam-Nächte, Crime-
Nights und Lan-Partys bis hin zu
sportlichen und kulinarischen
Ereignissen. Allein in Bayern
waren über 400 Projekte ange-
meldet.

Poetry Slams

Die Münchner Stadtbibliothek
Milbertshofen veranstaltete bei-
spielsweise einen Workshop
zum Thema „beatboxen“ und
bewies: Gedichte und Reime
müssen nicht langweilig sein.
Wie dicht Rap und Poetry Slam
beieinander liegen, illustrierte
auch der bekannte Poetry Slamer
Jaromir Konecny bei seiner Lite-
raturperformance in der Kinder-
und Jugendbibliothek am Ga-
steig in München. Ebenfalls dort
ging kabarettistische Prominenz
an den Start: Willy Astor hat sich
seit über 20 Jahren als famoser
Wortverdreher, Sänger, Musiker
und Autor einen Namen ge-
macht. In der Münchner Stadt-
bibliothek Allach-Untermenzing
war zudem Christian Springer
alias Fonsi zu erleben.

Eine Fantasy-Rollennacht in
Rosenheim setzte sich auf spie-
lerische Weise mit dem Thema
Identität auseinander und eine
Schülertheatergruppe aus Weiden

(Fortsetzung auf Seite 4)
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Union und FDP die Gewerbe-
steuer zur Diskussion gestellt
wird“, meinte Schaidinger. Die
Koalition beabsichtige, weitere
Entlastungen für Unternehmen
zu schaffen. Zur Neuordnung
der Gemeindefinanzierung solle
eine Kommission eingesetzt
werden, die einen Ersatz der Ge-
werbesteuer durch einen höheren
Anteil an der Umsatzsteuer so-
wie einen kommunalen Zu-
schlag auf die Einkommen- und
Körperschaftsteuer prüft. Wie
Schaidinger betonte, „haben wir
diese Vorschläge in allerlei Vari-
anten bereits in vielfältigen Kom-
missionen der vergangenen Jahre
immer wieder durchgerechnet.“

Fakt sei, dass die Maßnahmen
zur Stabilisierung der Gewer-
besteuer mit der Unternehmen-
steuerreform 2008 gegriffen hät-
ten und deshalb nicht schon wie-
der aufgeweicht werden dürften.
Die vergangenen Jahre hätten be-
stätigt, wie wichtig die Gewerbe-
steuer für die Kommunen ist. Im
Jahr 2008 machte die Gewerbe-
steuer mit 5,6 Milliarden Euro net-
to gut 40 Prozent und damit den
größten Anteil aller kommunalen
Steuereinnahmen in Bayern aus.

Laut Schaidinger sind die
Kommunen der gewichtigste öf-
fentliche Investor. Die Kommu-
nen könnten ihre Aufgaben nur
erfüllen, wenn sie verlässliche
Steuereinnahmen erhalten. Dabei
sei das steuerliche Band zur örtli-
chen Wirtschaft, die die lokale In-
frastruktur nutzt, unverzichtbar.
„Welche Kommune hätte ohne
Gewerbesteuer noch Interesse,
Gewerbe anzusiedeln?“ fragte der
Vorsitzende. Kommunen sorgten
für eine wirtschaftsfreundliche
Infrastruktur - „das können sie
nur vorhalten, wenn sie über eine
solide Finanzbasis verfügen“.

Ruinöser Wettlauf

Kommunale Zuschläge auf die
Einkommen- und Körper-
schaftsteuer sind Schaidinger zu-
folge kein wirklicher Ersatz. Dies
würde eklatante Verschiebungen
der Steuereinnahmen zwischen
den Kommunen auslösen: Dann
könnte ein ruinöser Wettlauf um
Einwohner und damit um Steuer-
zahler ausbrechen. So könnten
Kommunen, die weniger Infra-
struktur vorzuhalten oder geringe-
re Sozialkosten zu tragen haben,
mit niedrigeren Hebesätzen auf die
Einkommensteuer um Steuerzah-
ler buhlen. Der Städtetagschef ver-
wies auf einen Widerspruch: „Auf
der einen Seite will sich die Koali-
tion damit schmücken, den Bür-
gern mehr im Portemonnaie zu las-
sen. Aber auf der anderen Seite
überlegt die FDP, über einen kom-
munalen Hebesatz an der Einkom-
mensteuer wieder den Bürgern in
den Geldbeutel zu greifen.“

Als „Katastrophe“ wertete der
Bayerische Städtetag schließlich
die Zerschlagung der erfolgrei-
chen Zusammenarbeit von
Kommunen und Bundesagentur
bei Hartz IV. Der Koalitionsver-

(Fortsetzung von Seite 1)
und Nachrichtentechnik viele Ar-
beitsplätze abgebaut oder verla-
gert, was die Dynamik insgesamt
gehemmt hat. Im Gegensatz zum
Wachstum der Vorjahre verlief die
Umsatzentwicklung aufgrund des
Rückgangs im Auslandsgeschäft
2008 leicht negativ.

Die Beschäftigung in Nieder-
bayern blieb 2008 im Vergleich
zum Vorjahr stabil. Während die
Automobilindustrie ihren Perso-
nalbestand erheblich reduzierte –
rund 1.100 Arbeitsplätze wurden
abgebaut –, verzeichneten sowohl
der Maschinenbau (+890 Arbeits-
plätze) als auch die klassischen
Zulieferbranchen wie die Kunst-
stoffverarbeitung (+150), die Me-
tallindustrie (+640) und die Elek-
trizitätstechnik (+280) eine dyna-
mische Entwicklung. Die seit Jah-
ren äußerst positiv verlaufende
Umsatzentwicklung im Verarbei-
tenden Gewerbe wurde mit einem
Umsatzrückgang von -3,5 % im
Jahr 2008 gestoppt. In der negati-
ven Umsatzentwicklung spiegelt
sich die hohe Abhängigkeit der
Region von der Konjunktur im
Automobilbau wieder. Die starke
Betroffenheit der Automobilbran-
che von der internationalen Wirt-
schaftskrise schlägt sich in Nie-
derbayern in einem Umsatzver-
lust von fast 2 Mrd. Euro (-17,7
%) gegenüber dem Vorjahr nieder.
Andere Branchen wie der Ma-
schinenbau, die Kunststoff- und
Metallverarbeitung und die Elek-
trizitätstechnik konnten hingegen
ihre Umsätze weiter steigern.

Dynamik in der Oberpfalz

Im Regierungsbezirk Ober-
pfalz ist die Zahl der Arbeitsplät-
ze um 2,1 % gestiegen. Eine sehr
hohe Dynamik mit Wachstums-
raten von mehr als 5 % entfalte-
ten die Maschinenbauer und die
Kunststoffverarbeitenden Betrie-
be sowie die weniger beschäfti-
gungsstarke Chemische Indu-
strie und der Bereich der Medi-
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Konjunkturtal hin zu einem neu-
en durchgreifenden Aufschwung
ist lang und steinig“. Es werde
Jahre dauern, „bis wir wieder das
Niveau des Jahres 2008 erreicht
haben“. „So groß die Herausfor-
derungen an allen Fronten auch
sein mögen: Schwarzmalerei
hilft uns nicht weiter“, meinte
der Minister. Es gibt vielmehr
nur einen Weg: Nach vorn
schauen, auf die eigenen Stärken
besinnen und die Herausforde-
rungen anpacken.

Innovationskraft

Der Freistaat setze hierbei voll
auf die Leistungsfähigkeit und In-
novationskraft seiner Unterneh-
men und unterstütze sie mit neuen
und altbewährten Programmen
und Maßnahmen gerade in wich-
tigen Bereichen wie Bildung,
Technologie und Außenwirt-
schaft. Auch auf Bundesebene
würden zurzeit die Weichen auf
neues Wachstum gestellt. Zwar
sei der Gestaltungsspielraum für
die neue Regierung angesichts der
angespannten Haushaltslage be-
grenzt; die im Koalitionsvertrag
festgelegten Maßnahmen eröffne-
ten den Unternehmen dennoch
mehr Spielraum für Investitionen
und Innovationen. Als Beispiel
nannte Zeil das steuerpolitische
Sofortprogramm, das bereits zum
1. Januar 2010 in Kraft treten soll.

Eine echte Herkulesaufgabe
ist Zeil zufolge die Neugestal-
tung der internationalen Finanz-
marktarchitektur. Auf der Ma-
kroebene müssten neue Gefähr-
dungspotentiale für die Stabilität
des Finanzsystems und die
Realwirtschaft minimiert wer-
den. Auf der Mikroebene benöti-
ge man ein alle Finanzmarktak-
teure und –produkte umfassen-
des Aufsichtsnetzwerk. Gleich-
zeitig dürfe dem Finanzsystem
jedoch kein zu enges Korsett an-
gelegt werden. Allokation und
Diversifikation müssten weiter
uneingeschränkt funktionieren.
Innovationen bei Banken und
gewerblichen Unternehmen
dürften durch Überregulierung
nicht ausgebremst werden. Aber
auch in den Unternehmen selbst
seien Risikomanagement und
Risikocontrolling unzureichend
gewesen, monierte der Minister.
In diesem Zusammenhang kriti-
sierte er auch die Arbeit der Ra-
ting-Agenturen. Den US-ameri-
kanischen und britischen Agen-
turen müsse eine kontinentaleu-
ropäische Agentur entgegen ge-
stellt werden.

Wolfgang Gerke, Präsidiums-
mitglied des Bayerischen Finanz
Zentrums und Sprecher des Clu-
sters Finanzdienstleistungen, regte
an, die Bezahlung der Rating-
Agenturen solle künftig vonseiten

trag von Union und FDP setze
auf die Trennung der Arbeitsge-
meinschaften und habe sich so-
mit für mehr Bürokratie und we-
niger Bürgernähe entschieden.

Arbeitslose und Hilfeempfänger
erhielten nun getrennte Bescheide,
hätten unterschiedliche Ansprech-
partner und müssten Einsprüche
bei unterschiedlichen Stellen ein-
legen. Schaidinger: „Hilfe aus ei-
ner Hand war Konsens und ist
noch immer der richtige Weg.
Wenn die Praxis funktioniert und
die Rechtslage nicht stimmt, dann
wäre es richtiger gewesen, dieVer-
fassung zu ändern.“ Eile sei ange-
bracht, wenn es um denAufbau ei-
ner neuen Organisationsstruktur
gehe. Den Arbeitsgemeinschaften
wurde lediglich eine Übergangs-
frist bis Ende 2010 gewährt.

Kompliziertes Verfahren

Das neue Verfahren ziehe einen
komplizierten Verwaltungsablauf
nach sich, bei dem sich Bundes-
agentur und Kommune im Einzel-
nen miteinander abstimmen müs-
sen, fuhr Schaidinger fort.
Zunächst erfasse die Bundesagen-
tur Einkommen und Vermögen
und melde dies der Kommune.
Diese legt die Leistungen der Un-
terkunft und Heizung fest und
meldet dies der Bundesagentur.
Diese wiederum lege ihre Leistun-
gen zur Unterstützung gegenüber
dem Hilfeempfänger fest. Die
Kommune erlässt ihren Bescheid
über die Unterkunftskosten und
informiert die Bundesagentur.

Bislang hätten sich die Arbeits-
gemeinschaften um eine Hilfe
bemüht, die individuell auf einen
Arbeitssuchenden zugeschnitten
waren, um eine passgenaue Ein-
gliederungshilfe für den Arbeits-
markt zu schaffen. Nun aber stel-
le sich die Frage, ob standardi-
sierte Bundesprogramme den in-
dividuellen Problemen der Ar-
beitssuchenden gerecht werden.

Probleme träten auch beim
Personal in den Arbeitsgemein-
schaften auf. Allein in Bayern
seien dort rund 2.400 kommuna-
le Mitarbeiter beschäftigt. Das
kommunale Personal ist auch für
Aufgaben der Bundesagentur
eingesetzt. Laut Schaidinger
wird sich die Bundesagentur die
Frage stellen müssen, ob genü-
gend Personal für die Bewälti-
gung der Arbeit und die Umstel-
lung der Verwaltung zur Verfü-
gung steht. Für die Städte kom-
me es wiederum darauf an, das
freigesetzte Personal wieder in
die städtische Kernverwaltung
zu integrieren.

Der Umbau der Strukturen und
die komplette Umkrempelung der
Verwaltung führten zu Problemen
bei der Umstellung der EDV; die
Kommunen rechneten mit Mehr-
kosten. Der Vorsitzende: „Diese
Entflechtung sorgt für unsinnigen
Doppelaufwand und kostet die
Kommunen richtig viel Geld. Wir
hoffen,dass trotzdieserkomplizier-
ten Verwaltungsprobleme die Be-
troffenen verlässlich rechtzeitig zu
ihrer Hilfe kommen werden.“ DK

zin-, Mess-, Steuer-, Regelungs-
technik, Optik. Im Automobil-
bau kam es hingegen zu einer
Reduzierung der Arbeitsplatz-
zahl (-1,6 %). Die starken Um-
satzsteigerungen der Vorjahre
haben sich 2008 nicht fortge-
setzt. Das Umsatzvolumen blieb
aber im Vergleich zum Vorjahr
stabil. Hohe Wachstumsgewinne
auf den ausländischen Märkten
erzielten insbesondere die Unter-
nehmen der Elektrizitätstechnik
und der Rundfunk- und Nach-
richtentechnik.

Analog zum Vorjahr hat sich
auch 2008 die Beschäftigung in
der Region Oberfranken leicht er-
höht. Insbesondere die aufgrund
der breit aufgestellten Wirt-
schaftsstruktur sehr umfassende
Produktpalette sowie die Domi-
nanz von klein- und mittelständi-
schen Unternehmen und deren
hohe Flexibilität begünstigen die
Entwicklung des Verarbeitenden
Gewerbes in Oberfranken. Auch
dort verringert die sich deutlich
abschwächende Konjunktur die
Umsatzgewinne der Unterneh-
men. Nach den sehr wachstums-
starken Jahren 2006 und 2007
wurden 2008 keine Wachstums-
gewinne erzielt. Das Umsatzvo-
lumen ging aber im Vergleich
zum Vorjahr nur leicht zurück.

Optik als Zugpferd

In der Region Mittelfranken
hat sich mit einem Beschäfti-
gungswachstum von 16 % der
Bereich der Medizin-, Mess-,
Steuer-, Regelungstechnik, Op-
tik besonders dynamisch ent-
wickelt. Einen Beschäftigungs-
aufbau von mehr als 5 % ver-
zeichneten u. a. der Maschinen-
bau (5,4 %), das Ernährungsge-
werbe (5,5 %) und die Metallin-
dustrie (7,3 %). Ähnlich wie in
den beiden Vorjahren konnten
die mittelfränkischen Unterneh-
men auch 2008 ihr Umsatzvolu-
men deutlich steigern.

Unterfranken wiederum weist

Sorgen...

Robustes Fundament
mit einer Beschäftigungsentwick-
lung von 2,5 % und einem Um-
satzwachstum von 5,2 % eine
deutlich stärkere Entwicklung als
der Freistaat Bayern auf. Das Um-
satzvolumen hat sich um 1,4 Mrd.
Euro auf insgesamt 28,6 Mrd. Eu-
ro erhöht. Allein im Maschinen-
bau wurden 2008 rund 1.960 Ar-
beitsplätze geschaffen. Gleichzei-
tig nahm das Umsatzvolumen im
Maschinenbau um 0,86 Mrd. Euro
zu. Trotz der starken Dominanz
dieser Branche trugen auch die
kleineren Branchen mit einer
ebenfalls guten Dynamik wesent-
lich zur positiven Entwicklung der
Industrie in Unterfranken bei.

Im Regierungsbezirk Schwaben
ist im Jahr 2008 die Beschäftigung
um 2,6 % gestiegen. Insgesamt
wurden in der Industrie rund 4.900
Arbeitsplätze geschaffen. Über-
durchschnittlich dynamisch ent-
wickelten sich 2008 der Luft- und
Raumfahrzeugbau, der Automo-
bilbau sowie die Unternehmen der
Medizin-, Mess-, Steuer- und Re-
gelungstechnik. Die positive Ent-
wicklung schlägt sich gleichzeitig
in einem starken Wachstum der
Umsätze nieder, die 2008 insge-
samt um 4,0 % gestiegen sind.

Zu Beginn des Jahres 2009
macht sich die aktuelle Wirt-
schaftskrise Zeil zufolge in allen
Bereichen der bayerischen Indu-
strie bemerkbar. Sowohl der
Auftragseingang als auch die
Produktion liegen ca. ein Drittel
unter ihrem Vorjahresniveau.
Während die Kapazitätsausla-
stung im Oktober 2008 noch
86,1 % betrug, lag sie im April
2009 bei nur noch 73,9 %. Der
Umsatz des Verarbeitenden Ge-
werbes liegt in Bayern ca. 25 %
unter dem Vorjahresniveau.

Minister Zeil: „Nach diesem
mäßigen Start in das Jahr 2009
scheint sich die Lagebeurteilung
der bayerischen Industrie zumin-
dest nicht mehr zu verschlech-
tern. Wann jedoch mit dem Auf-
schwung zu rechnen ist, lässt
sich nur schwer beurteilen.“ DK

Lehren aus...
len, die oft nur ungenügend auf ih-
re empirische Relevanz getestet
wurden und deshalb häufig fehl in-
terpretiert werden.“

Vertrauensbildung nötig

Der Finanzwissenschaftler
Klaus Hopt vom Max-Planck-
Institut Hamburg verwies
schließlich darauf, dass es bei al-
len Maßnahmen der Aufsicht,
der Regulierung und der Menta-
litätsänderungen vor allem auf
die Schaffung neuen Vertrauens
bei der Bevölkerung ankomme.
Denn dieses sei durch die Krise
abhanden gekommen. DK

der Investoren erfolgen und nicht
durch das zu bewertende Unter-
nehmen selbst. Er bemängelte zu-
dem, dass die Aufsichtsbehörden
in Deutschland zwar hervorragend
darauf vorbereitet waren, das Ta-
gesgeschäft der Banken und Versi-
cherungen zu prüfen, bei der Kon-
trolle von Großrisiken aus der Fri-
stentransformation und aus dem
internationalen Verbriefungsge-
schäft aber versagt hätten. Gerke:
„Die Bündelung der Aufsicht bei
der Deutschen Bundesbank stellt
nur eine aktivistische Scheinlösung
dar.Viel wichtiger ist eine qualitati-
veAufrüstung derAufsicht.“

Elmar Helten, ebenfalls ein

Mitglied des Präsidiums des
Bayerischen Finanz Zentrums und
Sprecher des Clusters Finanz-
dienstleistungen, erklärte: „Da
Bank- und Versicherungsprodukte
und -dienstleistungen zum großen
Teil auf Zufallsmodellen basieren
(‚Kasinokapitalismus’), ist jede
Einzelfallregelung von Massenge-
setzmäßigkeiten sehr kritisch zu
beurteilen. Viele Kennzahlen von
Wahrscheinlichkeitsverteilungen
und Zufallsprozessen, wie zum
Beispiel Standardabweichung,Va-
lue at Risk, Ruinwahrscheinlich-
keit oder Korrelationskoeffizient,
die als Regulierungsparameter be-
nutzt werden, basieren auf Model-

Lust auf...
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brachte den „Alchimisten“ in ei-
ner eigenen, multikulturellen
Ausdeutung mit Tanz, Gesang
und Akrobatik auf die Bühne.
Um Ausgrenzung und Vorurteile
ging es bei der Bühnenshow
„Tolles Buch!“ in der Münchner
Stadtteilbibliothek Neuaubing,
wo auf provokante Weise Veröf-
fentlichungen zu speziellen Ju-
gendthemen präsentiert wurden.

„Alles Schiller...
oder was?“

Unter dem Titel „Flipper, Jazz
und Sputnikfieber“ ging eine Au-
torenlesung mit Diskussion in Co-
burg über die Bühne, während
Jens Harzer, „Schauspieler des
Jahres 2008“, in der Münchner
Stadtbibliothek BogenhausenTex-
te des Halleschen Schriftstellers
Christoph Kuhn vortrug. In Würz-
burg präsentierte schließlich eine
„Nacht der Stimmen“ unter dem
Titel „Wendezeiten“ Originalton-
aufnahmen bekannter Schriftstel-
ler aus der ehemaligen DDR.

Speziell für Kinder wurden ei-

ne Reihe von Veranstaltungen zu
Friedrich Schillers 250. Geburts-
tag angeboten. So widmete sich
ein Mitmach-Programm für
Schulklassen in Freising den
„Freuden schöner Götterfun-
ken“, außerdem hieß es dort „Al-
les Schiller ... oder was?“. Um
detektivische Fähigkeiten ging
es in dem musikalischen Live-
Hörspiel „Totenschädel sprechen
nicht: Das Rätsel um Joseph
Haydn“, das zum 200. Todestag
des Komponisten in Burgkir-
chen aufgeführt wurde. Aus dem
Kreis prominenter Kinder- und
Jugendbuchautoren war in Lauf
wiederum die „Lola“-Erfolgs-
autorin Isabel Abedi zu Gast.
„Piraten in der Leserei“ traf man
in Kitzingen an, wo das Figu-

rentheater Pantaleon spielte.
Die Staatliche Bibliothek Re-

gensburg veranstaltete ihrerseits
eine „Bairische Nacht“. Hier re-
ferierte der „Dialektpapst“ Prof.
Dr. Ludwig Zehetner zum The-
ma „Schorsch mogst a Biffla-
mot“. Sibylle Lewitscharoff, die
im Frühjahr den begehrten
Buchmessepreis in Leipzig er-
hielt, stellte in Lauf ihre wortge-
waltige Roman-Burleske „Apo-
stoloff“ vor. Der ebenfalls preis-
gekrönte Schriftsteller Bodo
Kirchhoff trug in Würzburg sei-
ne frisch erschienenen „Erinne-
rungen an meinen Porsche“ vor.

Ein abschließender Höhe-
punkt der Woche war der Vorle-
setag am 13. November. Jeder,
der Spaß am Vorlesen hatte, las
anderen vor: in Bibliotheken,
Buchhandlungen, Schulen und
Kindergärten. KI

Signal gegen
Kreditklemme
Die BayernLB und die LfA
Förderbank Bayern unter-
stützen den Mittelstand mit
zusätzlichen Förderdarlehen
im Gesamtvolumen von 100
Millionen Euro und verstär-
ken damit ihre Zusammen-
arbeit in der Mittelstandsfi-
nanzierung.

Die BayernLB erhält ein
Globaldarlehen, das sie in
maßgeschneiderte, zinsgünsti-
ge Einzeldarlehen für ihre mit-
telständischen Firmenkunden
umwandelt. Mit der Unter-
zeichnung des mittlerweile
zweiten Vertrags über ein Glo-
baldarlehen setzen die beiden
bayerischen Banken ein deutli-
ches Signal für die Kreditver-
sorgung im Freistaat.

Mittelständische Firmen
können über dieses Kreditan-
gebot ab sofort Darlehen zu
Vorzugskonditionen in An-

spruch nehmen. Denn der Vorteil
aus der günstigen LfA-Refinan-
zierung kommt in vollem Um-
fang dem Endkreditnehmer zu-
gute. Für die Unternehmen bringt
das spürbare Zinsvorteile.

„Gerade mittelständische Un-
ternehmen sind in wirtschaftlich
schwierigen Zeiten auf verlässli-
che Finanzpartner angewiesen,
die sie bei der Verwirklichung

wichtiger Vorhaben unterstüt-
zen.“, so Jan-Christian Dreesen,
zuständiges Vorstandsmitglied
der BayernLB.

Michael Schneider, Vor-
standsvorsitzender der LfAFör-
derbank Bayern: „ Mit dem
Globaldarlehen können auch die
größeren Mittelstandskun-
den der BayernLB von Vor-
zugskonditionen profitieren.“�

Jan-Christian Dreesen und Michael Schneider (v. l.). ��
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„Beim Klimaschutz
gibt es nur eine Wahl:
Mitmachen!“

Franz Schnitzenbaumer
ist Bürgermeister der
Gemeinde Schliersee und
Mitbegründer der „Initiative
Zukunftsentwicklung Schliersee“.
Er hat sich für CO2-neutrales
Erdgas der ESB entschieden und
ist damit ein Vorbild für den
Klimaschutz.

Erdgas Südbayern GmbH · Ungsteiner Straße 31 · 81539 München · www.esb.de
* 3,9 Ct./Min. im dt. Festnetz, abweichende Mobilfunkgebühren

Entscheiden auch Sie sich jetzt für das CO2-neutrale Erdgas der ESB mit Klimaschutzgarantie.

+++ Neutralisierung der gesamten CO2-Emission aus der Erdgasverbrennung +++ aktive Förderung von
Projekten zur Gewinnung erneuerbarer Energien +++ auf Wunsch Neutralisierung des gesamten
CO2-Footprints durch Klimaschutz-Zertifikate +++ zertifiziert und überwacht durch den TÜV Nord +++

Wir beraten Sie gerne. Terminvereinbarungen unter Tel. 0 18 01/56 57 58*
oder per e-Mail an klimaschutz@esb.de

Kommunale Gasbeschaffungsplattform:

Eine für ganz Deutschland?
Bayerngas-Geschäftsführer Marc Hall im GZ-Gespräch

beim StadtwerkeForum 2009 in Düsseldorf

Das StadtwerkeForum 2009 in Düsseldorf unter dem Motto
„Energieeffizienz und Kooperationsmodelle“ bot einmal mehr
eine interessante Plattform für Fachleute aus Politik, Wissen-
schaft, Verwaltung und Energiewirtschaft. Mit der „Erdgasbe-
schaffung auf internationalen Märkten“ befasste sich in sei-
nem Vortrag Bayerngas-Geschäftsführer Marc Hall, der am
Rande der Tagung für ein Gespräch mit der Bayerischen Ge-
meindezeitung zur Verfügung stand.

GZ: Herr Hall, Bayerngas
ist eine kommunale Beschaf-
fungsplattform für Erdgas.
Das konzernunabhängige Un-
ternehmen bündelt die Gas-
mengen seiner Gesellschafter
und Kunden, kauft Erdgas
über alle Wertschöpfungsstu-
fen der Beschaffung und ist
im Fördergeschäft aktiv. 2008
hat das Unternehmen 66 Mil-
liarden Kilowattstunden Gas
verkauft. Das sind rund 2,4
Prozent mehr als 2007. Wel-
che Erwartungen haben Sie
an das Gaswirtschaftsjahr
2009/2010?

Hall: Ich erwarte, dass sich
der Wettbewerb verschärft und
an Vielfalt gewinnt. Als Antwort
auf den zunehmenden Wettbe-
werb zeigt die Bayerngas stär-
kere Präsenz auf den europäi-
schen Beschaffungsmärkten, um
seinen Gaseinkauf auch unter
den veränderten Bedingungen
optimieren zu können.

GZ: Wie gestaltet sich diese
Präsenz?

Hall: 2008 haben wir unser
Portfoliomanagement weiterent-
wickelt und ein leistungsstarkes
Handelsdispatching aufgebaut.
Wir werden uns künftig noch
schneller bewegen. Die Optimie-
rungsmöglichkeiten, die sich
durch den OTC-Markt und
Energiebörsen ergeben, werden
von Bayerngas verstärkt genutzt.

Die Gespräche mit Produzenten
verlaufen durchwegs positiv.

GZ: Ihr Auftrag besteht da-
rin, die Erdgas-Bezugskondi-
tionen für ihre Partner zu opti-

der NetConnect Germany GmbH
& Co. KG (NCG) gewonnen.
Das Tradingunternehmen acto-
gas ist für das Bayerngas-Port-
foliomanagement zunehmend
an internationalen Hubs und
Gasbörsen aktiv und hat ein
weiteres Jahr rasanten Wachs-
tums hinter sich.

Die Netzgesellschaft bayer-
nets GmbH ist als einer der
Gründungsgesellschafter der
NCG aus der Regionalität her-
ausgetreten. Durch die Über-
nahme von Genesis Petroleum
ist dem Explorations- & Pro-
duktionsunternehmen der Bay-
erngas, der Stadtwerke Mün-
chen, der Swissgas und der TI-
GAS der Einstieg in die briti-
sche Nordsee gelungen. Bisher
war Bayerngas Norge in Nor-
wegen und in Dänemark aktiv.
Erst 2008 hatte das norwegi-
sche Unternehmen die Bayern-
gas Danmark ApS gegründet.

GZ: Bayerngas Norge hat
zusätzliche Kapazitäten und
Kompetenzen erhalten …

Hall: Das aktuelle Portfolio
der Bayerngas Norge liegt bei
mittlerweile 39 Lizenzen. Die In-
tegration der hochqualifizierten
Genesis-Mitarbeiter in die Bay-
erngas-Gruppe verbessert die
Bedingungen für eine erweiterte
Explorationstätigkeit und damit
für stärkeres organisches Wachs-
tum. Bayerngas Norge wurde
Ende Juni 2009 von den norwe-
gischen Behörden als Betriebs-
führer qualifiziert. Die Übernah-
me einer Betriebsführerschaft
bei der Exploration oder Er-
schließung von Gasfeldern er-
höht die Anforderungen an Un-
ternehmen und Mitarbeiter.

GZ: Gibt es Ihrer Einschät-
zung nach die Chance für ein
großes, kommunal geprägtes,
international operierendes Gas-
beschaffungsunternehmen
für ganz Deutschland?

Hall: Ich bin überzeugt, dass
bei der kommunalen Gasbe-

schaffung ein gesamtdeutsches
Format angestrebt werden
muss. Die nächste Stufe liegt
meines Erachtens auf dem inter-
nationalen Gasmarkt. Fakt ist:
Das Marktmuster ändert sich.
Aus einer großflächigen regio-
nal geprägten Struktur entsteht
ein kleinteiliges nationales und
zunehmend internationales Mu-
ster. Die Belieferung sämtlicher
bestehender Kunden zu 100 %
in der Region steht der Wettbe-
werbsentwicklung entgegen und
wird unüblich. Bayerngas wird
das veränderte Marktmuster an-
nehmen und mitweben. Wir ste-
hen als vollständig integrierter
Partner der Erdgasbeschaffung
zur Verfügung.

GZ: Wie könnten Erfolg
versprechende Strategien aus-
sehen?

Hall: Um erfolgreich zu sein,
müssen die kommunalen Unter-
nehmen für internationale Part-
ner sichtbar sein. Das geht nur
über den weiteren Aufbau von
Gaskompetenz und Größe. Wenn
dieser Weg eingeschlagen wird,
müssen sich Stadtwerke bei der
Gasbeschaffung wie in der Bay-
erngas zusammenfinden. Des-
halb steigen die Chancen für die
nächste Ebene der Kräftebünde-
lung von deutschen Stadtwerken.
Entscheidend ist, auch auf dem
internationalen, europäischen
Markt nicht alles auf eine Karte
zu setzen. ‚Nicht zocken, sondern
diversifizieren’, lautet das Motto.
Marktchancen müssen genutzt,
Preis- und Mengenrisiken mini-
miert werden.

GZ: Aus welchen Bausteinen
setzt sich ein wettbewerbsopti-
miertes Beschaffungsportfolio
zusammen?

Hall: Zunächst gilt: Internatio-
nalität muss nicht beim professio-
nellen Trading an nationalen und
europäischen Hubs enden. Das
Potenzial der Gasmärkte kann
umfassender ausgeschöpft wer-
den. Sowohl direkte Verträge mit
Produzenten als auch selbst ge-
fördertes Erdgas sind neben den
Verträgen mit anderen deutschen
Importeuren wichtige Elemente
eines Beschaffungsportfolios. Der
Anspruch und Ehrgeiz der Stadt-
werke in der Gasbeschaffung ist
gestiegen. Das ist der Treiber für
die nächste Stufe. DK

Stadtwerke und ESB gründen Plattform Energie GmbH:

Erdgasbeschaffung auf
höchstes Niveau gehoben
Die Erdgasbeschaffung von 18 südbayerischen Versorgungs-
unternehmen erfolgt ab sofort in einer neuen Qualität: Mit der
Gründung der Plattform Energie GmbH wollen sich die Ge-
sellschafter gemeinsam neue Beschaffungskanäle und Markt-
zugänge erschließen. „Wir können jetzt schneller und flexibler
auf Marktveränderungen reagieren, Mengen wieder am
Markt verkaufen und natürlich Synergieeffekte nutzen“,
bringt Josef Loscar, einer der beiden Geschäftsführer der
Plattform Energie GmbH, die Vorteile auf den Punkt.

Statt wie früher stichtagsbe-
zogen einzukaufen, beziehen
die an der Plattform Energie
GmbH beteiligten Versorger
nun das benötigte Erdgas nach
den aktuellen Marktentwicklun-
gen. Durch eine kombinierte
Beschaffung können zudem
Portfolioeffekte erzielt werden.
„Das schafft allen Mitgliedern
ganz klar Wettbewerbsvorteile,
denn eine günstige Beschaffung
ist die Basis für marktfähige
Verbraucherpreise“, so Martin
Heun, ebenfalls Geschäftsführer
der Plattform Energie GmbH.

Das junge Unternehmen star-
tet mit einer ansehnlichen Men-
ge: Für das Gaswirtschaftsjahr
2010/2011 sollen rund 5 Milli-
arden Kilowattstunden an den
Märkten beschafft werden. „Mit

der Plattform Energie GmbH
haben wir in Südbayern den Be-
ginn einer zukunftsweisenden
Beschaffung eingeläutet und ein
neues Niveau erreicht“, erklärt
dazu Josef Loscar.

Offen für neue
Gesellschafter

Die Gesellschafter der Platt-
form Energie GmbH setzen sich
aus südbayerischen Stadtwerken
und der Erdgas Südbayern
GmbH zusammen. „Wir sind alle
Partner auf Augenhöhe und hal-
ten unser Geschäftsmodell auch
für weitere Gesellschafter aus
dem Bereich der Stadtwerke of-
fen“, so Josef Loscar. Firmensitz
der neuen Beschaffungsplattform
ist Bad Aibling. �

Die Mitglieder der Plattform
Energie GmbH auf einen Blick:

z Energieversorgung Ergolding-Essenbach GmbH
z Erdgas Südbayern GmbH
z Erdgasversorgung Erding GmbH & Co. KG
z Gas und Wärme GmbH Bad Aibling (GWBA)
z Gemeindewerke Garmisch-Partenkirchen
z Gemeindewerke Holzkirchen GmbH
z Gemeinde Kiefersfelden, Gemeindewerke Kiefersfelden
z GVD Gasversorgung Dorfen GmbH
z Inngas GmbH
z KEW Karwendel Energie und Wasser GmbH
z Stadt Bad Reichenhall, Stadtwerke Bad Reichenhall
z Stadt Landau a.d. Isar, Stadtwerke Landau a.d. Isar
z Stadtwerke Bad Tölz GmbH
z Stadtwerke Passau GmbH
z Stadt Pfarrkirchen, Stadtwerke Pfarrkirchen
z Stadtwerke Traunstein GmbH & Co. KG
z Stadtwerke Vilshofen GmbH
z Tegernseer Erdgasversorgungsgesellschaft mbH & Co. KG �

Marc Hall. �

mieren. Dazu gehören unter
anderem die Stärkung der
Plattformfunktion und der
Ausbau des Netzwerkes. Kön-
nen Sie einige Beispiele nen-
nen?

Hall: Der Bayerngas-Kon-
zern hat 2008 seine Präsenz auf
den deutschen und internatio-
nalen Märkten gestärkt. Im
Gasliefergeschäft hat die Bay-
erngas GmbH ihre Marktpositi-
on behauptet und zusätzliche
Industriekunden im Marktgebiet

Landgericht Hamburg:

Unangemessene Benachteiligung
des Gaskunden

Vorformulierte Verweisung eines Energieversorgers
auf mögliche Anpassung des Gaspreises auf

„Preisentwicklung auf dem Wärmemarkt“ unwirksam

Behält sich ein Energieversorgungsunternehmen in seinen Ver-
tragsbedingungen vor, den Gaspreis der «Preisentwicklung auf
dem Wärmemarkt» anzupassen, benachteiligt dies den Gas-
kunden unangemessen. Eine derartige Regelung ist, genauso
wie die auf sie gestützte Gaspreiserhöhung, unwirksam, ent-
schied das Landgericht Hamburg.

Denn zur Wirksamkeit einer
Preisanpassungsklausel sei er-
forderlich, dass die Vorausset-
zungen für eine Preiserhöhung
möglichst konkret festgelegt
würden. Der Kunde müsse die
Möglichkeit erhalten, die Preis-
änderungen nachzuvollziehen
und nachzurechnen, so das Ge-
richt. Die Berufung wurde zuge-
lassen (Urteil vom 27.10.
2009, Az.: 301 O 32/05).

Die Kläger sind oder waren
Gaskunden der beklagten Ener-
gieversorgerin. Diese hatte in die
von ihr vorformulierten Gaslie-
ferungsverträge eine Regelung
aufgenommen, nach der sie be-
rechtigt war, ihre Preise der Preis-
entwicklung auf dem Wärme-
markt anzupassen. Die Kläger
hielten eine auf diese Klausel ge-
stützte Preiserhöhung für un-
wirksam und klagten. Mit Er-
folg: Das LG hat die Preisanpas-
sungsklausel als unwirksam an-
gesehen.

Preisanpassungsklausel
muss hohen
Anforderungen genügen

In Verträgen mit Verbrauchern
seien an die Ausgewogenheit
und Klarheit einer Änderungs-
klausel hohe Anforderungen zu
stellen, so die Begründung.
Klauseln, die dem Verwender ei-
ne Preiserhöhung nach freiem

Belieben erlaubten, seien un-
wirksam. Erforderlich sei näm-
lich, dass die Voraussetzungen
für eine Preiserhöhung mög-
lichst konkret festgelegt würden.
Der Kunde müsse die Möglich-
keit erhalten, die Preisänderun-
gen nachzuvollziehen und nach-
zurechnen. Die hierfür notwen-
digen Daten habe das Energie-
versorgungsunternehmen zur
Verfügung zu stellen.

Eine Bezugnahme auf die Prei-
sentwicklung auf dem Wärme-
markt genüge diesenAnforderun-
gen nicht, so das LG. Sie lasse be-
reits offen, auf welche konkreten
Daten und Bezugsgrößen die
Preisänderung gestützt werden
könne. Insbesondere bleibe un-
klar, auf welchen Energiemarkt
und welche Energieträger Bezug
genommen werde.

Die Kläger seien durch die
Preisanpassungsklausel unange-
messen benachteiligt worden. Sie
hätten, so das LG, bei Vertrags-
schluss nicht einschätzen können,
welche Preiserhöhungen auf sie
zukommen würden. Die Beklag-
te habe sich dagegen die Mög-
lichkeit eingeräumt, die Tarife oh-
ne vertraglich festgelegte Voraus-
setzungen und Grenzen zu er-
höhen und eigentlich veranlasste
Preisreduzierungen nicht (so-
gleich) vorzunehmen.
beck-aktuel l -Redaktion,
Verlag C. H. Beck ��
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Von Wind und Sonne
profitieren

Leipzig. Der Klimawandel schreitet voran und beherrscht fast
täglich die Medien. Mit Energie muss bewusster umgegangen
werden. Fossile Brennstoffe, wie Erdöl und Kohle, werden im-
mer knapper. Gerade in diesen Zeiten bieten Sonne und Wind
eine zukunftsweisende Alternative. In Deutschland zählt die
Stromproduktion aus Erneuerbaren Energien zu den wichtig-
sten Wachstumsmotoren. Sie schafft Arbeitsplätze und eine zu-
nehmende Unabhängigkeit gegenüber Energieimporten. Zu-
dem tragen sie zum Umweltschutz bei.

Von der Nutzung regenerativer
Energiesysteme können alle pro-
fitieren. Das Leipziger Unter-
nehmen Green Energy 3000
GmbH hat sich auf die Entwick-
lung und Realisierung von
Windkraft- und Solarparks spe-
zialisiert und errichtete bereits
zahlreiche Windparks mit einer
Gesamtleistung von 57 MW so-
wie Solarparks mit einer Leis-
tung von 14 MWp. Damit ver-
sorgt die Green Energy 3000
GmbH schon jetzt mehr als
24.000 Haushalte mit Strom und
spart jährlich über 66.000 Ton-
nen an CO2 ein.

Beitrag zum Umweltschutz

Das Unternehmen möchte
auch weiterhin einen Beitrag
zum Umweltschutz leisten und
sucht deshalb für zukünftige
Projekte Frei- und Dachflächen,
wie zum Beispiel auf Dächern
gewerblicher Immobilien, Schu-
len oder anderen öffentlichen
Einrichtungen, die über große
Nutzflächen verfügen.

Das Unternehmen bietet zu-
dem für Interessierte eine Inves-
titionsmöglichkeit, denn regene-
rative Energien leisten nicht nur
einen Beitrag zum Umwelt-
schutz, sondern sind durch staat-

liche Förderungen und steuerli-
che Vorteile rentable Anlagenob-
jekte. Zur Ertragsoptimierung er-
richtet die Green Energy 3000
GmbH sogenannte zweiachsig-
nachgeführte Solartracker von
DEGERenergie, aus Horb am
Neckar. So werden auf einer
dreh- und schwenkbaren Fläche
bis zu 60 m² Solarmodule immer
optimal zur Sonne ausgerichtet,
wodurch jährlich ein Mehrertrag
von etwa 35 % im Vergleich zu
einer festaufgeständerten Anlage
erreicht wird. Das bedeutet für
den Investor natürlich auch eine
höhere Rendite von über 5 Pro-
zent.

Bürgerbeteiligung

Green Energy 3000 GmbH
setzt bei der Finanzierung ihrer
Solar- und Windparks auf das
Modell der Bürgerbeteiligung.
Jeder kann mit geringem Eigen-
kapital investieren und trägt zum
Umweltschutz bei, denn zahlrei-
che Kreditinstitute finanzieren
die Investition in Erneuerbare
Energien. Des weiteren erhält je-
der Investor eine Anlage mit ei-
ner Laufzeit von mindestens 20
Jahren, die während der gesam-
ten Laufzeit professionell be-
treut wird.

Die Eigentümer der Grund-
stücke, auf denen eine Wind-
kraft- oder Solaranlage errichtet
wird, erhalten durch einen lang-
fristigen Pachtvertrag von min-
destens 20 Jahren ein attraktives,
gesichertes Einkommen.

Intensive Zusammenarbeit

Green Energy 3000 GmbH hat
in der Vergangenheit bereits in-
tensiv mit Gemeinden und Ge-
nehmigungsbehörden zusam-
men gearbeitet und mehrere Pro-
jekte verwirklicht, so dass be-

reits jetzt ein Großteil des in
den jeweiligen Ortschaften ver-
brauchten Stroms vor Ort aus re-
generativen Energien erzeugt
wird.

Solarpark im RaumAmberg

Aktuell entsteht in der Ober-
pfalz, im Raum Amberg, auf ei-
ner Fläche von 13 Hektar ein wei-
terer Solarpark mit 159 zweiach-
sig-nachgeführten Solartrackern.
Der „Solarpark Schnaittenbach“
wird der 4. Solarpark dieser Art
sein, den die Green Energy 3000
GmbH errichtet. Green Energy
3000 hat bereits Solarparks in Pe-
nig (Sachsen) mit 118, in Wor-
kerszell (Bayern) mit 270 und in
Kallmünz (Bayern) mit 138 So-
lartrackern errichtet.
Informationen zu den Projek-
ten unter www.ge3000.de �

Sponsorpool Bayern und E.ON Bayern AG:

Forscherschule des
Jahres ausgewählt

Sonderpreis 2009 geht an das Joseph-von-Fraunhofer-
Gymnasium Cham

Das Joseph-von-Fraunhofer-Gymnasium Cham ist „Bayerische
Forscherschule des Jahres 2009“. Der begehrte Sonderpreis des
Sponsorpools Bayern der Stiftung Jugend forscht e. V. ist mit
3.000 Euro dotiert und wurde bei einer Festveranstaltung in der
Pausenhalle der Siegerschule übergeben.

Die siegreiche Forscherschule
beeindruckt durch zahlreiche
kreative Ideen bei der Profilie-
rung der naturwissenschaftlichen
Fächer und fördert den Nach-
wuchs an qualifiziertenAkademi-
kern in diesem Bereich nachhal-
tig. Neben einem lebendigen, am
Experiment orientierten Unter-
richt bietet auch der von OStR

Robert Wagenbrenner geleitete
Erfinderclub „Nussknacker“ den
idealen Nährboden für erfolgrei-
che Teilnehmer bei den Wett-
bewerben „Jugend forscht“ oder
„Schüler experimentieren“. Auf
der renommierten Erfindermesse
IENA sind die Jungforscher aus
Cham ebenfalls regelmäßig ver-
treten. Zudem betreibt das Gym-
nasium eine vorbildliche Öffent-
lichkeitsarbeit. Der Stellenwert
und die Attraktivität der Natur-
wissenschaften allgemein werden
vor Ort dorthin gerückt, wo sie
hin gehören – in den Fokus des
öffentlichen Interesses.

In einer Region, die weder eine
Universität noch eine Fachhoch-
schule beheimatet, übernimmt
das Joseph-von-Fraunhofer-Gym-
nasium eine wichtige Rolle als
Mutmacher bei der Ausbildung
zukünftiger Führungskräfte. Es
weckt den Erfinder- und Ingeni-
eursgeist der jungen Menschen
und bildet eine aktive Keimzelle
für Innovation im Lebens- und
Wirtschaftsraum Cham. DieAus-
zeichnung als „Bayerische For-
scherschule des Jahres“ ist für die
pfiffigen Jungforscher und ihre
engagierten Betreuungslehrer lo-
gische Konsequenz und verdien-
ter Lohn zugleich.

Insgesamt hatten die Leiter der
Regionalwettbewerbe von Jugend
forscht Bayern in diesem Jahr
zehn Schulen für den Sonderpreis
vorgeschlagen. Bei der Bewertung
durch die Jury lieferten sich zwei
Gymnasien ein Kopf-an-Kopf-
Rennen. Dazu zählte neben der
späteren Siegerschule auch das
Katharinen-Gymnasium Ingol-
stadt. Beide Bildungseinrichtun-
gen waren bereits mehrfach als
Forscherschule des Jahres in Bay-
ern nominiert und haben über Jah-
re hinweg zahlreiche Wettbe-
werbsteilnehmer bei Jugend
forscht betreut sowie zu beein-
druckenden Erfolgen geführt.

Auf Vorschlag der bayerischen
Wettbewerbsleiter von Jugend
forscht hat eine Jury, der neben
Vertretern der Landeswettbe-
werbsleitung auch der Patenbe-
auftragte der E.ON Bayern AG
und ein Vertreter des Staatsmini-
steriums für Unterricht und Kul-
tus angehören, die Siegerschule
ausgewählt. Prämiert werden
Schulen, die den Forschernach-
wuchs in außergewöhnlicher
Weise fördern. Die Verwendung
der Mittel ist zweckgebunden
und soll für die Laborausstattung
im naturwissenschaftlichen Be-
reich verwendet werden. �

Bayerische Wasserkraftwerke:

Verlässliche Energiequelle
LVBW-Generalversammlung in Regensburg

Bei der 60. Generalversammlung des Landesverbandes Bayeri-
scher Wasserkraftwerke eG in Regensburg plädierte Vorstands-
vorsitzender Franz Hirschmann für den Schutz der heimischen
Wasserkraft als effizienteste Form der Stromerzeugung aus er-
neuerbaren Energien. Ziel des LVBW sei es nach wie vor, auf den
volks- und privatwirtschaftlichen Wert der Kleinkraftwerke hin-
zuweisen, durch fachkundliche Beratung den Werken zu helfen
und ihre Interessen der Öffentlichkeit gegenüber zu vertreten.

Hirschmann wies zunächst da-
rauf hin, dass die Stromerzeu-
gung aus Wasserkraft 2008 er-
freulicherweise zugenommen ha-
be und nun mit 21,8 Mrd. kWh an
dritter Stelle liege. Die Revitali-
sierung von Klein- und Kleinst-
kraftwerken könnte laut Hirsch-
mann dazu beitragen, dass mittel-
fristig bis zu 7 % der Stromerzeu-
gung in Deutschland durch den
regenerativen Energieträger Was-
ser gedeckt wird. Einen Ansporn
dazu gebe das Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz (EEG) 2009.

Hirschmann verwies auf eine
seiner Ansicht nach „wesentliche
Verbesserung im Bereich Wasser-
kraft“, nämlich die längst überfäl-
lige Erhöhung der Vergütung (bei
ökologischer Verbesserung) auf
11,67 Ct/kWh, bzw. bei Neuanla-
gen auf 12,67 Ct/kWh. Weniger
erfreulich sei jedoch, dass die
Vergütungsdauer auf 20 Jahre be-
grenzt ist und hohe Restwasser-
mengen oft zu einem Leistungs-
verlust führten. Zudem seien An-
lagenbetreiber nunmehr ver-
pflichtet, Kraftwerke, deren Lei-
stung 100 kW übersteigt, mit ei-
ner technischen und betrieblichen
Einrichtung zur ferngesteuerten
Reduzierung der Einspeiseleis-
tung auszustatten, auf die der
Netzbetreiber zugreifen darf.

Platz behaupten

Viele Belange der Wasserkraft
würden inzwischen auf Bundese-
bene entschieden, fuhr der Vor-
stand fort. Durch die Mitglied-
schaft des LBW im Bundesver-
band Deutscher Wasserkraftwer-
ke (BDW) „verleihen wir der
Wasserkraft Gewicht, das auch
über den Bundesverband Erneu-
erbare Energie e.V. (BEE) zur
Wirkung kommt“. „In Zukunft
müssen wir unseren Platz neben
Photovoltaik, Windkraftwerken
oder Biomasse behaupten, die
uns zum Teil mit Mitgliederzah-
len übertrumpfen, die wir aus
vielfältigen Gründen nicht errei-
chen können“, so Hirschmann. Es
gebe bundesweit eben nur ca.
7.500 Wasserkraftwerke und et-
wa 4.200 in Bayern.

Aus Sicht des Vorsitzenden ist
es vor allem die Zusammenarbeit
mit den anderen Landesverbän-
den und die Mitwirkung im Bun-
desverband Deutscher Wasser-
kraftwerke, die dazu beitragen
kann, notwendige Verbesserun-
gen zu erzielen (z. B. eine höhere
Vergütung bei ökologischer Ver-
besserung), schon erreichte Posi-
tionen zu behaupten (z. B. Be-
standsschutz für Altrechte und
Bewilligungen) sowie drohende
Verschlechterungen abzuwenden
(z. B. überzogene Restwasser-
mengen). Hirschmanns Appell:
„Alle Kraftwerksbetreiber sollten
versuchen, noch mehr Öffentlich-
keitsarbeit zu betreiben und so
vor Ort zeigen, wie die Stromer-
zeugung mit Turbinen aus Was-
serkraft funktioniert.“

Laut Wolfgang Lazik, Amts-
chef im Bayerischen Staatsmini-
sterium für Umwelt und Gesund-
heit, der in Vertretung von Um-
weltminister Markus Söder refe-
rierte, trägt Wasserkraft zur Zeit
mit einer Jahreserzeugung von
13.000 GWh einen Anteil von 16
bis 18 Prozent zur Gesamtstrom-
erzeugung und ca. 66 Prozent zur
regenerativen Energieerzeugung
in Bayern bei. Mit Strom aus
bayerischen Wasserkraftwerken
ließen sich der zweifache Bedarf
Münchens decken oder 13 Städte
der Größe Regensburgs versor-

gen. 5 % der Wasserkraftanlagen
über 1000 kW erzeugten dabei
über 90 Prozent des Wasserkraft-
stromes, weit über die Hälfte des
in Deutschland produzierten Was-
serkraftstroms stamme aus den
rund 4.250 bayerischen Wasser-
kraftanlagen. Aber auch die rund
4000 Klein- und Kleinstwasser-
kraftanlagen unter 1000 kW er-
zeugten über 1 Milliarde kWh
Strom pro Jahr, was immerhin
dem Jahresstrombedarf von ca.
250.000 Haushalten entspreche.

Gerade weil die Bayerische
Staatsregierung auch die Proble-
me der internationalen Energie-
vernetzung ebenso erkenne wie
die Endlichkeit fossiler Brenn-
stoffe, will der Freistaat Lazik zu-
folge die Stromerzeugung aus
Wasserkraft erhalten und, wenn
möglich, „maßvoll, behutsam
und umweltverträglich ausbau-
en“. Ziel der Bayerischen Staats-
regierung sei es deshalb, bis 2020
die Stromerzeugung aus Wasser-
kraft naturverträglich um bis zu
10 Prozent zu erhöhen, im we-
sentlichen durch Modernisierung
und Erweiterung bestehender
Standorte von Wasserkraftanla-
gen und unter Berücksichtigung
der gewässerökologischen und
naturschutzfachlichen Belange
(Anforderungen aus der euro-
päischen Wasserrahmenrichtlinie
oder Natura-2000-Richtlinie).

Wie Lazik bemerkte, sei die
Wasserkraftnutzung unbestritten
mit Eingriffen in Gewässer und
Natur verbunden, woraus sich ein
Zielkonflikt zwischen dem ge-
wünschten Zuwachs an regenera-
tiver, CO2-freier Energie einer-
seits und dem Erhalt freier Fließ-
gewässer andererseits ergebe, der
häufig um so größer sei, je kleiner
die Wasserkraftanlage und je öko-
logisch bedeutsamer das Gewäs-
ser ist. Ein wertvoller Baustein
gemeinsamer Wasserkraftpolitik
sei daher das sog. Eckpunktepa-
pier vom November 2006, das
auf eine nachhaltige Wasserkraft-
nutzung abzielt.

Kompromisse finden

„Um den Anforderungen des
Umwelt- und Naturschutzes ge-
recht zu werden, haben Moderni-
sierung,Ausbau und Erweiterung
bestehender Anlagen Priorität,
wobei die Forderung der Wasser-
rahmenrichtlinie nach dem guten
ökologischen Zustand bzw. guten
ökologischen Potential kein Wi-
derspruch zur Wasserkraftnut-
zung sein muss“, fuhr der Amts-
chef fort. Die Wasserrahmen-
richtlinie bündle lediglich dieAn-
strengungen, die Gewässerökolo-
gie zu verbessern, im Widerstreit
der – berechtigten – Interessen
der Betreiber von Wasserkraft-
werken einerseits und den ebenso
berechtigten Interessen der Öf-
fentlichkeit und der Naturschutz-
verbände einen beiderseitigen
Dialog herzustellen, der, wo dies
möglich und ökologisch vertret-
bar ist, die Wasserkraft stärkt, und
dort, wo ökologische Maßnah-
men notwendig sind letztlich
doch zu einem von allen Beteilig-
ten getragenen Ergebnis führt.
Von diesem Ergebnis sollten so-
wohl Wasserkraft als auch Natur-
und Gewässerschutz profitieren
können.

Lazik gab dem Wunsch Aus-
druck, dass in möglichst vielen
Fällen Kompromisse gefunden
werden können, die beiden Seiten
gerecht werden, um Wasserkraft
und Ökologie gleichermaßen für
die Zukunft fit zu machen. DK



Was sind Ideale ohne Taten?

Wie viel Unterstützung brauchen
Unterstützer?

In einer Gemeinschaft gibt
man seine Energie an andere.

Alle 120 Partner des Thüga-Netzwerks
engagieren sich in ihrer Region für eine
zuverlässige Versorgung mit Strom, Gas,
Wasser oder Wärme. Doch die 21.200 Mitar-
beiter leisten noch mehr: Viele von ihnen in-
vestieren ihre persönliche Energie in ein
soziales Projekt in den Städten und Gemein-
den, in denen sie leben. Das unterstützen wir
mit der Initiative „EFA – Energie für andere“.
Interessiert? Mehr Informationen erhalten
Sie unter: www.thuega.de
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Stadtwerke Hannover AG:

Thüga-Kaufvertrag
unterzeichnet

Der Kaufvertrag zum Erwerb der Thüga AG von der E.ON
AG ist nunmehr unterzeichnet worden. Für das kommunale
Erwerberkonsortium Integra/KOM9 unterzeichneten den Ver-
trag Michael Feist (enercity), Dr. Constantin H. Alsheimer
(Mainova AG), Herbert Dombrowsky (N-ERGIE Aktiengesell-
schaft), Dr. Thorsten Radensleben (badenova, als Sprecher der
KOM9) und für die E.ON AG, Lutz Feldmann, für die E.ON
Ruhrgas AG, Dr. Bernhard Reutersberg.

Die Zustimmung aller erfor-
derlichen Gremien auf der Käu-
fer- bzw. Verkäuferseite ist er-
folgt. Die Finanzierung des
Kaufpreises steht bereit. Der
Vollzug des Erwerbs steht nun
ausschließlich noch unter dem
Vorbehalt der Freigabe durch das
Bundeskartellamt, die noch in
diesem Jahr erwartet wird.

(Nürnberg) werden jeweils rund
20,75 Prozent der Thüga-Anteile
übernehmen. Die Stadtwerke-
gruppe „KOM9“ erwirbt rund
37,75 Prozent der Stadtwerke-
Holding. In der KOM9 haben
sich mehr als 45 kommunale
Versorgungsunternehmen aus
ganz Deutschland zusammenge-
schlossen.

AG (40 Prozent), an den Stadtwer-
ken Duisburg (20 Prozent) sowie
an den Stadtwerken Karlsruhe (10
Prozent) sollen an die E.ON Ruhr-
gas übertragen werden. Für die so
verkleinerte Thüga wurde ein
Kaufpreis von rund 2,9 Milliarden
Euro vereinbart. Die Thüga AG
wird über die Integra Energie
GmbH & Co. KGaAerworben.

Erweitertes Netzwerk

Das bestehende starke kommu-
nale Netzwerk, das durch die Be-
teiligungen der Thüga an mehr-
heitlich kommunalen Energiever-
sorgungsunternehmen gebil-
det wird, wird auch künftig erhal-
ten, gestärkt und weiter ausgebaut
werden. Der Ausbau von Koope-
rationsfeldern der Beteiligungs-
unternehmen mit der Thüga wird
die Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit bestehender und Wachs-
tum in neuen Geschäftsfeldern er-
möglichen. Der Vorstand der
Thüga AG wird seine erfolgrei-
che Arbeit auf dieser Basis unter
der Leitung von Ewald Woste als
Vorstandsvorsitzenden fortsetzen.

„Mit dem Thüga-Erwerb setzt
enercity seine Wachstumsstrate-
gie konsequent fort“, sagt Micha-
el G. Feist, Vorstandsvorsitzender
der Stadtwerke Hannover AG.
„Wir haben mit dem Verbundmo-
dell Thüga die Möglichkeit, auf
wichtigen Wertschöpfungsstufen
zu kooperieren. Dies stärkt unse-
re Marktposition als wettbe-
werbsfähiges kommunales Un-
ternehmen.“

Stärkerer
kommunaler Einfluss

„Mit dem Erwerb der Thüga
AG stärken wir die Wettbewerbs-
fähigkeit der beteiligten Unter-
nehmen“, erklärt Dr. Constantin
H. Alsheimer, Vorstandsvorsit-
zender der Mainova AG. „Über
die vielfältigen Kooperations-
möglichkeiten in der Gruppe
werden sich große unternehmeri-
sche Chancen ergeben. Außer-
dem wird der kommunale Ein-
fluss, der mit Blick auf die in den
Unternehmen befindliche Infra-
struktur der Energie- und Wasser-
netze von Bedeutung ist, abgesi-
chert und gestärkt werden.“

„Wir wollen die einmalige
Chance nutzen, die ThügaAG als
strategische und operative Hol-
ding für die kommunal bestimm-
ten Versorgungsunternehmen zu
erhalten und so die Chancen die-
ses Geschäftsmodells für die Zu-
kunft sichern“, so Herbert Dom-
browsky, Vorstandsvorsitzender
der N-ERGIEAktiengesellschaft.
„Wir erwarten mittel- und langfri-
stig positive Effekte in allen Wert-
schöpfungsstufen.“

Meilenstein

„Es ist ein Meilenstein für die
Kommunalwirtschaft“, ergänzt
badenova Vorstandsvorsitzender
Dr. Thorsten Radensleben, der für
den KOM9-Verbund die Ver-
handlungen geführt hat. „Wir
sind schon sehr weit fortgeschrit-
ten in einem Prozess, der die bun-
desdeutsche Energieszene nach-
haltig verändern wird. Koopera-
tionen gelten heutzutage in der
Energiewirtschaft als die beste
Strategie, um wettbewerbsfähig
zu bleiben. Das Thüga-Netzwerk
ist bereits eine solche Kooperati-
on, und zwar sehr erfolgreich, mit
funktionierenden Regeln, erprob-
ten Feldern der Zusammenarbeit
und einem leistungsfähigen Ma-
nagement. Das hat sich auch in
den Vorbereitungen des Thüga-
Kaufes wieder in der hervorra-
genden und konstruktiven Zu-
sammenarbeit unter den KOM9-
Unternehmen gezeigt.“ �

V. l.: Dr. Constantin H.Alsheimer, MainovaAG, Dr. Thorsten Ra-
densleben, badenova (Sprecher der KOM9), Dr. Bernhard Reu-
tersberg, E.ON RuhrgasAG, Lutz Feldmann, E.ONAG, Michael
Feist, enercity Herbert Dombrowsky, N-ERGIE AG. ��

Die Integra-Konsorten enerci-
ty (Stadtwerke Hannover AG),
Mainova AG (Frankfurt) und
N-ERGIE Aktiengesellschaft

Die Thüga-Beteiligungen an
der GASAG Berliner Gaswerke
AG (36,85 Prozent), an der
HEAG Südhessische Energie

Studie zum Ausbau der bayerischen Wasserkraft:

Ökologie und Ökonomie
im Einklang

In München präsentierten die drei großen bayerischen Wasser-
kraftunternehmen E.ON Wasserkraft GmbH, Bayerische Elek-
trizitätswerke GmbH (BEW) und Rhein-Main-DonauAG Einzel-
heiten aus ihrer in Auftrag gegebenen Studie zu den Ausbaupo-
tentialen der Wasserkraft in Bayern. Wie BEW-Geschäftsführer
Dr. Frank Pöhler erläuterte, könnten pro Jahr 1.300 Gigawatt-
stunden (GWh) CO2-freier Strom zusätzlich erzeugt werden.

Christof Gattermann, Kauf-
männischer Geschäftsführer der
E.ON Wasserkraft GmbH,
machte deutlich: „Wir können
und wollen damit zusätzliche
regenerative Energie für über
370.000 Haushalte bereitstellen
und damit fast eine Million Ton-
nen Kohlendioxid pro Jahr zu-
sätzlich einsparen.“

Mögliches Potential

Das benannte Potential bezieht
sich auf die Flüsse Donau, Inn,
Isar, Lech, Iller, Main und
Wertach. Es kann durch eine Stei-
gerung der Stromproduktion
durch Modernisierungsmaßnah-
men, durch Leistungssteigerun-
gen an bestehenden Kraftwerken,
durch den Neubau von Kraftwer-
ken an bestehenden Querbauwer-
ken und durch den Neubau von
Kraftwerken an bisher noch nicht

genutzten Standorten realisiert
werden. Dabei stellt die Studie
das mögliche Potential, jedoch
noch keine konkreten Umset-
zungspläne dar.

„Die Potentialstudie und unsere
Investitionen in eine ökologische
Aufwertung der bayerischen Flüs-
se stehen gemeinsam für die Ver-
einbarkeit von wirtschaftlicher
und naturnaher Nutzung. Wir
können Klimaschutz und Gewäs-
serschutz in Einklang bringen“,
fasste Dr. Albrecht Schleich, Vor-
stand der Rhein-Main-DonauAG,
zusammen.

Schon bisher leistet die Wasser-
kraft in Bayern einen bedeutenden
Beitrag zur CO2-freien Stromer-
zeugung. Im bayerischen Energie-
mix trägt die Wasserkraft mit 16,9
% bzw. 66,3 % innerhalb der er-
neuerbaren Energien dazu bei,
die Klimaziele der Staatsregie-
rung zu erreichen. DK

Das Wasserkraftwerk Günzburg. �
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Die Umwelt-Heizung, die Kosten einspart! Eine Wärmepumpe beheizt
Ihr Haus und erwärmt das Brauchwasser über Jahrzehnte. Dabei
reduziert sie die jährlichen Kosten erheblich und schont auch noch
die Umwelt. Sie ist eine Investition, die sich in jeder Hinsicht lohnt.
Wir beraten Sie gerne.

Weitere Infos erhalten Sie unter www.lew.de oder
unter der kostenfreien Telefonnummer 0800 539 539 1.

NATÜRLICH: WÄRMEPUMPE

Agenda-Wettbewerb 2009:

„Gemeinsam für den
Klimaschutz“

15 Preise in drei Kategorien – Preisverleihung durch Umweltminister Söder
Im Rahmen des Tags der Regionen fand im Freilichtmuseum
Bad Windsheim die Preisverleihung des Agenda-Wettbewerbs
„Gemeinsam für den Klimaschutz“ statt. Umweltminister Mar-
kus Söder prämierte begonnene, bereits abgeschlossenen oder
geplante Projekte in den Kategorien „Ganzheitliche Energie-
und Klimaschutzkonzepte“, „Bildung für Nachhaltige Entwick-
lung“ und „Einzelprojekte für den Klimaschutz“. Insgesamt
wurde ein Preisgeld von 36.000 Euro vergeben, das sich auf 15
Einzelpreise verteilte.

Zielgruppe des Wettbewerbs
waren Kommunen, Vereine, Ver-
bände, kirchliche Einrichtungen,
ähnliche gemeinnützige juristische
Personen sowieAkteure, die in der
Bildung für Nachhaltige Entwick-
lung tätig sind. Vertreter von Städ-
te- und Gemeindetag, Umweltbe-
auftragte der Kirchen, Vertreter
des Landesamts für Umwelt, Ver-
treter derArbeitsgemeinschaft Na-
tur und Umweltbildung sowie ein
Vertreter des Nationalkomitees zur
UN-Dekade Bildung für Nachhal-
tige Entwicklung bildeten die
fachkompetente Jury.

In der Kategorie 1 „Ganzheitli-
che Energie- und Klimaschutz-
konzepte“ errang die Gemeinde
Wildpoldsried (Landkreis Ober-
allgäu) den 1. Preis. „Wildpolds-
ried Innovativ Richtungweisend
– WIR“: Unter diesem Motto
wird unter Einbindung der Bürger
seit Jahren ein ökologischer Weg
gegangen. Mit den Leitthemen
„Regenerative Energieerzeugung
und Energieeinsparung“, „Bauen
mit Holz“, „Schutz von Wasser
und ökologische Abwasserreini-
gung“ wurden bereits viele Pro-
jekte umgesetzt. 2008 wurde im
Gemeindegebiet 285 % des ge-
samten Stromverbrauchs regene-
rativ erzeugt. Ebenso werden alle
kommunalen Gebäude und eine
Vielzahl privater Anwesen mit
Biomasse beheizt. Innovative
Ideen werden von den Bürgern in
Gemeinschaftsaktionen mitgetra-
gen. Viele Maßnahmen, die als
Pilotprojekte in Wildpoldsried
starteten, fanden in anderen Ge-
meinden Nachahmer.

Der 2. Preis ging an die Stadt
Merkendorf, Landkreis Ansbach.
Ziel der Arbeitsgemeinschaft En-
ergieforum Merkendorf ist es, ei-
nen höchstmöglichen Energie-
selbstversorgungsgrad zu errei-
chen. Besonders hervorzuheben
ist die Vielzahl öffentlicher, priva-
ter und unternehmerischer Akti-
vitäten mit jeweils unterschiedli-

chem Projektcharakter. Die ver-
schiedenen Akteure, z. B. Unter-
nehmen, Landwirte, Bildungsein-
richtungen arbeiten bestens zu-
sammen. Platz 3 errang die Kom-
munale Allianz Biberttal-Dillen-
berg (Landkreis Fürth). Die Be-
sonderheit dieses Projektes liegt
unter anderem darin, dass sich sie-
ben Gemeinden zusammenge-
schlossen haben, um gemeinsam
ein interkommunales Klima-
schutzkonzept zu entwickeln. Die
Umsetzbarkeit der vorgeschla-
genen Maßnahmen steht dabei im
Vordergrund.

Gemeinden Reit im Winkl
und Fraunberg

Anerkennungspreise erhielten
die Gemeinden Reit im Winkl
(Landkreis Traunstein) und
Fraunberg (Landkreis Erding).
Das Luftreinhaltungskonzept von
Reit im Winkl kann auch für an-
dere Tourismusorte als Beispiel
dienen. Der dortige Tourismus
bedingt einen hohen Energie-
verbrauch mit entsprechendem
Schadstoffausstoß. Zur Sicherung
der Lebens- und Erwerbsgrundla-
gen wurde die Umstellung auf
nachwachsende Rohstoffe ver-
wirklicht, die mit modernster
Technik sauber verbrannt werden
können. Fraunberg wiederum hat
mit seiner Änderung des Flächen-
nutzungeplans ein beispielgeben-
des Konzept zur Ressourcenscho-
nung entwickelt. Der Schwer-
punkt liegt auf der Um- und
Nachnutzung bestehender Ge-
bäude und bewirkt eine Reduzie-
rung des Flächenverbrauchs.

In der Kategorie 2 „Bildung für
Nachhaltige Entwicklung“ wurde
der Abwasser- und Umweltver-
band Chiemsee mit dem ersten
Preis ausgezeichnet. Dieser setzt
den Ansatz Fifty-fifty nachah-
menswert um. Er sensibilisiert
Schulen der Chiemseeregion, die
beteiligten Schüler, Lehrer und

Elternjahrgänge für die Notwen-
digkeit und Durchführbarkeit ak-
tiver Einsparmaßnahmen. Her-
vorzuheben sind die praktischen
Impulse, wie Klimaschutz kon-
kret von jedem einzelnen in die
Tat umgesetzt werden kann.

Den 2. Preis holte sich die Stadt
Waldmünchen (Landkreis Cham).
Die Kommune und das Aktions-
bündnis Cerchov zeigen heraus-
ragende grenzüberschreitende
Zusammenarbeit im Bereich Bil-
dung für Nachhaltigkeit. Im Rah-
men dieser Zusammenarbeit ist
das erste IHK-zertifizierte Ener-
giewirt/in Seminar in Deutsch-
land entstanden. Die Seminarbau-
steine in den Bereichen Kfz,
Landwirtschaft und Heizungsbau
erleichtern es, das Wissen über
den Einsatz und die Anwendung
regenerativer Energietechnologi-
en gewinnbringend zu nutzen.
Zusätzlich verbessern die Semi-
nare die Berufsaussichten für die
Absolventen.

Münchner Volkshochschule

Der 3. Preis ging an die Münch-
ner Volkshochschule. Beim
4. Münchner Klimaherbst stand
zwei Wochen lang das Thema
Mobilität im Zentrum des Interes-
ses. Das Projekt leistet durch die
vielgestaltigen Aktionen (Lesun-
gen, Diskussionen, Kunstprojek-
te, Ausstellungen, Exkursionen,
Experimente und Erfahrungsaus-
tausch mit Experten) eine Fülle
von Möglichkeiten, sich zu aktu-
ellen Fragen rund um den Klima-
schutz zu informieren. Hervorzu-
heben sind neben den vielen Ziel-
gruppen etwa 100 Institutionen
und Organisationen, die sich als
Projektpartner engagieren.

Anerkennungspreise erhielten
die Umweltstation der Stadt
Würzburg sowie die Katholi-
sche Kirchenstiftung Hl. Kreuz
Strassberg. Die Sommerumwelt-
wochen sind vermutlich die größ-
te und umfangreichste Umwelt-
bildungsveranstaltung für Kin-
dergärten und Grundschulen in
Unterfranken. Die Zielgruppe
Vorschul- und Grundschulkin-
der wird an mehr als 25 Stationen
rund um das Thema Nachhaltig-
keit vorbildlich erreicht. Diese
vorbildliche Umweltbildungsak-

tion wurde bereits 1991 ins Leben
gerufen. Die EMAS-Validierung
der Pfarrei Heilig Kreuz Straß-
berg wurde durch das engagierte
Mitwirken vieler Akteure in sehr
kurzer Zeit realisiert. Die Kir-
chengemeinde ist damit wichtiger
Vorreiter und Impulsgeber für die
Pfarrgemeindemitglieder und die
Region.

Den 1. Preis in Kategorie 3
„Einzelprojekte für den Klima-
schutz“ konnte die Gemeinde
Ascha (Landkreis Straubing-Bo-
gen) für sich verbuchen. Mit dem
Ökobonussystem hat sie in vor-
bildlicher und innovativer Weise
einenAnreiz zu Ressourcen scho-
nendem Bauen gegeben. Berück-
sichtigteAspekte sind dabei Ener-
gieeinsparung, standortgerechte
Bebauung, Nachhaltigkeit und
ökologische Verträglichkeit.

Der Bund Naturschutz in Bay-
ern e.V. konnte sich über einen 2.
Preis freuen. Die Kreisgruppe
Bad Kissingen hat mit kosten-
günstigen Wärmebildaufnahmen
von Wohnhäusern ein sinnvolles
und erfolgreiches Projekt ins Le-
ben gerufen, um Hausbesitzer zu
motivieren in Richtung Wärme-
dämmung aktiv zu werden. Zu-
sätzlich zum Thema Klimaschutz
werden die Hausbesitzer zu För-
derprogrammen informiert. Die
preisgünstige Ausgestaltung der
Wärmebildaufnahmen führte zu
einer sehr großen Nachfrage un-
ter Hausbesitzern.

Platz 3 ging an Oekom e.V. mit
dem Klimasparbuch München.
Dieses bietet ein interessantes
Konzept, das auch gut auf andere
Kommunen übertragen werden
kann. Es vereint nützliche Tipps
mit attraktiven Gutscheinen für
einen nachhaltigen Lebensstil.
Dadurch werden Klima und
Geldbeutel geschont.

MitAnerkennungspreisen wur-
den die Benediktinerabtei Mün-
sterschwarzach (Landkreis Kit-
zingen) und die Stadt Herzogen-
aurach (Landkreis Erlangen-
Höchstadt) bedacht. Die Ab-
tei übernimmt mit ihrem Kon-
zept eine Vorbildrolle innerhalb
der Region und darüber hinaus.
Mit einem umfangreichen Kon-
zept und tatkräftige Realisierung
der vielen Einzelmaßnahmen ver-
folgt sie nachahmenswert das
Ziel 2010 mit regenerativen Ener-
gieträgern aus der Region autark
zu sein. Mit dem Anerkennungs-
preis der Stadt Herzogenaurach
wird das besondere ehrenamt-
liche Engagement einer Einzel-
person gewürdigt. Ehrenamtlich
werden in Herzogenaurach
Stromsparberatungen in Haus-
halten durchgeführt und Ener-
giesparpotentiale ermittelt. DK

E.ON Bayern Wärme GmbH:

Poinger Geothermie-
Projekt im Plan

Die Arbeiten für das Geothermie-Projekt der E.ON Bayern
Wärme GmbH in Poing liegen weiterhin im Zeitplan. Mit dem
Einbau der Tiefenpumpe im Bohrloch an der Senator-Gerau-
er-Straße wurde ein letzter wichtiger Projektabschnitt in An-
griff genommen: Die rund 20 m lange und mit allen Anbautei-
len 5 t schwere Tiefenpumpe wurde mit zwei Autokranen in
die vorhandene Verrohrung der Förderbohrung eingebracht
und auf 300 m Tiefe eingebaut. Die Spezialpumpe kostet
einschließlich des Einbaus rund 500.00 Euro.

Läuft alles nach Plan, kann
voraussichtlich in der 47. Woche
die Inbetriebnahme der Pumpe
erfolgen. Aus einer Tiefe von
rund 3.000 m fördert die elek-
trisch betriebene Pumpe dann ca.
100 l/s des dort zur Verfügung
stehenden Thermalwassers mit
rund 85 °C.

Die bereits fertig gestellte 750
m lange Doppelleitung bringt
das Thermalwasser zur Heiz-
zentrale in der Gruber Straße.
Hier sind die Wärmetauscher
fertig montiert und an die vor-
handene Versorgungstechnik
(Blockheizkraftwerk) angebun-
den. Aus der Heizzentrale er-
folgt über das bestehende Fern-
wärmenetz die Belieferung der
rund 340 Kunden.

Darüber hinaus sind auch
sämtliche Elemente der Infra-

struktur des Poinger Geother-
mie-Projekts, wie die Förder-
und Verpresstechnik mit dem
Sicherheitsbehälter, die gesamte
elektronische Steuerungs- und
Überwachungstechnik sowie
sämtliche Gebäudeneubauten,
fertig gestellt bzw. stehen kurz
vor der Vollendung. Damit steht
dem geplanten Probebetrieb der
Geothermie-Anlage Ende 2009
nichts mehr im Wege.

Die E.ON Bayern Wärme
GmbH, eine hundertprozentige
Tochter der E.ON Bayern AG,
investiert in das Poinger Geother-
mie-Projekt mit den zwei Bohrun-
gen einschließlich der Förder- und
Verpresstechnik, Thermalwasser-
Leitungen und der wärmetechni-
schen Einbindung in die Heizzen-
trale in der Gruber Straße rund 30
Millionen Euro. �

Ideenreiche Nürnberger Schulen:

10 Jahre Energie- und
Wassersparprogramm KEiM

„Klasse Klima durch die Schulen! – Welchen Beitrag können
Schulen zum Klimaschutz leisten?“ lautete das Thema einer
Fachtagung in Nürnberg. Hintergrund war das erfolgreiche
Energie- und Wassersparprogramm KEiM (Keep Energy in
Mind) für Nürnberger Schulen, das dieses Jahr sein zehnjähri-
ges Bestehen feiert.

Referenten waren Kerstin
Bockhorn vom Bayerischen
Landesamt für Umwelt zum
Thema „Der globale Klima-
wandel – auch in Bayern?“ und
Prof. Dr. Lenelis Kruse-Grau-
mann von der FernUniversität
Hagen zu den Themen „Wider
besseres Wissen – was hindert
uns am umweltbewussten Han-
deln?“ und „Bildung für nach-
haltige Entwicklung“. Im Rah-
men einer Podiumsdiskussion
erörterten Schulbürgermeister
Dr. Klemens Gsell, Umweltre-
ferent Dr. Peter Pluschke sowie
Hochbauamtsleiter Wolfgang
Vinzl gemeinsam mit den Fach-
referenten, welchen Beitrag
Schulen zum Klimaschutz lei-
sten können.

Gsells Würdigung

Im Anschluss an die Fachta-
gung fand die diesjährige Preis-
verleihung beim Energie- und
Wassersparprogramm KEiM
(Keep Energy in Mind) für
Nürnberger Schulen statt. Bür-
germeister Dr. Klemens Gsell
würdigte Lehranstalten mit be-
sonders großem Engagement im
Bereich Energie- und Wasser-
sparen.

Beitrag zum Klimaschutz

Ziel des Programms KEiM ist
es, den Verbrauch an Heizener-
gie, Strom und Wasser an den
Schulen zu reduzieren und da-
durch einen Beitrag zum Klima-
schutz zu leisten. Besonders her-
vorzuheben ist die enge Zusam-
menarbeit zwischen den Berei-
chen Schule und Bau, wodurch
eine größtmögliche Unterstüt-
zung der Schulen bei ihren Pro-
jekten möglich ist.

Die langjährige Kooperation
zwischen dem Pädagogischen
Institut (PI) und dem Kommuna-
len Energiemanagement (KEM)
im Hochbauamt hat sich in den
vergangenen zehn Jahren be-
währt. Die Schulen erhalten Un-
terstützung bei allen technischen

Fragen von Seiten des KEM,
das unter anderem die Schulen
nach energetischen Schwach-
stellen untersucht. Das PI be-
treut die Schulen bei pädagogi-
schen Fragen und fungiert als
Koordinationszentrale zwi-
schen den städtischen Einrich-
tungen.

Das Programm KEiM setzt bei
einer Änderung des Nutzerver-
haltens an. Bürgermeister Gsell
freute sich, dass allein durch den
bewussten Umgang mit Energie
viel Geld eingespart werden
konnte. Im Jahr 2008 haben die
Schulen durch intensive An-
strengungen insgesamt 645.000
Euro gespart.

Drei-Ebenen-Modell

Um die Bemühungen der
Schulen zu belohnen und zur
weiteren Motivation wird ein
Teil dieser Gelder in Form von
Bonusgeldern wieder ausge-
schüttet: So bekommen alle
Schulen anteilig ihrer realen,
technischen Einsparungen Gel-
der zurück. Daneben erhalten al-
le Schulen, die ihre pädagogi-
sche Arbeit an den Themen En-
ergie- und Wassersparen doku-
mentieren, eine Grundprämie
von 1000 Euro. Handelt es sich
bei der pädagogischen Arbeit
um besonders herausragende
Projekte, werden diese außer-
dem noch mit einer Sonderprä-
mie von 1500 Euro ausgezeich-
net. Dieses innovative Drei-Ebe-
nen-Modell der Stadt Nürnberg
hat sich bewährt.

Triebfedern des Erfolgs

Schier unerschöpflich ist der
Ideenreichtum der Schulen zum
Thema Energie- und Wasserspa-
ren. Triebfedern des Erfolgs in
den Schulen sind in erster Linie
die Betreuungslehrkräfte für
KEiM und die Hausmeister. Für
die Entwicklung und Umsetzung
der Ideen spielen dann die Schü-
lerinnen und Schüler die Haupt-
rolle. DK
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Agentur für Erneuerbare Energien (AEE)
OSTWIND-Gruppe
Mehr Informationen unter: www.ostwind.de

Potenziale desWindstroms
in Bayern für eine

unabhängige
und klimafreundliche

kommunale
Energieversorgung

Windkraft regional

Fachtagung und Ausstellungs-Pavillon
Dienstag, 08. 12. 2009 Kulturspeicher in Regensburg

Stärkt Stadtwerke und beflügelt
Kommunen

Einladung zur Fachtagung:

Windkraft regional
Strom aus Wind, Energie aus der Region, Versorgung aus
einer Hand: Mehr und mehr Regionen entdecken, dass
die klimafreundliche Windenergie eine überaus ergiebige
Stromquelle ist – direkt vor der Haustür und in eigener
Hand. Viele Stadt- und Gemeindewerke zeigen sich deshalb
gemeinsam mit ihren Kommunen an der Nutzung der re-
generativen Ressource Wind sehr interessiert.

Gemeinsam mit der Hochschule Regensburg veranstaltet die
Ostwindgruppe am 8. Dezember 2009 im Kulturspeicher Re-
gensburg eine Fachtagung, die sich an Stadtwerke und Kom-
munen, Landkreise und kommunale EVUs richtet, um die Po-
tenziale der Windkraft für eine unabhängige und klimafreund-
liche kommunale Energieversorgung vorzustellen. Ziel ist es,
Fachinformationen aus erster Hand zu liefern und ein Forum
für alle Fragen rund um die Realisierung von Windkraft in
Bayern zu bieten.

Das Programm beginnt um 9 Uhr mit einem Vortrag von
Prof. Dr. Josef Eckstein von der Hochschule Regensburg zum
Thema „Sonne, Wind und Co. im Fokus der angewandten Wis-
senschaften in Bayern“. Anschließend wird Claudia Grotz vom
Bundesverband WindEnergie (BWE) sich unter dem Titel
„Guter Wind weht auch in Bayern!“ mit den Potenzialen der
Windkraft als regionale Energieressource beschäftigen.

„Praxis der Realisierung von Windprojekten“ und „Erneuer-
bare Energieversorgung konkret und kommunal“ lauten die
Themen zweier Foren, die um 10.15 Uhr bzw. 13.30 Uhr be-
ginnen werden. Während Forum 1 von Dr. Rolf Bungart, OST-
WIND-Gruppe, Gerhard Falkenstein, DKB Deutsche Kredit-
bank AG und Klaus Sikora, Sterr-Kölln & Partner bestritten
wird, nehmen am Forum 2 Stefan Schneidawind, Stadtwerke
SÜC Coburg, der Ursensollner Bürgermeister Franz Mädler,
Heribert Sterr-Kölln, ENDURa Kommunal, und Dr. Thomas E.
Banning, NATURSTROM AG, teil.

Nach einem Vortrag von Prof. Dr.-Ing. Johann Jäger von der
Universität Erlangen-Nürnberg zur „Versorgungszuverlässig-
keit der Stromnetze - Perspektiven der Windenergie in Süd-
deutschland“ gibt Prof. Georg Scharfenberg, Hochschule Re-
gensburg, gegen 16 Uhr eine Zusammenfassung und einen
Ausblick zum Thema „Neue Fachkräfte braucht das Land! Fort
- und Ausbildungsangebote für den Bereich „Erneuerbare En-
ergien“ an bayerischen Hochschulen“. Damit endet das um-
fangreiche Programm. �

„biomasse 2009“ und „Holz Erleben 09“:

12.000 Besucher
in Straubing

Nachwachsende Rohstoffe, Solarenergie, weitere regenerative
Energien und die Veredelung von Holz waren die Themen, die
in Straubing Fachleute und Endverbraucher in großer Zahl
auf das Messegelände lockten. In der Messehalle und auf dem
Freigelände Am Hagen wurden die „biomasse 2009“ und die
„Holz Erleben 09“ gemeinsam veranstaltet.

„Die Ausstellervielfalt, die
Aktualität der Messethemen
und die angebotenen Vorträge
haben in idealer Weise das Be-
sucherinteresse angesprochen.
Der Feiertag, ein verkaufsoffe-
ner Sonntag in der Innenstadt
und strahlender Sonnenschein
haben ein Übriges dazu beige-
tragen, dass mit 12.000 Besu-
chern unsere Erwartungen mehr
als erfüllt wurden“, zog Gil-
bert Krapf, Geschäftsführer der
messeveranstaltenden biomasse
gmbh ein erfreuliches Resümee.

Eröffnungsrundgang mit
Minister Brunner

Die Schirmherrschaft für das
Messe-Duo hatte der Bayeri-
sche Staatsminister für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und For-
sten, Helmut Brunner, über-
nommen. Er gab den Start des
Messe-Duos bekannt und infor-
mierte sich gemeinsam mit
zahlreichen Besuchern und Eh-
rengästen bei einem geführten
Rundgang über neueste Bran-
chentechnik und Innovationen.

Den Ausstellern und Besu-
chern der „biomasse 2009“ und
der „Holz Erleben 09“ wünschte
Landwirtschaftsminister Brun-
ner in seiner Rede zur Mes-
seeröffnung „Gute Gespräche
und gute Geschäfte“ - ein
Wunsch, der sich postwendend
erfüllen sollte.

Tschechien als
Messepartnerland

Das Messepartnerland Tsche-
chien stellte sein Land unter den
Aspekten Wald, Wild und Tou-
rismus vor und gestaltete den
Ausstellerempfang als bunten
Abend mit musikalischer Um-
rahmung.

Messeorganisator Walter Wall-
rapp von der biomasse gmbh
freute sich über den regen Zu-
lauf, den die Aussteller in den
Messehallen und auf dem Frei-
gelände zu bewältigen hatten.
Über das bayerische Wirt-
schaftsministerium konnte auf
der biomasse 2009 sogar eine

Gruppe aus Ghana und Nigeria
begrüßt werden. Intensive Ge-
spräche mit zum Teil bereits be-
stens vorinformierten Besucher
und zahlreiche Geschäftsab-
schlüsse konnten an den Stän-
den verzeichnet werden.

Anziehungsmagnet
für zahlreiche Zuschauer

Staunende Zuschauer aller
Alternsgruppen prägten auch
das Bild auf dem Messefrei-
gelände. Kraftstrotzende Moto-
ren und der typische Duft von
frisch verarbeitetem Holz zogen
hier die Besuchermassen an.
Brennholzautomaten, Holzspal-
ter und Häcksler sowie Rücke-
wagen und eine Stroh-Pelletier-
anlage stellten ihre Leistungs-
fähigkeit unter Beweis und ga-
ben ein in dieser Form einmali-
ges Konzert.

Fachgespräche

C.A.R.M.E.N. und das Netz-
werk Forst und Holz Bayeri-
scher Wald boten jeweils eine
kostenfreie Fachgesprächsreihe
an. Die Vorträge über Wärme
und Strom aus Biomasse, Solar-
und Windenergie sowie Woh-
nen und Leben mit Holz fanden
vor interessiertem Publikum
statt und waren häufig überfüllt.

Kinderbetreuung und
Milchausschank

Dass Basteln und Malen mit
nachwachsenden Rohstoffen
Spaß macht, zeigte der rege Be-
trieb in der Spielecke, betreut
vom Kinderhort St. Peter. Hier
bot sich für kleine Prinzessin-
nen und flinke Tiger beim Wer-
keln mit Skulpturen aus Mais-
stärke ein buntes Programm,
während sich die Eltern mit
Fachwissen versorgten.

Am Stand des Bauernverban-
des wurden kostenfrei Milch und
Käse angeboten. Was am Ende
in der Biotonne landete, war aber
nicht Milch, sondern die für den
Ausschank verwendeten Becher
aus Polymilchsäure. �

Maßgebliche Rolle der Erneuerbaren Energien:

Bestätigung durch
Koalitionsvertrag

Im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und FDP finden sich ei-
nige wichtige Aussagen zur zukünftigen Erneuerbare-Energi-
en-Politik. Auch die neue Koalition aus Union und FDP ist von
der Notwendigkeit des weiteren Ausbaus der Erneuerbaren
Energien überzeugt und betont die enormen Potenziale für In-
novation, Wachstum und Beschäftigung, die der Umbau des
Energiesystems mit sich bringen wird. Die angekündigte Lauf-
zeitverlängerung für Kernkraftwerke betrachtet die Branche
jedoch als falsche Weichenstellung.

Den Hauptanteil an der Ener-
gieversorgung sollen in der Zu-
kunft die Erneuerbaren Energien
übernehmen. Dazu wollen CDU,
CSU und FDP deren Ausbau
entsprechend den bestehenden
Zielvorgaben fördern sowie das
EEG und den unbegrenzten Ein-
speisevorrang erhalten. „Mit
dem Bekenntnis zum Erhalt des
EEG und der Beibehaltung der
Vorrangregelung wurde eine der
zentralen BWE-Forderungen
berücksichtigt. Damit wird an ei-
ner der wichtigsten Grundlagen
der Erfolgsgeschichte der Wind-
energie in Deutschland festge-
halten“, so Hermann Albers, Prä-
sident des BWE.

Speicherfähigkeit befördern

Die zukünftige Bundesregie-
rung will die Speicherfähigkeit
der erneuerbaren Energien beför-
dern, dies ist aus Sicht des BWE
zu begrüßen. Ebenso wird die
künftige Marktfähigkeit der Er-
neuerbaren Energien gefordert. In
der EEG-Novelle von 2008, in
Kraft seit dem 1.1.2009, sei man
der letzteren Forderung mit der
Einführung klarer Regeln für die
Direktvermarktung bereits nach-
gekommen. Hier müsse nun die
Akzeptanz beobachtet werden.

„Ein wichtiges Signal ist die
Ankündigung, dass für eine
gleichmäßige Versorgung ein
Stetigkeitsbonus eingeführt wer-
den soll“, so Albers. Der BWE
werde sich an der Weiterent-
wicklung bereits bestehender
Konzepte und an deren Umset-
zung beteiligen. Die Förderung
einer bedarfsgerechten Einspei-
sung sei aus Sicht des Verbandes
eine zentrale Vorbedingung für
die künftige Marktfähigkeit der
erneuerbaren Energien im Strom-
markt. Insofern komme dieser
Schritt zur rechten Zeit.

Speziell im Bereich der Wind-
energie will sich die Bundesre-
gierung zukünftig für verbesser-
te Rahmenbedingungen für das
Repowering einsetzen. Wie die-
se Verbesserungen jedoch kon-
kret ausgestaltet sein könnten,
dazu wird in der Vereinbarung
keine Angabe gemacht. Albers:
„Hierzu wird der BWE in den
kommenden Monaten weitere
Vorschläge liefern“.

Planungssicherheit für Offsho-
re-Windkraftanlagen wird eben-
falls explizit im Koalitionsver-
trag angeführt. Die terminge-
rechte Anbindung der Offshore-
Windparks an das Stromnetz ist
laut Vertragswerk zügig und ef-
fektiv zu realisieren. Aus Sicht
des BWE sind Planungssicher-
heit und vor allem ein rascher
Netzausbau sowohl für den Aus-
bau auf See als auch für den
Ausbau an Land zu meistern.

EEG-Novelle 2012

Überraschend ist die Ankündi-
gung, dass zukünftig der EEG-
Erfahrungsbericht in einem Drei-
Jahres-Rhythmus vorgelegt wer-
den wird, und dass bereits mit
Wirkung zum 1.1.2012 eine
EEG-Novelle auf den Weg ge-
bracht werden soll. Diese nicht
unerhebliche Beschleunigung er-
fordere, dass die Hersteller, Pla-
ner und Investoren nicht in kur-
zen Abständen mit neuen Bewer-
tungen und Tarifdiskussionen
verunsichert werden. „Es muss
nun schnell Sicherheit über die
entsprechenden Rahmenbedin-
gungen vermittelt werden, sonst
wird die Entwicklung der Wind-
energie abgebremst“, so Albers.

Was die Laufzeitverlängerung
für die Kernenergie betrifft, zeigt
sich ein deutlicher Interpreta-
tionsunterschied zwischen den
Regierungsfraktionen und der
Branche der Erneuerbaren:
Während im Koalitionsvertrag
die Kernenergie als notwendige
„Brückentechnologie“ bis zum
zukünftigen Rundum-Einsatz
der erneuerbaren Energien dar-
gestellt wird, sehe die Windbran-
che in der Laufzeitverlängerung
für diese Grundlastkraftwerke
ein deutliches Hemmnis für den
künftigen raschen Ausbau von
Grünstromkapazitäten. �

Energie aus
städtischem Forst
Vorstellung der neuen Hackschnitzelanlage

im Memminger BBZ

Der Memminger Stadtrat und zahlreiche weitere Gäste besich-
tigten bei einer Ortsbegehung die neue Hackschnitzelanlage im
Berufsbildungszentrum Jakob Küner (BBZ). Diese Anlage ist
Bestandteil eines Energiecontractings zwischen der Stadt
Memmingen und der Firma Siemens. Dieses umfasste ein In-
vestitionsvolumen von über drei Millionen Euro in 27 städti-
schen Gebäuden. Unter anderem Heizungsanlagen wurden in
den letzten zwei Jahren umgerüstet, um eine jährliche Ener-
gieersparnis von 320 000 Euro zu erzielen.

Oberbürgermeister Dr. Ivo Hol-
zinger bezeichnet das Ener-
giecontracting als „erfolgrei-
che Maßnahme“. Erfreut zeigt er
sich über die jährlichen CO2-
Einsparungen in Höhe von 160
Einfamilienhäusern. Auch der
Projektverantwortliche der Firma
Siemens, Michael Werner, ist
vollen Lobes für das Projekt. Er
misst die Emissionsminderung in
einer anderen Einheit: die Eins-
parung entspreche rund neun
Millionen PKW-Kilometern.

Teile des Stadtrates, der Schul-
leitungen, des Eltern- und Berufs-
schulbeirates sowie Schüler- und
Firmenvertreter versammeln sich
am frühen Abend im Hof des
BBZ. Denn noch bevor es zur Be-
sichtigung in die Heizräume geht,
öffnet sich eine Ladeluke zum
darunter liegenden Brennstoff-
speicher. Unter lautem Getöse
und zur Begeisterung der Anwe-
senden rauscht kurz darauf eine
Anhängerladung getrockneter
Hackschnitzel in die Grube. „50
Kubikmeter, das reicht für drei Ta-
ge“, kommentiert Schulhausmei-
ster Gerhard Bauer. Das ist nicht
weiter erstaunlich, schließlich ver-
sorgt die Heizanlage das BBZ
einschließlich der Fachschule für
Datenverarbeitung und der Busin-
ess School, die Johann-Bierwirth-
Schule, die Fach- und Berufsober-
schule sowie zwei Turnhallen.

Wärme schlägt den Gästen ent-
gegen, als Hausmeister Bauer den
unscheinbaren Heizkessels öffnet
und die Brennkammer zum Vor-
schein kommt. Stolze 720 Kilo-
watt Leistung hat die Anlage. Sie

spare Energie und CO2 ein, so-
dass man wahrhaftig von Nach-
haltigkeit sprechen könne, so
Werner. Allgemein verwende die
Politik diese Vokabel oft, hier
träfe sie tatsächlich zu. Werner
vergisst bei seinem Dank nicht
die Hausmeister, schließlich
komme ihnen eine wichtige Rol-
le, die versprochenen Einsparun-
gen zu erzielen, zu.

Für die städtische Forstverwal-
tung geht nach ihrem Leiter, Ge-

org Jutz, ein „langgehegter
Wunsch in Erfüllung“. Erfreu-
lich sei, dass man aufgrund des
umfangreichen Stadt- und Stif-
tungswaldes – Jutz verwaltet
1250 Hektar – drei Viertel des
Holzbedarfes selbst decken kön-
ne. Den Rest kaufe man privaten
Waldbesitzern aus dem Umkreis
von zehn bis fünfzehn Kilome-
tern ab. �
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bei seinen Marketinganstrengun-
gen zu beachten habe. Zeil: „Wir
haben in Bayern deshalb mit
‚Sightsleeping – Schlafen für
Augenmenschen’ eine eigene,
sehr erfolgreiche Marke ent-
wickelt. Um für dieses touristi-
sche Zukunftsthema weiterhin
zu werben, werden wir künftig
gemeinsam mit der Bayerischen
Architektenkammer einen eige-
nen Tourismusarchitekturpreis
ausloben.“

Investitionsstau
von circa 20 Jahren

Laut Rudolf Scherzer, dem
Nürnberger Stadtplaner und Vi-
zepräsidenten der bayerischen
Architektenkammer, haben Stu-
dien in der bayerischen Touris-
musbranche einen „Investitions-
stau von 20 Jahren und mehr“
festgestellt. Bei der Tourismusar-
chitektur gehe es nie nur um das
Gebäude allein. Sie sei „eine
bauliche Hülle, in der die Ga-
stronomie stattfindet“. Die neuen
Bauten sollten nicht nur interes-
sant sein, sondern auch ökolo-
gisch und nachhaltig gebaut
werden. Auch Glaubwürdig-
keit spielt Scherzer zufolge eine
bedeutende Rolle.

Nach Auffassung von Sybille
Wiedemann, Geschäftsführerin
der Bayern Tourismus Marke-
ting GmbH, bleiben Authenti-
zität und Natur wichtige Werte in
aktuellen Trends. Vor allem die
Frage nach „Design und Charak-
ter eines Hotels“ werde eine im-
mer größere Rolle spielen. Der
Tourist wolle zwar weiterhin die
regionaltypische Architektur wie
die Fachwerkfassade in Franken
sehen, gleichzeitig erwarte er
aber auch Neues. DK

Bayerischer Tourismustag in Nürnberg:

Augenmerk
auf Architektur

Im Mittelpunkt des diesjährigen Bayerischen Tourismustags in
Nürnberg, der erstmals in Kooperation mit der Bayerischen Ar-
chitektenkammer durchgeführt wurde, stand das Thema Tou-
rismusarchitektur. Am Jahrestreffen der bayerischen Fremden-
verkehrswirtschaft nahmen rund 450 Leistungsträger teil.

Wie Wirtschaftsminister Mar-
tin Zeil in seiner Rede hervor-
hob, ist das Jahr 2009 für den
Tourismus in Bayern ein schwie-
riges Jahr. Die Wirtschaftskrise
habe sowohl den umsatzstarken
Geschäftsreisetourismus als
auch den klassischen Urlaubs-
tourismus getroffen. Das Bilder-
buchwetter in den drei Hoch-
sommermonaten sowie die erfolg-
reiche „Urlaub-daheim“- Kam-
pagne hätten jedoch den Nega-
tivtrend deutlich abgemildert.
Für das Gesamtjahr erwartet Zeil
„dank der guten Sommerbilanz
nur noch einen Rückgang von
zwei Prozent bei den Ankünften
und 2,4 Prozent bei den Über-
nachtungen“.

Spielraum für Investitionen

Eine spürbare Entlastung für
das Gastgewerbe bringe der ab
dem kommenden Jahr geltende,
reduzierte Mehrwertsteuersatz
von sieben Prozent, so Zeil wei-
ter. Dies steigere die Wettbe-

werbsfähigkeit der Hotellerie
und gebe ihr wieder mehr Spiel-
raum für Investitionen. Der Mi-
nister appellierte in diesem Zu-
sammenhang an die Betriebe,
„diesen Spielraum zu nutzen und
die Qualität der Angebote weiter
zu steigern“.

Leistungsträger

Eine viel versprechende Mög-
lichkeit, das touristische Ange-
bot in Bayern noch attraktiver zu
machen, bietet Zeil zufolge die
Tourismusarchitektur. Im Frei-
staat existierten bereits hervorra-
gende Initiativen wie beispiels-
weise Weinfranken mit seinen
Vinotheken, Weingütern und
Gästehäusern oder der Hundert-
wasserturm im niederbayeri-
schen Abensberg, der in Kürze
eröffnet wird.

Die Messlatte bei der Touris-
musarchitektur legten derzeit
noch andere Länder, räumte Zeil
freilich ein. Dazu gehörten „eini-
ge unserer stärksten Wettbewer-

ber wie Vorarlberg, Südtirol und
die Schweiz“. Bayern habe hier
zweifellos noch Nachholbedarf,
allerdings auch ein großes Po-
tenzial, das künftig noch stärker
genutzt werden müsse. Notwen-
dig seien deshalb touristische
Leistungsträger, die sich dem
Thema Tourismusarchitektur
stärker öffnen.

Darüber hinaus werde ein in-
formelles Tourismusarchitektur-
Netzwerk benötigt. Dazu gehör-
ten nicht nur Touristiker und Ar-
chitekten, sondern auch Desi-
gner, Regionalentwickler, Städ-
teplaner und Denkmalschützer -
„denn gelungene Tourismusar-
chitektur bedeutet auch Ensem-
bleschutz, Landschaftsschutz
und Respekt vor unserem kul-
turhistorischen Erbe“ Außer-
dem müsse das Bewusstsein
dafür geschaffen werden, dass
Ressourcenschonung und Kli-
mawandel nicht im Widerspruch
zu gelungener Tourismusarchi-
tektur stehen, betonte Zeil. „Das
Gegenteil ist der Fall. Sie ermög-
lichen innovative und ästheti-
sche Gestaltungen.“

Architektur lockt Gäste an.
Touristen, die Sinn für Architek-
tur haben und ihre Reiseziele
entsprechend auswählen, seien
meist gebildet und kaufkräftig.
Sie stellten damit eine hochat-
traktive Zielgruppe, die Bayern

Deutscher Tourismuspreis
für Oberstaufen

Mit dem Innovationspreis der deutschen Tourismusbranche
hat der Deutsche Tourismusverband e.V. (DTV) in Dresden die
Oberstaufen Marketing GmbH ausgezeichnet. Sie belegte den
ersten Platz für die Aufwertung einer elektronischen Gäste-
karte zu einer Mehrwert-Karte. So ist Urlaub ohne Nebenkos-
ten möglich.

Über den 2. und 3. Preis freu-
ten sich die Spreewelten GmbH
sowie die Werbegemeinschaft
der Ostfriesischen Inseln. Den
ersten Preis gewann die Ober-
staufen Tourismus Marketing
GmbH für die Aufwertung einer
elektronischen Gästekarte zu ei-
ner Mehrwert-Karte. So ist Ur-
laub ohne Nebenkosten mög-
lich.

BranchenweiteAnerkennung

„Unserem Aufruf, über den
Tellerrand hinaus zu schauen,
um Innovationen den Weg zu eb-
nen, sind die Preisträger bereit-
willig gefolgt“, begründete
DTV-Präsident Reinhard Meyer
das Urteil der zehnköpfigen Jury
aus Tourismusbranche, Wissen-
schaft und Medien. Die drei Ge-
winner (der 2. Platz ging an die
Spreewelten GmbH und Platz 3
an die Werbegemeinschaft der
Ostfriesischen Inseln) überzeug-
ten mit ihrer langfristigen Pro-
jektgestaltung und bestächen
durch emotionale Marketingan-
sprache, Zielgruppengenauigkeit
und effektive Kooperationen.
Der Preis erbringe den Gewin-
nern nicht nur die branchenweite
Anerkennung der eigenen, zu-
kunftsweisenden Arbeit, sondern
ermögliche auch eine bessere
Vermarktung des Produkts.

Mit der Initiative „Oberstau-
fen PLUS“ erfüllt sich der
Traum vom Urlaub ohne Neben-
kosten. In Oberstaufen und der
Nachbargemeinde Bad Hin-
delang erhält der Urlauber bei

seiner Anreise eine kostenlose
Gästekarte. Diese ermöglicht es,
ohne Kosten für einen Skipass
Ski zu fahren, ohne Ausgaben
für die Bergbahn zu wandern,
ohne eine Green Fee zu golfen
oder ohne hohe Eintrittsgelder
zu schwimmen und Wellness-
Angebote wahrzunehmen.

Einfaches Prinzip

Das Prinzip ist einfach: Die
örtlichen Gastgeber zahlen pro
Übernachtung zwischen 2,50
Euro (Oberstaufen PLUS) und 5
Euro (Obers taufen PLUS
GOLF) als Umlage an die Ober-
staufen Tourismus Marketing. 85
Prozent des Betrages werden
dann nach einem Verteilungs-
schlüssel an die derzeit 14 Lei-
stungspartner, beispielsweise
den Liftverbund, verschiedene
Golfclubs und an das Badepara-
dies ausgeschüttet. Diese ver-
zichten im Gegenzug auf ihre
Eintritte. Der Rest des Geldes
verbleibt für Marketing, Technik
und Betrieb des Systems bei der
Oberstaufen Tourismus Marke-
ting. So steigen seit Einführung
der Karte die Gästezahlen. Auf
der anderen Seite wachsen für
die 14 Leistungsträger Ausla-
stung und Wirtschaftlichkeit.
Das Angebot der Gästekarte
wurde in den ersten zwölf Mona-
ten in über 256.000 Fällen ge-
nutzt und trotz geringerer direk-
ter Erlöse konnten die Betriebe
durch verschiedene Zusatzerlöse
zum Teil hohe Gewinne ver-
zeichnen. DK

Touristische Pluspunkte Oberstaufens:

wesentliche touristische Infrastruktureinrichtungen integriert.
Imagegewinn für Tourismusort.
bedeutende Komfortsteigerung für Gäste.
große Resonanz bei Gastgebern - anfangs 270, nun über 320.
langfristig angelegtes Marketing- und Service-Instrument.
Angebot für breite Zielgruppe: Natur, Gesundheit, Life-
style, Aktiv, Familie. DK

Internet-Tourismuskarten:

Innovationspreis des
Landkreises Cham

Der 31-jährige Stefan Huber aus Lam ist der Gewinner des In-
novationspreises „Beste Aussichten“, den der ostbayerische
Landkreis Cham heuer zum zweiten Mal vergeben hat. Mit sei-
ner Internet-Kartenlösung für den Tourismus, eContent.m@ps
hat der junge Unternehmer die hochkarätig besetzte Jury über-
zeugt. Noch zu Beginn des Jahres hatte er diese auf der CEBIT
in Hannover vorgestellt – als eine von 17 Firmen, die mit Micro-
soft zusammenarbeiten.

Die Freude war ihm ins Ge-
sicht geschrieben, als ihm der
Landrat des Landkreises Cham
und Präsident des Bayerischen
Landkreistages, Theo Zellner,
die Skulptur des Innovations-
preises überreichte. „Stefan Hu-
ber hat mit seiner neuartigen In-
ternet-Kartenlösung nicht nur
den Tourismus im Landkreis
Cham hervorragend unterstützt,
er hat mit seiner Software eCon-
tent.M@ps Touristiker über die
bundesweiten Grenze hinaus
überzeugt. Der gesamte Bayeri-
sche Tourismus, ebenso wie Re-
gionen in Norddeutschland und
Österreich setzen auf das High-
Tech-Produkt aus dem Land-
kreis Cham!“

Eindruck über das Internet

So sorgt die Internet-Kartenlö-
sung dafür, dass sich potentielle
Gäste schon vor dem Urlaub ei-
nen Eindruck über die Region
verschaffen und sich Wanderwe-
ge, Sehenswürdigkeiten, Unter-
künfte und dergleichen auf einer
Landkarte darstellen lassen kön-
nen. Bei diesem IT-Produkt wer-
den leistungsfähige Datenban-
ken mit georeferenzierten Kar-
tendaten verbunden. Die einheit-
lichen Inhalte auf den Karten
kommen direkt von den ver-
schiedenen Gastgebern oder
Tourist-Informationen- die Ver-
einheitlichung der Informationen
auf einer Karte trotz unterschied-
lichster Systeme im Hintergrund
kann somit als die besondere
Stärke dieser Lösung bezeichnet
werden.

Festliche Gala

Die Innovationsgala in Bad
Kötzting mit ihrer ausgewoge-

nen Mischung aus Information
und Unterhaltung bot einen wür-
devollen Rahmen für die Verga-
be des Innovationspreises. In sei-
nem Festvortrag zeigte Prof. Dr.
Gerd Hirzinger vom Deutschen
Zentrum für Luft- und Raum-
fahrt, welche Innovationen im
Bereich der Mechatronik heute
möglich sind und wie sie das Le-
ben in Zukunft in vielen Berei-
chen beeinflussen werden. Einen
exzellenten musikalischen Rah-
men setzte die Sopranistin Su-

Der Preisträger Stefan Huber (l.) zusammen mit Landrat Theo
Zellner bei der Preisverleihung des Landkreises Cham. ��

sanne Pemmerl aus Bad Kötz-
ting mit ihrer Klavierbegleitung
Martina Hussmann. Bei einem

lockeren Stehempfang, musika-
lisch untermalt vom Audes-Trio,
klang die Veranstaltung aus. �

Urlaub mit Heimvorteil
Gästemarketing einmal anders: Mit besonderen Angeboten wol-
len Regensburgs Stadtmarketing und die Altstadthotels den Be-
wohnern des 2000-jährigen Weltkulturerbes Lust machen auf
einen Urlaub in der eigenen Stadt

Gäste aus Übersee und fast al-
len europäischen Ländern bevöl-
kern das ganze Jahr über die en-
gen Gassen der Regensburger
Altstadt, die seit drei Jahren zum
UNESCO-Wel tku l tu re rbe
gehört. Jetzt sollen auch Regens-
burger die Möglichkeit bekom-
men, die 2000-jährige Stadt ein-
mal als Tourist zu erleben. Das
Regensburger Stadtmarke-
ting hat in Zusammenarbeit mit
mehreren der besten Regensbur-
ger Altstadthotels Vereinbarun-
gen geschlossen, die den „Ur-
laub mit Heimvorteil“ besonders
erlebnisreich machen sollen.

Gast in der eigenen Stadt

Sechs ausgewählte Altstadtho-
tels haben sich auf Initiative des
Stadtmarketingvereins zur Ge-
meinschaftsaktion „Gast in Ihrer
eigenen Stadt“ zusammenge-
schlossen und öffnen von Januar
bis einschließlich Ostern ihre

Türen für Bürger vor Ort. Neben
dem ACHAT Plaza Herzog am
Dom, dem Hotel „Altstadt En-
gel“ und dem „Elements“ betei-
ligen sich das „Goliath“, das Ho-
tel „Roter Hahn“ sowie das „Or-
phee“ – alles Häuser im Herzen
der historischen Altstadt, die bei
den Gästen zu den begehrtesten
Adressen gehören.

Exklusive Angebote

Mit Arrangements und zusätz-
lichen Highlights, die es sonst in
dieser Form nicht zu buchen
gibt, können Regensburger ihre
Stadt ganz neu kennenlernen. Ei-
ne Stadtführung durch das his-
torische Regensburg, eine ayur-
vedische Massage, ein Kinobe-
such, ein Besuch im Reichstags-
museum, ein romantisches Vier-
Gänge-Candle-Light-Dinner, ein
Fünf-Gänge-Menü, ein Begrü-
ßungsprosecco, oder Ausschla-
fen bis zwölf – die Regensburger

Gäste haben die Qual der Wahl.

Neue Perspektive

„So erleben die Bewohner Re-
gensburgs ihre Welterbe-Stadt
einmal aus einer ganz neuen Per-
spektive und gehen selbst als
Tourist auf Erkundungstour“,
sagt Stadtmarketing-Chef Ber-
tram Vogel. Er weiß: Die mei-
sten Regensburg haben noch nie
eine Führung in der eigenen
Stadt gemacht. „Der Kurzurlaub
in der eigenen Stadt macht auch
eine stressige Anfahrt überflüs-
sig“, erklärt Vogel und hofft:
„Ein Spaziergang ins Welterbe
mit Koffer in der Hand könnte
ab Januar in Regensburg zur Ge-
wohnheit werden.“

Erfrischende Alternative

„Alle Angebote sind ab sofort
buchbar und eignen sich als er-
frischendeAlternative im alljähr-
lichen Geschenke-Reigen um
Socken, Krawatten, Parfüm &
Co. am weihnachtlichen Gaben-
tisch“, empfiehlt der Stadtmar-

keting-Chef. Von der Aktion sol-
len auch die Regensburger Ho-
tels profitieren: „Wer als Re-
gensburger von der Qualität ei-

Mit dem Fahrrad in den Urlaub: Diese Szene könnte in Regens-
burg bald zum Alltag gehören. Foto: obx-news

ner selbst getesteten Unterkunft
überzeugt ist, empfiehlt diese
auch gerne im Kollegen-, Freun-
des- und Familienkreis.“ obx

Urlaubsgutscheine für die eigene Stadt. Foto: obx-news
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Luftbildbände
unserer Heimat
von Franz Xaver Bogner

Neuerscheinung

je € 19,90

Die attraktiven Bildbände
laden auf 120 Seiten zu
einer Luftwanderung ein.
Fliegen Sie mit uns über
markante Sehenswürdigkei-
ten, Gebirge, Flüsse und
Wälder unser Region.

Bayerischer Heilbädertag in Bayreuth:

Mehr Therapie
statt Bürokratie

Der 63. Bayerische Heilbädertag in Bayreuth stand heuer unter
dem Motto „Zukunft der Heilbäder und Kurorte“. Er fand auf
Einladung der Stadt Bayreuth und ihrer Lohengrin Therme
statt, die seit ihrerAnerkennung als Heilquellenkurbetrieb 2006
Mitglied im Heilbäderverband ist.

Mit Investitionen und Innova-
tionen wollen die bayerischen
Heilbäder und Kurorte dem de-
mografischen Wandel entgegen-
treten. „Die Menschen werden
älter, aber auch 90-Jährigen ist
ihre Gesundheit wichtig. Das
Thema Kur und Prävention wird
daher wieder stärker werden“,
bemerkte Klaus Holetschek, ein-
stimmig wieder gewählter Präsi-
dent des Bayerischen Heilbäder-
Verbands BHV.

Branche im Aufwind

Obgleich die Badeorte seit
langem unter den Folgen der Ge-
sundheitsreform leiden, sieht
Holetschek die Branche im Auf-
wind. „Bayern ist nach wie vor
das Bäderland Nummer eins in
Deutschland. Die Zahl der Gäste
steigt wieder, die Verweildauer
wird allerdings kürzer. Und das
macht uns zu schaffen.“

Neue Themen und Therapien
seien nötig, um Heilbäder fit für
die Zukunft zu machen und

mehr Gäste anzulocken. Die Po-
litik müsse dafür gewisse Rah-
menbedingungen schaffen, for-
derte der BHV-Präsident. Denn
letztlich gehe es auch um die Si-
cherung von rund 100.000 Ar-
beitsplätzen und eine Wertschöp-
fung von 3,2 Milliarden Euro.

Der Heilbäderverband habe in
diesem Herbst zum ersten Mal
zu einer Unterschriftenaktion
aufgerufen. „Wir wollen mit die-
ser Aktion wachrütteln und die
Politik zur Unterstützung auffor-
dern“, sagte Holetschek. Ziel der
Initiative sei, dass auch künftig
die Leistungen in Bayerns Heil-
bädern und Kurorten von den
Gesundheits- und Sozialsyste-
men abgesichert werden. Die
zentrale Forderung: Die ambu-
lante, offene Badekur müsse zu
einer Pflichtleistung der gesetzli-
chen Krankenkassen werden.
„Letztlich sparen sich die Kas-
sen dadurch Kosten im Pflegebe-
reich oder bei anderen Aufwen-
dungen.“ Bisher seien 13.000
Unterschriften von Gästen und

Mitarbeitern in den Badeorten
gesammelt worden.

Daneben müsse bei der Be-
zahlung von Kuren im Ausland
der gleiche Qualitätsmaßstab an-
gelegt werden wie in Deutsch-
land. Als weitere entscheidende
Ziele nannte Holetschek Infra-
s t ruktur-Unters tü tzungen
für Kurorte, Heilbäder und die
dortigen Betriebe sowie die
Wiederaufnahme von kurspezifi-
schen und ortsgebundenen Heil-
mitteln in die Heilmittelrichtlinie.

Großer Wirtschaftsfaktor

Erste positive Zeichen sah der
Verbandspräsident im Koaliti-
onsvertrag der neuen Bundesre-

gierung. Unter anderem sehe der
Vertrag vor, die Tourismuskon-
zeption im ländlichen Raum so-
wie die Rahmenbedingungen für
Kurorte und Heilbäder zu ver-
bessern. „Endlich werden unsere
Kurorte und Heilbäder als be-
deutender Wirtschaftsfaktor
wahrgenommen“, begrüßte Ho-
letschek die Vereinbarung.

Mehr Chanchengleichheit
innerhalb der EU

Positiv schätzte der Präsident
auch die Steuerermäßigung von
19 auf sieben Prozent für Beher-
bergungsbetriebe ein, die am 1.
Januar 2010 in Kraft treten soll.
Damit sei eine echte Chance ge-
geben, Mittel für Investitionen
frei zu machen. Auch die unglei-
che Wettbewerbssituation inner-
halb des europäischen Marktes
sei mit der Steuersenkung zu-
mindest teilweise aufgehoben.
Holetschek erwartete aber auch,
dass die Entwicklung in diese
Richtung weitergeht: „Es wäre
schön, wenn auch Gaststätten
zukünftig von den ermäßigten

Steuersätzen profitieren könn-
ten.“

Gesundheitswirtschaft

Der BHV-Präsident untermau-
erte die Bedeutung des Verban-
des als ein starkes Stück Ge-
sundheitswirtschaft. Diese Posi-
tion solle auch weiterhin durch
die Vernetzung mit wichtigen
Partnern im Gesundheitssektor
ausgebaut werden. Zudem regte
er einen Innovationspool an, ein
Ideenforum, in dem beispiels-
weise neue Therapien vorgestellt
und diskutiert werden. „Wir
müssen auf unsere bewährten
Traditionen aufbauen und uns
gleichzeitig innovativen Ansät-
zen weiter öffnen, um im Wett-
bewerb die Nase vorn zu behal-
ten“, bekräftigte Holetschek.

Auf dem Heilbädertag ent-
sprach auch Markus Söder,
Staatsminister für Gesundheit, in
seiner Rede den politischen For-
derungen des Verbandes, die
Heilbäder und deren Infrastruk-
tur zu stärken. Dazu gehöre auch
das zunehmende Problem der
mangelnden ärztlichen Versor-
gung im ländlichen Raum, dem
die Staatsregierung künftig mit
einem eigenen Programm be-
gegnen will. Verstärkt einsetzen
möchte sich Söder für die Kur
als hochwertige medizinische
Gesundheitsleistung, die als sol-
che anerkannt und abgerechnet
werden muss. Auch eine Kur sei
eine Art Prävention, die nicht an
bürokratischen Hürden scheitern
dürfe.

Der Minister hob explizit die
herausragende Rolle der bayeri-
schen Heilbäder für den ländli-

chen Raum hervor und stärkte
somit die Bedeutung der Kurorte
und Heilbäder als bedeutender
Wirtschaftsfaktor Bayerns. „Die
Kur ist eine hochwertige medi-
zinische Leistung, die wieder
mehr anerkannt werden muss“,
so Söder mit Blick auf die Kran-
kenkassen. „Wir können es nicht
zulassen, dass uns unsere Freun-
de in Österreich und Tschechien
den Rang ablaufen, wir wollen
das Geschäft im eigenen Land
halten.“ Grundsätzlich forderte
der Politiker wieder mehr Thera-
pie statt Bürokratie und mehr
Prävention statt Reparatur. BHV-
Chef Holetschek zeigte sich sehr
zufrieden mit der Reaktion Sö-
ders, machte aber auch klar:
„Den Worten müssen nun Taten
folgen.“

Urlaub mit gutem Klima

Unter dem Dach des bayeri-
schen Heilbäderverbandes sind
derzeit 47 Kommunen und 20
Kurbetriebe organisiert. Sämtli-
che Orte sind dabei vom Frei-
staat als Heilbäder, Kneipp- oder
Schrothkurorte, heilklimatische
Kurorte oder Luftkurorte aner-
kannt. Hauptziel des Bayeri-
schen Heilbäder-Verbandes ist
die Förderung der Gesundheit
durch qualifizierte Kuren, Reha-
Maßnahmen und gesundheitsbe-
tonte Urlaubsprogramme. Aus
Oberfranken gehören dem Ver-
band an: Bad Alexandersbad,
Bad Berneck, Bischofsgrün, Bad
Rodach, Bad Staffelstein und
Bad Steben sowie die Lohen-
grin-Therme in Bayreuth und die
Obermain-Therme in Bad Staf-
felstein. DK

Bayerischer Heilbäder-Verband:

Prävention via Internet
Ein Werbegag mit fragwürdiger Gesundheitswirkung

Präventionskurse im Urlaub waren bisher für Versicherte ohne
feste Arbeitszeiten – wie Schichtarbeiter, medizinisches Perso-
nal, Menschen mit wechselnden Arbeitsstandorten – meist die
einzige Möglichkeit, aktiv etwas für ihre Gesundheitsvorsorge
zu tun. Deshalb bezuschussen die Krankenkassen solche wohn-
ortfernen Gesundheitsprogramme ebenso wie das Gesundheit-
straining am Wohnort nach Feierabend. Die Techniker Kran-
kenkasse (TK) plant jetzt, die Zuschüsse für Gesundheitstrai-
ning im Urlaub zu streichen. „Rund ein Drittel der Versicherten
würde damit künftig von den laut Sozialgesetzbuch (§20 SGB V)
den Krankenkassen vorgegebenen Maßnahmen zur Gesund-
heitsförderung weitgehend ausgeschlossen“, kritisiert der
Bayerische Heilbäder-Verband (BHV).

Wer keinen Feierabend- oder
Wochenendkurs besuchen kann,
soll künftig „Online-Gesundheits-
choaching via Internet“ nutzen.
„Welcher hart arbeitende
Mensch setzt sich nach Feier-
abend an den Computer und trai-
niert dort in Frage- und Antwort-

spielen seine Gesundheit?“,
meinte Klaus Holetschek, der
Präsident des Bayerischen Heil-
bäder-Verbands. Die TK wolle
damit nur über die gezielte Aus-
grenzung weiter Teile der Versi-
cherten in der Prävention hin-
wegtäuschen.

Qualität entscheidend

Auch die Begründungsversu-
che der TK für den geplanten
Verzicht auf wohnort-ferne
Prävention seien nicht nachvoll-
ziehbar, meinte Alois Brundo-
bler, Bürgermeister des führen-
den europäischen Kurorts Bad
Füssing und stellvertretender
Präsident des BHV. Es gebe
keinerlei fundierte Untersuchun-
gen, wonach kompakte Präventi-
onskurse im Urlaub weniger
wirksam seien als Kompaktkur-
se im Stressumfeld des Berufs-
alltags. Entscheidend sei allein
die Qualität.

Aus der Luft gegriffen seien
auch Behauptungen der TK, die
wohnortferne Prävention führe zur

Überlastung von Versicherten.

Wahlfreiheit

„Auch wir lehnen unseriöse
Angebote mit 16 Trainingsein-
heiten in drei Tagen ab. Ein Kurs
Bewegung und Entspannung im
Laufe von einer Woche ist aber

selbst für Untrainierte kein Pro-
blem.“ Es sei überdies rechtlich
fragwürdig, Versicherten vorzu-
schreiben, wie, wann und wo sie
Prävention zu betreiben hätten.
Auch bei der Prävention müsse
für die Versicherten die gleiche
Wahlfreiheit wie bei medizini-
schen Leistungen gelten. obx

Raus in die Natur oder Online-Gesundheitscoaching via Inter-
net bequem von zu Hause aus? Foto: obx-news

Reduzierter Mehrwertsteuersatz:

Gesicherte Zukunft des
bayerischen Tourismus

Die Bayern Tourismus Marketing GmbH (by.TM) begrüßt die
Mehrwertsteuersenkung für das deutsche Beherbergungsge-
werbe. „Das Ergebnis des Steuerpaketes von Union und FDP ist
ein wichtiger Meilenstein für den Tourismus in Bayern und
Deutschland“, kommentiert Sybille Wiedenmann, Geschäfts-
führerin Bayern Tourismus Marketing GmbH, die Mehrwert-
steuersenkung von 19 auf 7 Prozent im deutschen Beherber-
gungsgewerbe.

Sie bekräftigte, dies sei ein
wichtiger Impuls für die bayeri-
sche Tourismuswirtschaft und
dringend notwendig. Denn seit
Jahren gelten in 21 von 27 EU-
Mitgliedstaaten reduzierte Mehr-
wertsteuersätze. „Unsere Betrie-
be können dadurch noch konkur-
renzfähiger wirtschaften, was im
Hinblick auf unser starkes touri-
stisches Nachbarland Österreich
besonders wichtig ist,“ erklärt
Wiedenmann.

Die Geschäftsführerin der

by.TM betont vor allem das
große Plus für den Urlauber:
„Durch die Mehrwertsteuersen-
kung sind Hotels und Gasthöfe
in der Lage, gezielt in Qualität
und Angebotsgestaltung zu inve-
stieren. Damit können die
bayerischen Betriebe den geän-
derten Bedingungen am Markt
noch besser gerecht werden.“
Wiedenmann ergänzt, dass so
mehr Spielraum für Investitio-
nen frei werde, das wiederum
bedeute mehr Wachstum und

Beschäftigung für den Wirt-
schaftsstandort Bayern.

Im Kampf für die Steuerredu-
zierung unterstreicht Sybille
Wiedenmann das starke Engage-
ment der Bayerischen Staatsre-
gierung und den unermüdlichen
Einsatz des Bayerischen Hotel-
und Gaststättenverbandes unter
Federführung des BHG-Präsi-
denten Siegfried Gallus. Wie-
denmann meint: „Sein Einsatz
hat maßgeblich zu diesem Erfolg
beigetragen.“ �

Auf Du und Du mit den
Baumriesen des Bayerwalds

Zu Füßen der großen Gipfel des Bayerischen Waldes können
Abenteuerlustige jetzt freiwillig den Boden unter den Füßen ver-
lieren: Auf dem mit mehr als 1.300 Metern längsten Baumwip-
felpfad der Welt

Die Besucher des Bayerischen
Waldes können die Naturwelt am
„Grünen Dach Europas“ jetzt aus
einer ganz neuen Perspektive erle-
ben: Rund um drei knapp 40 Me-
ter hohe Baumriesen entstand mit-
ten im Nationalpark ein hölzerner
Turm, auf dem sich eine begehba-
re Rampe wie eine Wendeltreppe
nach oben schlängelt. Auf dem
insgesamt 1.300 Meter langen
Steg genießen abenteuerlustige
Waldgäste einmalige Einblicke in
Flora und Fauna: Vom Stamm bis
in die Kronen können die Besu-
chern Insekten beobachten und
Vögeln beim Nestbau hautnah
über die Schulter schauen. Hoch
über den Wipfeln sind dann Pan-
orama-Aussichten garantiert.

Fantastische Ausblicke

Der 1300 Meter lange Steg in
der Nähe von Neuschönau

(Landkreis Freyung-Grafenau)
endet auf einer Plattform, die auf
44 Metern Höhe fantastische
Ausblicke über Europas größtes
zusammenhängendes Waldge-
biet möglich macht. Zu sehen
sind unter anderem der knapp
1.400 Meter hohe Lusen und die
bewaldeten Höhen des Böhmen-
walds. Wer Glück mit dem Wet-
ter hat, kann sogar die Gipfel der
Alpen erahnen.

RisikofreiesUrlaubsvergnügen

Die Betreiber versprechen ein
völlig risikofreies Urlaubsverg-
nügen: „Massive Leimholzträger
und insgesamt 27 Stützen garan-
tieren die Stabilität des Turms“,
sagen sie. Zusätzlich würden
massive hölzerne Geländer und
ein beinahe unsichtbares Gelän-
dernetz den Aufstieg zusätzlich
absichern. Der Baumwipfelpfad

endet ebenerdig am Hans-Eisen-
mann-Haus mit dem National-
park-Informationszentrum
Bayerischer Wald. Über einen
Einstiegsturm mit Aufzug haben
auch Rollstuhlfahrer, Senioren
und Eltern mit Kinderwagen
problemlos Zugang. Mit einer
maximalen Steigung von zwei
bis sechs Prozent ist der Pfad
auch für Ungeübte leicht zu be-
wältigen.

Erlebnisstationen

Für ganz Fitte und Mutige gibt
es zusätzlich sieben Erlebnissta-
tionen mit Seil- und Wackel-
brücken, Trapezen und Balan-
cierbalken. Geöffnet ist die neue
Besucherattraktion im Sommer-
täglich von 9.30 Uhr bis 18 Uhr,
in den Wintermonaten täglich bis
15 Uhr. Erwachsene zahlen acht
Euro Eintritt, Kinder sechs Euro.
Zusätzlich gibt es ein Familien-
ticket für 19 Euro.
Weitere Informationen unter:
www.baumwipfelpfad.by obx
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mahn malSeitz Real eState GRoup

mietforderungsmanagement

... wir betreuen aktuell Mietforderungen von einigen hunderttausend wohneinheiten von öffentlich-
rechtlichen, kommunalen und privaten Auftraggebern auf sozial verträgliche art.

... unser mehrsprachiges team kümmert sich auch außerhalb der üblichen geschäftszeiten um
die Betreuung der Mieter.

... wir realisieren durchschnittlich über 80 % der forderungen.

... unser Team besteht aus spezialisiert ausgebildeten Juristen, betriebswirten und real estate analysten.

... wir verfügen über ein bundesweites Netzwerk von gut ausgebildeten außendienstmitarbeitern.

debeo, deutscher Marktführer im Mietforderungsmanagement, ist ein Unter-
nehmen der Seitz Real Estate Group. Diese hat ihre Schwerpunkte im Real Estate
Investment Management, Asset Management, Research, Consulting und in der
Wohnungsprivatisierung.

Die sozial verträgliche Betreuung von Mietforderungen ist ebenso die Aufgabe von
debeo wie die Übernahme aller dazu gehörenden administrativen Arbeiten.

Dank unserer geschulten, mehrsprachigen Back Office- und Außendienstmitarbeiter
können wir unseren Kunden ein überdurchschnittlich effizientes Mietforderungsma-
nagement anbieten. Unsere Realisierungsquote liegt im Durchschnitt bei über 80%
innerhalb der ersten 30 Tage im außergerichtlichen Mahnverfahren.

Darüber hinaus betreuen unsere spezialisierten Juristen auf Wunsch das komplette
Mahn- und Klageverfahren.

Gerne erläutern wir unseren Ansatz und unsere erfolgreiche Arbeit für Sie in einem persönlichen Gespräch:
debeo GmbH, Promenadestr. 2, 87527 Sonthofen, Klaus Wilhelm, Telefon: +49 (8321) 78095-0, E-Mail: k.wilhelm@debeo.com

wird überflüssig... bei effizientem mietforderungs-
management mit sozialem augenmass.

Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen:

Mit BayernFM auf dem Weg
zu mehr Nachhaltigkeit

Im Rahmen der „Energiewende 2035“ hat der Landkreis Bad
Tölz–Wolfratshausen die BayernFM mit der energetischen
Grundlagenanalyse der landkreiseigenen Schul-, Wohn- und
Verwaltungsgebäude beauftragt.

Der Landkreis Bad Tölz-Wolf-
ratshausen unterstützt das Ziel
der Bürgerstiftung „Energiewen-
de Oberland“, wonach die Ener-
gieversorgung der eigenen Regi-
on bis 2035 vollständig aus er-
neuerbaren Energiequellen zu
decken ist. Ziel ist die nachhalti-
ge Sicherung der natürlichen Le-
bensgrundlagen, der regionalen
Wirtschaftskraft sowie der Le-
bensqualität der Einwohner.

Die BayernFM begleitet den

Landkreis mit einem mehrstufi-
gen Umsetzungskonzept, das
den nachhaltigen und klimaneu-
tralen Betrieb der landkreiseige-
nen Gebäude (11 Schulen und 4
Wohn-/Verwaltungsgebäude)
vorsieht. In drei Phasen erfolgt
eine Reduzierung des Energie-
verbrauchs, der Umstieg auf re-
generative Energien sowie die
Kompensation der unvermeid-
baren CO2-Emissionen durch
Klimazertifikate. „Der ganz-
heitliche Ansatz des Landkrei-
ses ist zukunftsweisend und
zeigt, dass das kommunale Im-
mobilienmanagement ein wich-
tiger Baustein für eine nachhal-
tige Entwicklung ist“, so Stefan
Kohlhepp, Geschäftsführer der
BayernFM.

Grundlagenanalyse

In der ersten Phase werden im
Rahmen einer energetischen
Grundlagenanalyse der Gebäude
die notwendigen energetischen
Sanierungsmaßnahmen aufge-
zeigt und bewertet. Dabei erfolgt
die Implementierung einer fort-
schreibbaren Energie- und CO2-
Bilanz für alle Gebäude. Als „in-
tegriertes kommunales Klima-
schutzkonzept“ werden 80% der
Aufwendungen für die Grundla-
genanalyse durch Fördermittel

des Bundesumweltministeriums
abgedeckt. Die nächsten Stufen
der Phase 1 umfassen die Detail-
analyse sowie Durchführung der
Sanierung unter Berücksichti-
gung einer priorisierten Mittel-
und Langfristplanung.

Ökologisch sinnvoller
Einsatz der Mittel

Ein begleitendes Controlling
erfolgt u.a. durch die Teilnahme
des Landkreises am Immobilien-
benchmarkprojekt RealisBench.
„Die stufenweise Vorgehenswei-
se der BayernFM ermöglicht es
uns, unsere finanziellen Ressour-
cen wirtschaftlich und ökolo-
gisch sinnvoll einzusetzen und
alle Entscheidungsgremien in
einen regelmäßigen Informa-
tions- und Entscheidungs-
prozess einzubinden“ so Landrat
Josef Niedermaier.

CO2-Neutralität

Die Bayern Facility Manage-
ment GmbH ist ein gemeinsa-
mes Tochterunternehmen der
BayernLB und der Flughafen
München GmbH. Als zertifizier-
tes Unternehmen für Qualitäts-
und Umweltmanagement wird
die Verantwortung gegenüber
den Kunden, den Mitarbeitern
und der Umwelt täglich gelebt.
Die BayernFM ist daher einer
der ersten CO2-neutralen FM-
Dienstleister in Deutschland. �

„Familienregion“ Bamberg:

Für ein neues
Bewusstsein

Stadt und Landkreis stellen ihre Leitlinien, eine
neue Internetplattform und ein neues Logo vor

Gemeinsam wollen Stadt und
Landkreis Bamberg die Re-
gion zu einer der familien-
freundlichsten in der ganzen
Bundesrepublik machen. Um
dies auch offensiv nach außen
zu demonstrieren, haben Ober-
bürgermeister Andreas Starke
und Landrat Dr. Günther Denz-
ler die „Leitlinien für die Fami-
lienfreundliche Region Bam-
berg“ unterzeichnet. Zugleich
stellten sie das neue Logo für die
Familienregion und das neue
Internetportal www.bamberg-
familienfreundlich.de vor.

„Stadt und Landkreis Bamberg
begreifen generationenübergrei-
fende Familienfreundlichkeit als
grundlegend für die künftige Ent-
wicklung der Region. Sie arbeiten
gemeinsam daran, die Rahmenbe-
dingungen für Familien in der Re-
gion weiter zu verbessern und ein
familienfreundliches Bewusstsein
in allen gesellschaftlichen Berei-
chen zu fördern.“ Dieses Haupt-
motiv steht über den sieben Leit-
gedanken, die Stadt und Land-
kreis sich auf die Fahnen ge-
schrieben haben: Familien-
freundlichkeit ist einer der wich-
tigsten Standortfaktoren der Re-
gion, der stetig weiterentwickelt
werden muss. Möglichst viele
Akteure wie Gemeinden, Kir-
chen, Wirtschaft, freie Träger,
Vereine, Verbände, private Initia-
tiven arbeiten gemeinsam daran.
Die Region Bamberg ist als
außergewöhnlich familien-
freundlich bekannt. Es gibt ge-
nug Wohnraum für Familien, der
auch bezahlbar ist. Infrastruktur
und Wohnumfeld orientieren
sich an den Bedürfnissen von
Familien. Alle Familien haben
gleichberechtigten Zugang zu
Informations-, Beratungs-, Be-
treuungs-, Bildungs- und Kul-
turangeboten.

Konkrete Maßnahmen

Die Arbeitsplätze in der Region
zeichnen sich durch eine gute Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf
aus. Viele junge Familien, Fach-
kräfte und Unternehmen siedeln
sich gerne in der Region an, da-
durch ist die Zukunft der Region
gesichert. Dass es sich dabei nicht
nur um hehre Worte handelt, be-
weisen Stadt und Landkreis Bam-
berg bereits seit einiger Zeit durch
konkrete Maßnahmen und Projek-
te für Familien (siehe Infokasten).
„Viele Dinge, die wir auf den Weg
gebracht haben, zeigen, dass wir
nicht nur irgendein Papier unter-

schreiben“, machte Oberbürger-
meister Andreas Starke bei der
Unterzeichnung deutlich. „Die de-
mographische Entwicklung macht
es heute wichtiger denn je, dieVer-
einbarkeit von Familie und Beruf
zu fördern“, betonte Landrat Dr.
Günther Denzler. „Es muss daher
die gemeinsame Aufgabe von
Stadt und Landkreis sein, unsere
Familien zu unterstützen.“

Informationsquelle

Zu dem Maßnahmenpakt ge-
hört auch die gemeinsam von Stadt
und Landkreis betriebene Home-
page www.bamberg-familien-
freundlich.de, ein Internet-Portal
für die ganze Familie. Unter dieser
Adresse sind künftig alle wichtigen
Informationen für Familien aus der
Region übersichtlich zusammen-
gefasst. Selbstverständlich wird
dort auch stets aktuell über den
Stand der Projekte der „Familien-
freundlichen Region Bam-
berg“ berichtet. „Es wird sich also
für alle Familien lohnen, regel-
mäßig auf der Seite vorbeizu-
schauen, um sich zu informieren!“,
ist Oberbürgermeister Andreas
Starke überzeugt, der dem Famili-
enbeirat und der Familienbeauf-
tragten der Stadt Bamberg, Gisela
Filkorn, besonders für ihre Initiati-
ve dankte, diese neue Informati-
onsquelle auf die Beine zu stellen.

Neues Logo

„Die neue Internetplattform ist
ein wichtiger Schritt, um allen
Familien gleichermaßen den Zu-
gang zu Informations-, Bera-
tungs-, Betreuungs-, Bildungs-
und Kulturangeboten zu ermög-
lichen“, ergänzt Landrat Dr.
Günther Denzler. „Das ist uns al-
len wichtig, um einen attraktiven
Wohn- und Wirtschaftsraum zu
schaffen, in dem sich junge Fa-
milien, Fachkräfte und Unter-
nehmen gern ansiedeln.“ Das
sympathische neue Logo der Fa-
milienregion wurde von dem
Bamberger Unternehmen 2mcon
entwickelt, das auch für das De-
sign der neuen Homepage ver-
antwortlich zeichnet. Es wird al-
le Gemeinschaftsprojekte von
Stadt und Landkreis für die „Fa-
milienregion Bamberg“ zieren.
Seinen ersten Einsatz hatte es be-
reits auf dem Familienpass „Dä-
umling“, der seit Mitte Septem-
ber auf dem Markt ist.

„Alle Investitionen in die Fa-
milienfreundliche Region Bam-
berg sind zu 100 Prozent Investi-

tionen in die Zukunft“, sind sich
Oberbürgermeister und Landrat
einig. Denn nur wenn sich Fami-
lien hier in der Region wohl
fühlen und wenn Unternehmen
vor Ort genügend qualifizierte
Arbeitskräfte finden, könne man
die Region zukunftssicher ma-
chen.

Zukunftsvision
für Bamberg

Gemeinsam mit Landrat Dr.
Günther Denzler lädt Oberbür-
germeister Andreas Starke alle
ein, an der Entwicklung der „Fa-
milienfreundlichen Region Bam-
berg“ mitzuarbeiten. „Wir wollen
die familienfreundlichste Region
in Deutschland werden. Dazu
brauchen wir Unterstützung,
Mitstreiter und -streiterinnen,
fleißige Hände und kluge Köpfe.
Nur so kann unsere Vision Wirk-
lichkeit werden!“ �

OberbürgermeisterAndreas Starke (l.) und Landrat Dr. Günther
Denzler (r.) bei der Unterzeichnung der Leitlinien für die Famili-
enregion im Kreise der Verantwortlichen von Stadt und Land-
kreis Bamberg. Bild: Landratsamt Bamberg / Rudolf Mader

Bisherige Projekte
in Bamberg

Stadt und Landkreis haben in
jüngster Vergangenheit bereits
einige erfolgreiche Projekte für
die Familien in der Region ge-
startet: So bündelt der Familien-
ratgeber „Tipps und Infos für
Familien“ als unverzichtbare In-
formationsquelle Angebote aus
Stadt und Landkreis. Auch das
Ferienbetreuungs-Angebot
„Bamberger Ferienabenteuer“
erweist sich als voller Erfolg.
Fast alle Angebote waren bis-
lang ausgebucht. Bereits seit
Jahren ist der gemeinsame Feri-
enpass für die Sommerferien er-
folgreich. Als Ergänzung dazu
wurde mit dem Beginn des neu-
en Schuljahres der „Däumling“
auf den Weg gebracht. Dieser
Familienpass soll die Familien
finanziell entlasten und gleich-
zeitig dazu animieren, auch
außerhalb der Sommerferien, im
ganz normalenAlltag, mehr mit-
einander zu unternehmen! �

Projektmanagement:

Bauvorhaben nachhaltig und
wirtschaftlich abwickeln

Einsparungen in Höhe von zehn bis fünfzehn Prozent der Bau-
summe werden erreicht, wenn frühzeitig - am besten bereits
während der Planungsphase - ein externer Projektmanager in
ein Bauvorhaben integriert wird. Mit Beratungskompetenz zu
Wirtschaftlichkeit und Nachhaltigkeit lassen sich sowohl die
Investitions- als auch die Folgekosten von Bauprojekten redu-
zieren. „Der Schlüssel, um Bauvorhaben wirtschaftlich und
nachhaltig umzusetzen, liegt bei Projektmanagern, die mit den
Inhalten und Zusammenhängen von Planung und Bauaus-
führung bestens vertraut sind und die modernen Manage-
mentmethoden beherrschen“, so die Einschätzung von Prof.
Dr. Hans Sommer, Aufsichtsratsvorsitzender der Drees &
Sommer AG.

Professionelles Projektmana-
gement ermöglicht Einsparungen
von zehn Prozent und mehr. Er-
folgsgrundlagen hierfür sind eine
effektive Projektorganisation, ein
wohlüberlegter terminlicher Ab-
lauf sowie eine durchdachte Ko-
stenplanung, die Ausführungsal-
ternativen mit einbezieht. Um die
Wirtschaftlichkeit von Bauvorha-
ben zu optimieren, muss der Pro-
jektmanager neben der Beherr-
schung der Managementmetho-
den auch über Beratungskompe-
tenz verfügen.

Generalisten realisieren
Einsparmöglichkeiten

Zusätzlich zu den Leistungen
des Projektmanagements wird
beim Construction Management
ausführungsbasiertes Wissen in
das Projekt implementiert: Der
Bauherr gibt nur noch die gene-
relle Linie vor, der Construction
Manager stellt bereits im Pla-
nungsprozess sicher, dass die ar-
chitektonischen und technischen
Lösungen praktikabel, nachhaltig
und wirtschaftlich ausführbar
sind. Durch Value Engineering
wird immer wieder die Zieldefi-
nition mit den Planungsstand ab-
geglichen, wobei sowohl die In-
vestitionskosten als auch die spä-
ter anfallenden Betriebskosten
berücksichtigt werden. Dadurch
sind weitere Optimierungen und
eine deutlich verbesserte Wirt-

schaftlichkeit möglich. Die „Kö-
nigsdisziplin“ ist das General
Construction Management, das
die kompletten Generalfachpla-
nungsleistungen vom Konzept
bist zur Ausführungsplanung
selbst oder durch Kooperations-
partner erbringt.Abhängig davon,
um welche Projektart es sich han-
delt - zum Beispiel gibt es beim
Klinikbau andere inhaltliche An-
forderungen als bei Bürogebäu-
den - ist hier tiefgehendes Exper-
tenwissen gefragt.

Investitionskosten
intelligent reduzieren

Die Investition wird zunächst
durch die Menge des Bauvolu-
mens beeinflusst. So führen bei-
spielsweise unterschiedliche Or-
ganisationsformen im Bürohaus-
bau zu sehr unterschiedlichen
Grundrissen. Dies wirkt sich bei
identischer Bruttogrundfläche
beispielsweise massiv auf die
Menge der zu erstellenden Fassa-
denflächen aus. Zellenbüros in ei-
ner Kammstruktur erfordern fast
die doppelte Fassadenfläche wie
eine Großraumstruktur. Um hier
alle Optimierungsmöglichkeiten
zu berücksichtigen, hinterfragen
die Projektmanager von Drees &
Sommer das Raumprogramm. Sie
klären, ob beispielsweise alle Mit-
arbeiter einen eigenen Arbeits-
platz benötigen und wie viele
Quadratmeter für einen Arbeits-

platz angemessen sind oder, ob es
eine Kantine mit eigener Küche
oder Catering geben soll. In der
Regel kann damit die erforderli-
che Nutzfläche bei gleicher An-
zahl von Arbeitsplätzen deutlich
verringert werden. Das heißt, es
muss pro Quadratmeter Nutz-
fläche weniger Bruttogrundfläche
gebaut werden als bei einer weni-
ger geschickten Planung. Das Er-
gebnis ist eine erhebliche Redu-
zierung der Investitionskosten.
Darüber hinaus ist eine weitere
Verbesserung der Wirtschaftlich-
keit durch eine kompakte Bau-
weise sowie durch die Konstrukti-
on und Materialwahl möglich.

Folgekosten bei
Planung im Blick haben

Spätere Kosten für Wartung
und Instandhaltung werden ganz
wesentlich von der Qualität der
Planung und Ausführung beein-
flusst. Je mehr bei der Detailpla-
nung auf nachhaltige Qualität
geachtet wird, umso geringer
werden später die Instandhal-
tungskosten sein. An dieser Stel-
le kommt dem Projektmanager
die Aufgabe zu, eine möglichst
hohe Qualität zu wirtschaftlich
vertretbaren Kosten sicherzustel-
len.

Die Instandhaltungskosten
sind über die Lebensdauer eines
Objektes ein ganz erheblicher
Kostenpunkt. Zum Beispiel kön-
nen bei den Reinigungskosten
20 bis 40 Prozent eingespart
werden, wenn man die mögli-
chen Reinigungsverfahren be-
reits im Vorentwurf berücksich-
tigt. Schließlich entstehen je
nach Konzeption mehr oder we-
niger hohe Kosten für die Flexi-
bilität beziehungsweise organi-
satorische Veränderungen durch
die Nutzer bis hin zur Drittver-
wendungsfähigkeit für den Inve-
stor. �
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Wir versichern Bayern.

In Krisenzeiten überzeugt nur eins: Sicherheit. Wir bieten Ihnen daher: vollen
Kapitalschutz und eine attraktive Verzinsung. Garantiert. Ein gutes Gefühl,
jemanden an seiner Seite zu haben. Einen, der sich so um die Altersvorsorge
kümmert, als wäre es für ihn selbst. Wohl auch deshalb sind wir der Versicherer,
dem die meisten Bayern vertrauen. Immer in Ihrer Nähe, immer für Sie da.
Weitere Informationen erhalten Sie in über 4 000 Agenturen und Sparkassen oder
unter www.versicherungskammer-bayern.de

Tagung des Landesfeuerwehrverbandes Bayern in Schweinfurt:

Engagement und
Leistungsfähigkeit

Zur diesjährigen Verbandsversammlung des Landesfeuerwehr-
verbandes Bayern trafen sich in Schweinfurt über 300 Delegierte
der 96 Kreis-, Stadt- und Bezirksfeuerwehrverbände, außerdem
zahlreiche Gäste aus Politik und Wirtschaft, den kommunalen
Spitzenverbänden und weiteren Hilfsorganisationen. Der in sei-
nemAmt für die nächsten sechs Jahre bestätigte 1. VorsitzendeAl-
fons Weinzierl konnte im Konferenzzentrum auf der Maininsel
unter anderem Innenminister Joachim Herrmann, den Regie-
rungspräsident von Unterfranken, Dr. Paul Beinhofer und
Schweinfurts Oberbürgermeisterin Gudrun Grieser begrüßen.

Höhepunkt der Versammlung
in Schweinfurt war die Eröff-
nung der bayernweiten Feuer-
wehr-Aktionswoche 2009 durch
Innenminister Herrmann, die un-
ter dem Motto „Jeder kann hel-
fen – komm mach mit!“ stand.

Aktionswoche

In seiner Ansprache würdigte
Herrmann das große Engage-
ment und die Leistungsfähigkeit
der bayerischen Wehren. Die
diesjährige Aktionswoche zielte

heuer besonders auf die Mitglie-
derwerbung sowie die Integrati-
on von Menschen mit Migrati-
onshintergrund ab. Die Feuer-
wehren wollen diese Gruppe mit
gezielten Aktionen in den kom-
menden Monaten für den ehren-
amtlichen Dienst am Nächsten in
der Feuerwehr ansprechen. Über
eine Million ausländische Mit-
bürger leben in Bayern; hier
steht nach Angaben des Landes-
feuerwehrverbandes den Feuer-
wehren ein nicht zu unterschät-
zendes Potential an möglichen

Mitgliedern zur Verfügung.
Zuvor hatte Innenminister Jo-

achim Herrmann die herausra-
gende Bedeutung der Feuerweh-
ren bekräftigt. In diesem Zusam-
menhang hob er die weiterhin
umfassende Unterstützung durch
den Freistaat hervor. So dürfen
Feuerwehrleute ohne Lkw-Füh-
rerschein im Dienst künftig
Fahrzeuge bis 4,75 Tonnen fah-
ren; sie benötigen hierfür nur ei-
ne interne Schulung. Zudem
könnten sie für höchstens 600
Euro den C 1–Führerschein bis
7,5 Tonnen machen – die anfal-
lenden Kosten tragen die Kom-
munen.

Gerätehausförderung

Was Verbesserungen bei der
Förderung von Feuerwehr-
gerätehäusern anbelangt, so ist
das Innenministerium zu dem

Ergebnis gekommen, dass die
aktuelle Haushaltslage im Be-
reich der Feuerschutzsteuer
Spielräume für die Erhöhung der
Gerätehausförderung bietet. Erste
Gespräche mit dem LFV und den
kommunalen Spitzenverbänden
haben laut Herrmann bereits statt-
gefunden. Dabei sei eine grund-
sätzliche Einigung darüber erzielt
worden, „dass wir bei der jetzt an-
stehenden Verbesserung der För-
dermöglichkeiten besonders die
Kommunen mit größeren Stütz-
punktfeuerwehren ins Auge fas-
sen“. Denn seit der Novellierung
des Feuerwehrförderrechts 2004
seien alle kommunalen Feuer-
wehren unabhängig von ihrer
Größe oder Bedeutung für den
örtlichen oder überörtlichen
Brandschutz beim Bau eines Feu-
erwehrgerätehauses gleich behan-
delt worden. Gemessen an den
Baukosten lag die prozentuale
Förderung bei größeren Stütz-
punktfeuerwehren damit deutlich
unter der Förderquote bei kleine-
ren Ortsfeuerwehren.

Differenziertes Modell

Deshalb werde bei der Geräte-
hausförderung ein differenziertes
Modell geplant, wonach mit zu-
nehmender Anzahl der Stellplät-
ze ein höherer Festbetrag je
Stellplatz vorgesehen ist. Um je-
doch auch die kleineren Ortsfeu-
erwehren nicht zu vernachlässi-
gen, soll zugleich die Höhe des
Festbetrags bei allen kleinen
Feuerwehrgerätehäusern maßvoll
angehoben werden.

Herrmann sicherte den Feuer-
wehren außerdem zu, dass der
Digitalfunk in Bayern bis Ende
2012 flächendeckend einsatzbe-
reit sein werde. Einigkeit besteht
zwischen den Beteiligten, dass
der Freistaat Bayern und der
Bund die gesamten Kosten für
den flächendeckenden Aufbau

des digitalen Funknetzes in Bay-
ern tragen. Damit tritt der Frei-
staat Bayern mit ganz erhebli-
chen Mitteln in Vorleistung. Für
die Polizei und weitere staatliche
Behörden und Organisationen
mit Sicherheitsaufgaben (BOS)
wie die Staatlichen Feuerwehr-
schulen und die Katastrophen-
schutzbehörden werden aus dem
Staatshaushalt außerdem die Ko-
sten für den Betrieb des Netzes,
für die digitalen Endgeräte und
für den Anschluss bzw. die An-
passung der Leitstellen getragen.

Digitalfunk

Ungeklärt ist Herrmann zufol-
ge allerdings weiterhin, ob und
in welcher Höhe sich die nicht-
staatlichen BOS an den Betriebs-
kosten des Digitalfunks beteili-
gen. Die Lösung sollte seiner
Ansicht darin bestehen, dass der
Freistaat Bayern die gesamten
Betriebskosten des Digitalfunk-
netzes in Höhe von rund 33 Mil-
lionen Euro (zusammen für Feu-
erwehr und Rettungsdienst)
übernimmt, die Endgeräte aber
von den Gemeinden und den
Hilfsorganisationen bezahlt wer-
den. Aufwändige und schwierige
Verrechnungen zwischen den
Beteiligten würden damit entfal-
len, unnötiger Verwaltungsauf-
wand vermieden. Schließlich
würde die Akzeptanz des Pro-
jekts „Digitalfunk“– insbesonde-
re bei den Kommunen – steigen.
Dies könnte sich auch positiv auf
die Bereitschaft der Gemeinden
auswirken, geeignete Standorte
für die Basisstationen zur Verfü-
gung zu stellen.

„Mittlerweile in allen Landes-
teilen in Gang gekommen und
teilweise schon weit fortgeschrit-
ten“ sind nach Herrmanns Aus-
kunft die Arbeiten für die „Inte-
grierten Leitstellen“ (ILS). Ne-
ben der Integrierten Leitstelle in

München, die bereits seit 1997
besteht, haben inzwischen weite-
re sechs Integrierte Leitstellen in
Fürstenfeldbruck, Landshut, In-
golstadt, Regensburg, Augsburg
und Hochfranken (Hof) ihren
Betrieb aufgenommen. Nach
den örtlichen Planungen sollen
Anfang nächsten Jahres die ILS
in Würzburg, Traunstein und
Kempten mit ihrer Tätigkeit be-
ginnen. Gemeinsam mit den
kommunalen Aufgabenträgern
werde die Staatsregierung die
flächendeckende Errichtung In-
tegrierter Leitstellen weiter kon-
sequent vorantreiben.

Ansbacher Amoklauf

Als wunderbares Beispiel für
die Einsatzbereitschaft und den
Mut bayerischer Feuerwehrkräfte
nannte Herrmann in diesem Zu-
sammenhang das tatkräftige Ein-
schreiten eines Jugendfeuerwehr-
mannes beim Amoklauf von
Ansbach am 17. September 2009.
Durch den couragierten Notruf
des Schülers konnte binnen weni-
ger Minuten der Amokläufer ge-
stoppt werden. „Um 8.35 Uhr
wurde von seinem Handy der
Notruf abgesetzt, sieben Minuten
später waren die ersten Einsatz-
kräfte vor Ort und vier Minuten
später war der Täter gestoppt“,
berichtete Herrmann und ergänz-
te: „Und dann soll noch einer sa-
gen, die Arbeit der neuen Inte-
grierten Rettungsleitstellen funk-
tioniere nicht reibungsfrei!“

„Insgesamt“, so Herrmann bi-
lanzierend, „sind wir bei der Ein-
führung der Integrierten Leitstel-
len in Bayern auf einem guten
Weg und leisten mit der Vernet-
zung der ILS sowie den Aus- und
Weiterbildungskonzepten echte
Pionierarbeit. Das ist uns beson-
ders wichtig, weil die Bürger, die
in einen Notfall geraten, einen
Anspruch darauf haben.“ DK

Mercedes-Benz Fire & Rescue
beeindruckte Branchenexperten

Neues vom Produktbereich Sonderfahrzeuge für den Einsatz
im Brand- und Katastrophenschutz

Stuttgart/Wörth - In einer zweitägigen Veranstaltung informier-
ten sich internationale Fahrzeugspezialisten aus den Reihen der
Feuerwehr-Aufbauhersteller über Neuheiten aus dem Produkt-
bereich Sonderfahrzeuge von Mercedes-Benz. Im Fokus standen
dabei die verschiedenen Unimog-Baureihen, der neue Allrad-
Lkw Zetros und der Econic mit seinen niedrigen und hohen Ka-
binenvarianten.

Bereits vor dem BIC konnten
die Gäste einen ersten Eindruck
von der Vielfalt der von Merce-
des-Benz angebotenen Sonder-
fahrzeuge gewinnen. Vom Smart
als First Responder über den
Sprinter als Rettungswagen bis
zum Actros als Wechselladerfahr-
zeug mit einem beeindruckenden
Großlüfter reichte die Spanne der
Ausstellungsobjekte. Als Full-
Range-Anbieter erfüllt Mercedes-
Benz mit seiner Palette an Pkw,
Transportern, Lastkraftwagen und
Sonderfahrgestellen alle Anforde-
rungen, die international seitens
der Anwender im Brand- und Ka-

20 neue Einsatzmöglichkeiten.
Der erste Unimog U 20 ist als
Tanklöschfahrzeug in Kroatien
bereits im Einsatz.

Der auf der letzten IAA Nutz-
fahrzeuge erstmals öffentlich prä-
sentierte neue Allrad-Lastwagen
Mercedes-Benz Zetros stand im
Rampenlicht bei den Gelände-
fahrzeugen. Oberhalb der Uni-
mog-Baureihe angesiedelt, er-
möglicht der Zetros die Konfigu-
ration schwerer Einsatzfahrzeu-
ge, bei denen es neben einer ho-
hen Nutzlast und einem großen
Aufbauvolumen vor allem auf
herausragende Geländeeigen-

erlöschkreiselpumpe ermöglicht.
So vorbereitet, wird der Zetros
mit seiner geräumigen Kabine für
bis zu drei Einsatzkräfte hinter
der mächtigen Motorhaube sicher
bald als Waldbrand-Tanklösch-
fahrzeug seine Premiere haben.

Der Econic hat sich als Spezial-
fahrgestell für Feuerwehr-Son-
deraufbauten längst etabliert. Vor
allem für Hubrettungsfahrzeuge -
Drehleitern wie Teleskopmast-
bühnen - ist der Econic mit seiner
niedrigen Kabine, die bis zu vier
Einsatzkräften Platz bietet, immer
öfter erste Wahl. Die serienmäßi-
ge Luftfederung unterstützt bei
diesen Fahrzeugen mit konstruk-
tionsbedingt hohem Aufbau-
schwerpunkt ein sicheres Fahr-
verhalten. Dem Fahrer wird die
Arbeit durch das ebenfalls serien-
mäßige Automatikgetriebe er-
leichtert. Optional erhältliche
lenkbare Hinterachsen - auch
schon beim Zweiachser mit 18
Tonnen zulässiger Gesamtmasse
- machen den Econic sehr wendig
und erleichtern das Anfahren en-
ger Einsatzstellen.

Zunehmend beliebter wird der
Econic auch bei Werkfeuerweh-
ren, die für ihre Sonderlöschfahr-
zeuge aus ergonomischen Grün-
den den Vorteil einer geräumigen
Fahrerkabine zu schätzen wissen.
Die Einsatzkräfte können sich be-
reits während der Anfahrt mit
Atemschutzgeräten ausrüsten.
Am Einsatzort angekommen,
verlassen sie die Kabine vorwärts
bequem über nur zwei Stufen -
schneller und sicherer geht es
nicht. Eine optional lieferbare
zweiflügelige Tür auf der Beifah-
rerseite bietet dabei beste Aus-
stiegsbedingungen.

Neben zwei Fahrgestellen mit
niedriger und hoher Kabine in
zwei- und dreiachsiger Aus-
führung wurden in Wörth auch
drei fertig aufgebaute Econic vor-
gestellt. Die Drehleiter DLA(K)
23-12 mit Aufbau von Metz ba-
siert auf einem Econic 1833 mit
niedrigem Fahrerhaus. Auf dem
gleichen Chassis, jedoch mit ho-
her Kabine, ließ sich die Werk-
feuerwehr EnBW in Stuttgart ihr
neuestes Sonderlöschfahrzeug
von Ziegler für den Einsatz im
Gaswerk aufbauen. Eine Num-
mer größer präsentierte sich das
kurz vor der Auslieferung ste-
hende Sonderlöschfahrzeug von
Rosenbauer für die Werkfeuer-
wehr der Shell-Raffinerie in
Wesseling. �

Mercedes-Benz Unimog U 5000. ��

tastrophenschutz gestellt werden.
Als geländegängiges Sonder-

fahrgestell für Hilfeleistungsfahr-
zeuge ist der Unimog in allen Va-
rianten und in mehr als 100 Län-
dern dieser Erde seit Jahrzehnten
präsent. Neben den bekannten
Baureihen U 300 bis U 500 als
Geräteträger und U 4000/U 5000
als geländegängigem Lkw zog in
Wörth vor allem der neue, leichte
Unimog U 20 die Blicke der
Fachleute auf sich.

Der in drei Gewichtsvarianten
mit 7,5 / 8,5 und 9,3 Tonnen
zulässigem Gesamtgewicht ver-
fügbare U 20 ist der erste Unimog
mit Frontlenkerkabine. Der kurze
Radstand von nur 2,70 Meter
macht ihn gleichzeitig zu einem
extrem kompakten und wendigen
Geländefahrzeug. Insbesondere in
Gebieten mit steilen, engen We-
gen - in Bergregionen wie in hi-
storischenAltstädten - bietet der U

schaften bei gleichzeitig guter
Straßentauglichkeit ankommt.
Der Zetros bietet diese Vorausset-
zungen als 18-Tonner mit zwei
Achsen und als 25-Tonner (tech-
nisch sind 27Tonnen möglich) mit
drei Achsen. Die Einzelbereifung
an allen Achsen und der perma-
nente Allradantrieb machen den
Zetros in Verbindung mit der seri-
enmäßigen großvolumigen Berei-
fung zu einem idealen Gelände-
fahrzeug.Auf Wunsch ist an Stelle
des serienmäßigen Achtgang-
Schaltgetriebes jetzt auch eine
Vollautomatik erhältlich. Mit einer
Wattiefe von serienmäßig 0,8 m
(optional 1,1 m) sind auch Hoch-
wassereinsätze kein Problem.

Neu und in Wörth jetzt erst-
mals präsentiert wurde der oben-
liegende Nebenabtrieb für den
Zetros, der insbesondere den
Löschfahrzeugherstellern den
problemlosen Antrieb einer Feu-
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„Zeit für Gesundheit“
Erfolgreiche Bilanz der 12. Memminger Gesundheitstage

Mit großem Erfolg gingen die 12. Memminger Gesundheitstage
zu Ende. Insgesamt kamen rund 10.000 Besucherinnen und Be-
sucher zur größten Gesundheitsschau in der Region, die in die-
sem Jahr unter dem Motto „Zeit für Gesundheit“ stand.

Rund 60 Aussteller präsentier-
ten ein breites Spektrum in Sa-
chen Gesundheit in der Mem-
minger Stadthalle. So informier-
ten Sanitätshäuser, Zahntechni-
ker, Handwerker und Firmen im
Gesundheitswesen bis hin zu
Pflegediensten über Neues und
Bewährtes auf dem Markt.

Das mitveranstaltende Mem-
minger Klinikum stellte am Aus-
stellungsstand die Arbeit der drei
zertifizierten Organzentren Brust-,
Prostata- und Darmzentrum vor.
Mit einem übergroßen Darmmo-
dell wurde Einsicht in moderne
Therapie- und Behandlungsme-
thoden und so Medizin zum „An-
fassen“ geboten.

Show-Küche

Kulinarische Köstlichkeiten
zeigte die Show-Küche am Stand
der AOK. Die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Gesundheits-
kasse nahmen sich an dem, ganz
nach dem Leitsatz der diesjährigen
Veranstaltung gestalteten Messe-
stand, „Zeit für die Gesundheit ih-
rer Kunden“ und präsentieren den
„Schwingstab“ als Fitnessgerät.

Sehr großen Zuspruch fand das
Vortragsprogramm. Nahezu 2 000
Personen informierten sich in zwei
Vortragsforen über neue Thera-
piemöglichkeiten des Diabetes
Mellitus, Organspende, rechtliche
Aspekte bei der Betreuung und
Patientenverfügungen bis hin zu
mehr Lebensqualität durch besse-
res Hören.Auch die Mitmach- und
Schnupperangebote der Volks-
hochschule waren sehr gefragt.

„Man denkt erst an die eigene
Gesundheit, wenn man selber
krank ist“, brachte es Oberbürger-
meister Dr. Ivo Holzinger bei der
Eröffnung der Gesundheitstage
auf den Punkt. Mit den Gesund-
heitstagen präsentiere sich die
Stadt Memmingen mit dem
Schwerpunkt-Klinikum als eine
„Gesundheitsmetropole“, so der
Rathauschef.

Qualitätssicherung

Der Ärztliche Direktor des Kli-
nikums, Chefarzt Prof. Dr. Al-
brecht Pfeiffer, bezeichnete die
„regelmäßigen“ Gesundheitsre-
formen als eine „Industriealisie-
rung der Medizin“, die nichts
mehr mit Gesundheit zu tun hät-
ten. „Auch sind die Zertifizie-
rungsprozesse wichtig und zur
Qualitätssicherung für den Patien-
ten notwendig“, betonte der Chef-
arzt der Medizinischen Klinik II
am Klinikum Memmingen.

„Gesundheit ist wahrlich unser
höchstes Gut“, sagte die stellver-
tretende AOK-Direktorin Regina
Merk-Bäuml zu Beginn der Ver-
anstaltung. Auch in Zeiten zu-
rückgehender Krankenkassen-
beiträge bei gleichzeitiger höherer
Lebenserwartung der Menschen
werde die AOK weiterhin die
Gesundheitskasse vor Ort sein.

„Die Memminger Gesundheitsta-
ge sind so konzipiert, dass sich
Jung und Alt umfassend aktuell
zum Thema Gesundheit informie-
ren können“, so die Stellvertreterin
der AOK-Direktorin Christine
Kuhn-Fleuchaus. �

Bezirksversammlung der KPV Niederbayern:

„Einmischen und mitreden“
Wechsel an der Führungsspitze: Auf Franz Schwarz folgt Alois Rainer

Der Bürgermeister von Haibach (Landkreis Straubing-Bogen),
Alois Rainer, ist neuer Vorsitzender des Bezirksverbandes Nie-
derbayern der Kommunalpolitischen Vereinigung in der CSU
(KPV). Er tritt die Nachfolge von Franz Schwarz (Aldersbach)
an, der aus familiären Gründen nicht mehr kandidierte. Damit
steht Rainer alleine in Niederbayern über 3100 Mitgliedern vor.

Bei den Neuwahlen in Platt-
ling gab es eine weitere Ver-
änderung in der engeren Vor-
standschaft: Bürgermeister
Alois Wenig (Kirchberg) wur-
de für August Wittenzellner
(Kollnburg), der nicht mehr an-
trat, zu einem der stellvertre-
tenden Vorsitzenden gewählt.
Als Stellvertreter bestätigt wur-
den Gemeinde- und Kreisrätin
Roswitha Nöbauer (Ruhstorf)
und Bürgermeister Manfred
Kaschel (Gerzen).

Hoher Stellenwert der KPV

Nach Grußworten von Pas-
saus Landrat Franz Meyer, den
Bundestagsabgeordneten Bar-
tholomäus Kalb und Max Strau-
binger sowie dem Landtagsab-
geordneten Bernd Sibler hob
der neue Bezirksvorsitzende,
Metzgermeister von Beruf, in
seiner Antrittsrede den großen
Stellenwert der KPV innerhalb
der CSU hervor. Er forderte von
der Mutterpartei frühzeitigere
Informationen zu kommunalpo-
litisch relevanten Themen, „da-
mit wir uns einmischen und
mitreden können“. Die KPV-
Mitglieder rief Rainer dazu auf,
ihn mit möglichst umfangrei-
chen Informationen zu versor-
gen, damit er wisse, was im Be-
zirk geschehe.

Rainer, ein „Freund des offe-
nen Wortes“, ging auch auf die
zuweilen geforderte Wiederbele-

Franz Schwarz, der zehn Jah-
re als KPV-Bezirksvorsitzender
fungierte, zog in seinem Ab-
schiedsstatement angesichts der
großen Verluste der CSU bei
den Kommunalwahlen und der
Enttäuschung darüber, dass so
manche KPV-Initiative „irgend-
wo versickert“ sei, weil Landes-
und Bundespolitik ihre Verspre-
chen nicht eingehalten hätten,
eine kritische Bilanz.

Finanzielle Probleme

Er prognostizierte große fi-
nanzielle Probleme in den
kommenden Jahren. Die wirt-
schaftliche Situation sei in vie-
len Bereichen speziell in Bay-
ern von der Auto- und Metall-
branche abhängig. „Wenn die
Kurzarbeiter wieder voll auf
den Arbeitsmarkt drängen,
wird einerseits die Arbeitslo-
sigkeit ansteigen, andererseits
werden wir durch die Ausfälle
von Gewerbesteuern und ande-
ren Einnahmen weniger inve-
stieren können. Das wird sich
nachteilig auf die Wirtschaft
auswirken.“

Dies, so Schwarz, sei aber

auch eine Chance für die CSU, in
den kommenden wahlfreien Jah-
ren sich wieder auf Werte wie
Ehrlichkeit und Verlässlichkeit zu
besinnen „und zu fördern, was
wichtig und notwendig ist“. Eben-
so werde ein gewisses Maß an
Bürgersinn in Form von Eigen-
initiativen einzufordern sein.

Aufgaben gemeinsam lösen

„Nicht immer ist der Staat
oder die Kommune für alles ver-
antwortlich“, betonte der Alders-
bacher Bürgermeister. „Auch
wir Menschen müssen uns dieser
Situation stellen und ehrlich ver-
suchen, die Aufgaben gemein-
sam mit dem Staat zu lösen. Wir
bauen immer noch an Einrich-
tungen, die uns in der Zukunft
alleine vom Unterhalt die Kosten
nicht mehr finanzierbar ma-
chen“, monierte Schwarz.

Für eine gerechte Politik

Mit dem Dank an „unzählige
Kolleginnen und Kollegen, die
über viele Jahre in der Vorstand-
schaft oder im Landes- und
Hauptausschuss mit mir gemein-
sam versucht haben, Probleme
anzusprechen, die CSU zu unter-
stützen und für unsere Bürgerin-
nen und Bürger eine soziale und
vor allem gerechte Politik zu
machen“, schloss Schwarz seine
Ausführungen. DK

Alois Rainer. �

bung einer neuen Begeisterungs-
fähigkeit für die CSU ein. Sein
Appell: „Wenn wir die absolute
Mehrheit zurückerobern wollen,
dann müssen wir uns in den
kommenden vier Jahren richtig
positionieren und jeder von uns
muss sich anstrengen und positiv
in die Partei einbringen.“ Seinem
Vorgänger dankte Rainer für
dessen Leistungen und Verdien-
ste der vergangenen zehn Jahre.
Er wolle nicht in dessen große
Fußstapfen treten, sondern seine
eigene Spur legen.

Zusammen mit Oberbürgermeister Dr. Ivo Holzinger (Mitte)
durchschnitten die stellvertretendeAOK-Direktorin Regina Merk-
Bäuml und der Ärztliche Direktor des Klinikums Memmingen,
Chefarzt Prof. Dr. Albrecht Pfeiffer, ein Band in den Stadtfarben
und eröffneten so die 12. Memminger Gesundheitstage. �

Erfolgreiche Interkommunale
Zusammenarbeit im ILZTAL

Informationsplattform www.sdl-inform.de
bündelt Know-how

In nur fünf Jahren haben es neun Gemeinden des Ilztals ge-
schafft, aus der Randregion im bayerisch-böhmischen Grenz-
gebiet ein Vorzeigemodell für ländliche Entwicklung zu ma-
chen. Unter dem Dach des Vereins Ilzer Land e.V. entwickelte
sich eine intensive interkommunale Zusammenarbeit in allen
wichtigen Bereichen. Initiiert und begleitet wurde das Projekt
von der Schule der Dorf- und Landentwicklung Plankstetten.
Grundlage für die Kooperation war ein integriertes ländliches
Entwicklungskonzept (ILEK). Es war das erste seiner Art in
Bayern und ist vom Amt für ländliche Entwicklung Nieder-
bayern gefördert worden.

Der Erfolg des Konzeptes liegt
vor allem im Engagement und
der Kreativität der beteilig-
ten Kommunen begründet: Inner-
halb kurzer Zeit wurden rund 200
Einzelprojekte umgesetzt. Für
den Natur-, Kultur- und Wirt-
schaftsraum der Region sind da-
bei wichtige Entscheidungen ge-
troffen worden, die vor allem
die Kernthemen interkommuna-
le Zusammenarbeit, Wirtschaft
und Tourismus sowie die Genera-
tionenfrage in den Mittelpunkt
stellen. Das Erfolgsmodell „Ilzer
Land“ steht mittlerweile Pate für
ähnliche Projekte in Bayern. Auf
der Internetplattform www.sdl-in-
form.de der SDL können sich In-
teressierte ausführlich über die
positive Projektentwicklung in-
formieren.

Tiefgreifende
Veränderungsprozesse

Die Region entlang der Ilz hat
trotz landschaftlicher Potentiale
Schwierigkeiten, sich als wirt-
schaftlich attraktiven Standort
zu präsentieren. Die Gemeinden
kämpfen mit den Auswirkungen
des demographischen Wandels,
der Globalisierung, des Struktur-
wandels in der Landwirtschaft so-
wie mit finanziellen Problemen.
An der landkreisübergreifenden,
interkommunalenAllianz sind die
Gemeinden Grafenau, Schönberg,
Thurmannsbang, Röhrnbach, Per-
lesreut, Fürsteneck, Saldenburg,
Ringelai und Hutthurm beteiligt.

Unter diesem Motto haben die
Kommunen eine Reihe von Maß-
nahmen initiiert. Dazu zählen u.a.
die Nutzung von Synergien bei
der kommunalen Verwaltung, die
Neugestaltung der Dorfzentren,
die Erarbeitung eines gemeinsa-
men Gewässerentwicklungskon-
zeptes, die Vorbereitung eines in-
terkommunalen Gewerbegebie-
tes, die Etablierung eines Kompe-
tenznetzwerkes für Unternehmen
sowie gemeindeübergreifende
Bildungs- und Freizeitangebote
für Senioren und Jugendliche.
Über ein gemeinsames Touris-
muskonzept sind die Entscheider
besser vernetzt und das Angebot
optimiert worden.

Gestärktes
Selbstbewusstsein

Nach nur wenigen Jahren in-
tensiver Arbeit werden nun die
Ergebnisse dieser Bemühun-
gen deutlich: Die Bürger identifi-
zieren sich offenkundiger mit ih-
rer Heimat, zudem sorgen eine
stärkere Wirtschaft und ein dyna-
mischer Tourismus für die leben-
dige Gestaltung des kulturellen
Lebens im Ilzer Land.

Auf Grund der Kooperation
mit angrenzenden Landkreisen
wurden die touristische Infra-
struktur und deren gemeinsa-
me Vermarktung verbessert.
Neue Impulse kommen auch
vom Unternehmer-Netzwerk,
das die Lehrstellensituation vor-
anbringt. �

Trauer um Josef Klein
Mit Josef Klein ist Ende Oktober im Alter von 82 Jahren ein viel-
seitiger Kommunalpolitiker mit bleibenden Verdiensten verstor-
ben. 16 Jahre war er Mitglied des Stadtrates in seiner Wahlheimat
Bad Windsheim, 34 Jahre Mitglied des Kreistages, davon 30 Jahre
Fraktionsvorsitzender. Von 1978 bis 1994 vertrat er die Interessen
der Bürgerinnen und Bürger seiner Heimat im mittelfränkischen
Bezirkstag, wo sein Name untrennbar und sichtbar mit dem Frei-
landmuseum in Bad Windsheim verbunden bleiben wird.

Dass er sein Leben beispielge-
bend in den Dienst der Allge-
meinheit stellte, belegen sein En-
gagement neben der beruflichen
Arbeit als Lehrer und Rektor
auch an vielen anderen verant-
wortlichen Stellen. So diente er
der katholischen Kirche und der
Ökumene, dem Roten Kreuz und
mit großer Leidenschaft der Eu-
ropa-Union. Überhaupt investier-
te er in Europa viel Herzblut, be-
gründete zahlreiche Partnerschaf-
ten des Bezirks und seiner Städte
in Frankreich und Polen.

Für Frieden und Freiheit

Unvergessen bleibt sein Ein-
satz für die Europäische Eini-
gung, für Frieden und Freiheit.
Und so ist es nicht verwunder-
lich, dass er als erster Deutscher
im November 2005 den Preis
der Europäischen Bürgerschaft
erhielt, auf welchen er besonde-
res stolz war. Für sein vielfälti-
ges Wirken wurde er 1994 auch
mit dem Verdienstkreuz Erster
Klasse ausgezeichnet, zahlrei-
che andere Orden und Ehrenzei-
chen waren die logische Folge
seines Engagements.

Starke Prägung

„Er hat die CSU in unserer

Heimat über Jahrzehnte hinweg
geprägt“, so Parlamentarischer
Staatssekretär Christian Schmidt
in seiner Trauerrede. Die Verdien-
ste des Verstorbenen würdigten

Josef Klein. ��

auch CSU-Bezirksvorsitzen-
der und Staatsminister Joa-
chim Herrmann, Hans Herold,
Landtagsabgeordneter und CSU-
Kreisvorsitzender, sowie Ortsvor-
sitzender Dieter Hummel und
Britte Hegendörfer, mittelfränki-
sche KPV-Bezirksvorsitzende.

Für Christian Schmidt war Jo-
sef Klein auch ein väterlicher
Freund und Förderer: „Was bleibt
ist der dankbare Rückblick und
die Erinnerung an einen großarti-
gen Menschen“. (pmw)

Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen:

Drohender Finanzkollaps
Wolfratshausen besteht voraussichtlich auf der Rückzahlung

des Kreisumlagenanteils, der 2005 in das Dienstleistungszen-
trum Tölzer Kaserne (DTK) GmbH geflossen ist. Laut Urteil
des Bayerischen Vewaltungsgerichts steht das der Stadt zu. Eine
Finanzierung über die Kreisumlage sei unrechtmäßig.

Sollte dies Schule machen, ist eine Zwangsverwaltung für
den Landkreis zu befürchten. Um den Landkreis „finanziell
nicht an die Wand zu fahren“, möchte Bürgermeister Helmut
Forster mit Neu-Landrat Sepp Niedermaier und seinen Bürger-
meister-Kollegen nach Lösungen suchen. Abzuwarten bleibt, ob
der Landkreis in Revision geht. „Bleibt der Richterspruch be-
stehen, muss der Kreis sofort aufhören, seiner Tochterfirma
Geld zuzuschießen“, betonte Bürgermeistersprecher Michael
Bromberger. „Dann ist die DTK in kürzester Zeit insolvent.“ Für
den Landkreis bedeute das, dass die Bürgschaften in Höhe von et-
wa 40 Millionen Euro auf einen Schlag zu Schulden würden, was
den Schuldenstand des Kreises etwa verdoppeln würde. �
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„So, jetzt schaltet die Natur
also ein, zwei Gänge zurück.
Schade, dass der Mensch sich
diesem Rhythmus nicht mehr
anschließen mag.“ Mein Chef,
der Bürgermeister, war fest
entschlossen, sich in Novem-
ber-Stimmung zu bringen.

Der Herbst ist ja die ambi-
valenteste Jahreszeit. Für die
einen ist es die schönste Zeit
im Jahr wegen der herrlichen
Färbung der Bäume und
Sträucher, der vom Sommerstaub gereinigten
Luft, den Nebelschwaden, die mal düster-ge-
heimnisvoll, mal verspielt der Landschaft ein
anderes, nicht selten überraschendes Gesicht
verleihen und wegen des Raureifs, der uns am
Morgen eine Anmutung von Schnee gibt.

Andere verfluchen den Herbst wegen der
klammen, nassen Kälte, die sich überall breit
macht, den düsteren Morgen und dunklen Aben-
den, den nassen Blättern auf Wegen und

Straßen, die wie Schmierseife wirken, dem Dau-
erregen, der so manches Jahr gerade den No-
vember kennzeichnet, der Schufterei beim Zu-
sammenrechen des gefallenen Laubs auf dem
Gehsteig und im Garten sowie dem Geruch von
Moder und Tod, der aufsteigt, wenn das Laub
etwas zu lange liegt.

Dunkelheit, Nebel, Kälte, Nässe, Moder –
kein Wunder, dass der November der Monat ist,
an dem man sich am intensivsten an den Tod er-
innern soll: Allerheiligen, Allerseelen, Toten-
sonntag, Volkstrauertag. Unterbrochen wird der
deprimierende Reigen nur durch den fröhlichen
St-Martins-Tag mit seinen Laternenumzügen für
Kinder und dem offiziellen Startschuss in die
närrische Saison. Im Mittelalter hat man es am
11.11. noch mal so richtig krachen lassen, weil
am 12. November die Advents-Fastenzeit be-
gann. Fasten vor Weihnachten ist zwar aus der
Mode gekommen (und würde unzählige Caterer
und Kneipiers das Geschäft mit den Weih-
nachtsfeiern versauen); aber nach Martini wird
es immer noch trist, bis das erste Lichtlein
brennt.

Wir haben dem Bürgermei-
ster in seine Rede für den
Volkstrauertag viel hineinge-
schrieben von Besinnung und
Rückschau, innehalten und
nachdenken. Tatsächlich wäre
der November der ideale Mo-
nat zum Entschleunigen, bevor
man in der Adventszeit wieder
auf Vorweihnachtsfeier-und-
shopping-Touren kommt.

Früher waren die Menschen
gezwungen, im Herbst Gas

wegzunehmen. Die Ernte war eingebracht, auf
dem Feld gab es nichts mehr zu tun und das
spärliche Licht, das seinen Weg noch zur Erde
findet, reichte gerade für die Arbeit in Stall und
Wald. Wegen der Dunkelheit und der klammen
Kälte war man zu früher Stunde zu Hause und
suchte Wärme an der Feuerstelle, an der dann
die Sagen, Lieder und Märchen entstanden, die
mündlich über viele Generationen weitergege-
ben wurden. Vielleicht sind deshalb manche
Märchen wie „Hänsel und Gretel“, „Rotkäpp-
chen“ oder „Der Wolf und die sieben Geißlein“
so Angst einflößend, weil sie an unheimlichen,
unheilschwangeren Novemberabenden erdacht,
erzählt und weitergestrickt wurden.

Aber wir Heutige wischen das Düstere beisei-
te. Wir besiegen das Dunkel durch künstliches
Licht – traditionell per Glühbirne oder ökolo-
gisch korrekt durch Energiesparlampen. Unser
Entertainmentangebot ist durchgestylt und nor-
miert – vor allem aber mit Ausnahme des „Oli-
ver Twist“ zu Weihnachten, des „Dinner für
one“ an Silvester und des „Quo vadis“ zu
Ostern absolut jahreszeitenneutral.

Mein Chef, der Bürgermeister, trauert den al-
ten Zeiten nicht hinterher, da diese nie so gut wa-
ren, wie es unsere Gegenwart heute ist. Aber sich
mal wieder bewusst auf die Jahreszeit des Über-
gangs einzulassen, das möchte er schon – wenn’s
nur die Arbeit zulassen würde. So tritt er halt wei-
ter im Hamsterrad und findet die Antwort auf das
Streben nach einem Sieg über die Düsternis des
Novembers vielleicht in einem Satz von Theodor
Fontane auf dem heutigen Kalenderblatt: „Der
Mensch verzweifelt leicht, aber im Hoffen ist er
noch größer.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Die Jahreszeit
des Übergangs

Interdisziplinäres Modellprojekt:

„Senioren in
Markt Heiligenstadt i. Ofr.“

Der demographische Wandel ist eine der großen Herausforde-
rungen für Oberfrankens Gemeinden. Vor allem die Zunahme
der Senioren stellt die Kommunen vor eine große Aufgabe. Auf-
bauend auf dieser Ausgangslage will das interdisziplinäre Mo-
dellprojekt „Senioren in Markt Heiligenstadt/Ofr. (Landkreis
Bamberg) – Analyse der Lebens- und Wohnsituation von Senio-
ren aus medizinischer und kommunalwissenschaftlicher Sicht“
die derzeitige Lebens- und Wohnsituation von Senioren darstel-
len und deren Wünsche und Erwartungshaltungen aufzeigen.

Die Ergebnisse der Studie sind
sowohl für die Entwicklung und
Planung von seniorenspezifischer
Infrastruktur sowie für die künf-
tige Ausrichtung der medizini-
schen Versorgung äußerst wich-
tig. Die Verbindung von medizi-
nischen und regional- und kom-
munalwissenschaftlichen Aspek-
ten machen die Studie zu einem

Darauf aufbauend werden Ziele
und Handlungsempfehlungen in
demographisch-regional/kommu-
naler als auch in medizinisch-ge-
riatrischer Sicht erarbeitet.

Bei einer Pressekonferenz
machte Oberfrankens Regie-
rungspräsident Wilhelm Wenning
klar, warum die Studie von der
Oberfrankenstiftung gefördert

TU Kaiserslautern wird aufwen-
dige empirische Untersuchungen
machen. 2007 habe derAnteil der
über 65-jährigen im Landkreis
Bamberg 16 % betragen, in Heili-
genstadt 21 %, erklärte sie. Zu
prognostizieren seien derzeit für
das Jahr 2030 an die 40 %. Die
Gruppe der Senioren – jungeAlte
(aus med. Sicht 50+), Betagte
(aus med. Sicht 70+), Hochbetag-
te (aus med. Sicht 80+) – sei eine
heterogene Gruppe mit unter-
schiedlichen Verhaltensweisen
und Bedürfnissen. Daraus ent-
stünden unterschiedliche Heraus-
forderungen, u. a. eine hohe Zahl
Alleinstehender mit individuellen
Bedürfnissen und Wünschen so-
wie ein auffälliger Frauenüber-
schuss und ein steigender Anteil
an Hochbetagten.

Aspekte derAlterung

Ziel der Untersuchung im
Markt Heiligenstadt und im
Landkreis Bamberg sei es, so
Troeger-Weiß, die derzeitige
Wohn- und Lebenssituation der
Bevölkerungsgruppe über 50 Jah-
ren darzustellen und somit die
Aspekte derAlterung im Rahmen
des demographischen Wandels zu
untersuchen. Dazu sollen aus-
drücklich die derzeit über 50-
Jährigen nach ihren Bedürfnissen
befragt werden.

Der Aufbau der Studie unter-
gliedert sich in verschieden Bau-
steine. Grundlage ist die Analyse
der demographischen Struktur
bzw. deren Entwicklung in den
vergangenen 20 Jahren. Daraus
wird ein Statusbericht über die
demographischen Strukturen des
Landkreises Bamberg und des
Marktes Heiligenstadt erarbeitet.

Angebot und Nachfrage

Der zweite Baustein umfasst
die Erfassung, Analyse und Be-
wertung seniorenspezifischerAn-
gebotsformen und der Nachfrage
in den Bereichen Wohnen, medi-
zinische Versorgung, Einzelhan-
del und Versorgung, Bildung und
Kultur, seniorenspezifische Infra-
struktur sowie Freizeit und Erho-
lung. Im Bereich des Angebots

V. l.: Dr. med. Peter Landendörfer, Prof. Dr. med. Antonius
Schneider, Prof. Dr. Gabi Troeger-Weiß, 1. Bürgermeister
Markt Heiligenstadt Helmut Krämer, Regierungspräsident
von Ofr. Wilhelm Wenning, Landrat Landkreis Bamberg Dr.
Günter Denzler. Bild und Text: fpo

in Oberfranken bisher einmaligen
Modell- und Pilotprojekt.

Die Untersuchung wird 12 Mo-
nate umfassen und in Kooperati-
on mit dem Lehrstuhl für Regio-
nalentwicklung und Raumord-
nung an der TU Kaiserslautern
sowie dem Lehrstuhl für Allge-
meinmedizin an der TU Mün-
chen durchgeführt. Abschließend
werden die demographischen und
medizinisch-geriatrischen Be-
standsaufnahmen zusammenge-
führt und in ein Stärken-
Schwächen-Profil der derzeitigen
Situation der Senioren in Heili-
genstadt überführt. Dieses Profil
stellt die Basis für die Ableitung
von Handlungserfordernissen dar.

wird. Heiligenstadt mit seinen
knapp über 3600 Einwohnern
und 23 Gemeindeteilen sei eine
„größere kleine Kommune“ und
habe eine Größenordnung wie sie
in Oberfranken häufig vorkom-
me. So hoffe man, die Ergebnisse
auch in anderen Kommunen zur
Anwendung zu bringen. Auch
Landrat Günter Denzler erhofft
sich „eine ganz wesentliche Hilfe
und Unterstützung für Planungen
und das Zuschusswesen“. Gott-
seidank habe man im Landkreis
Bamberg eine stagnierende und
keine abnehmende Bevölkerung.

Professorin Gabi Troeger-Weiß
vom Lehrstuhl Regionalentwick-
lung und Raumordnung an der

Beginn der Bauarbeiten: Markus Haas, Managing Director Tele-
fónica O2 Germany, LEW TelNet-Geschäftsführerin Erna-Maria
Trixl, Diedorfs Bürgermeister Otto Völk sowie der stellvertreten-
de Landrat des Landkreises Augsburg, MdL Max Strehle (v. l.),
starten per Knopfdruck den Bau des neuen Glasfasernetzes.

Bild: Bleier / LEW

Meilenstein für Breitbandversorgung im ländlichen Raum:

Bauarbeiten für Ausbau des
Glasfasernetzes in Diedorf starten

Freistaat Bayern fördert Projekt von LEW TelNet und O2

10 Kilometer neue Glasfaserleitungen sind die Basis des neuen
Breitbandnetzes in Diedorf. Ab Sommer 2010 können rund
2.700 Haushalte in Diedorf über die neue Infrastruktur dann
mit einer Bandbreite von zunächst bis zu 50 Mbit/s im Internet
surfen. Die für das Breitbandnetz notwendigen Bauarbeiten in
Diedorf haben heute mit dem offiziellen Spatenstich begonnen.

Bis ins Frühjahr 2010 verlegt
die LEW TelNet 10 Kilometer
neue Glasfaserleitungen in Die-
dorf. Sie verbinden an 14 ver-
schiedenen Punkten im Markt
Diedorf die vorhandenen Tele-
fonleitungen mit dem Breitband-
netz der LEW TelNet und dem
Internet-Backbone von O2. Das
Projekt in Diedorf setzen LEW
TelNet und O2 gemeinsam um.

Der Freistaat Bayern fördert
das Vorhaben im Rahmen seines
Programms zum Ausbau der
Breitbandversorgung im ländli-
chen Raum. An den Investitionen
für den Aufbau der neuen Glasfa-
ser-Infrastruktur beteiligen sich
außerdem der Markt Diedorf so-
wie die beiden beteiligten Unter-
nehmen. „Dieses Projekt ist nicht
nur ein wichtiger Meilenstein für
Markt Diedorf, sondern für alle
Kommunen in Bayern, die wie
wir lange auf den Anschluss ans
breitbandige Internet warten muss-

ten“, sagte Bürgermeister Otto
Völk bei dem offiziellen Spaten-
stich. Bisher sind im Großteil von
Diedorf nur Internetanbindungen
mit schmalen Bandbreiten von
unter 1 Mbit/s möglich.

Gespräche mit Kommunen

„Wir führen bereits Gespräche
mit anderen Kommunen zur Um-
setzung entsprechender Breit-
bandprojekte“, sagte LEW Tel-
Net-Geschäftsführerin Erna-Ma-
ria Trixl. „Projekte wie das hier in
Diedorf zeigen, dass Netzbetrei-
ber wie LEW TelNet und O2 das
drängende Problem der Breit-
bandversorgung im ländlichen
Raum lösen können.“ Bereits
jetzt haben sich viele Diedorfer
für die Breitband-Angebote der
O2 als Interessenten vormerken
lassen. In den kommenden Wo-
chen startet O2 mit der Vermark-
tung der DSL-Dienste im Markt

Diedorf. „Die Kunden können
sich auf vollwertiges Breitband-
Internet freuen, die Zeiten des
Surfens im Schneckentempo sind
vorbei“, sagte Markus Haas Ma-
naging Director Corporate & Le-
gal Affairs von Telefónica O2
Germany. „Davon werden Privat-
kunden ebenso profitieren wie
Unternehmen oder Freiberufler,
die auf hohe Bandbreiten ange-
wiesen sind.“

Breites Portfolio

LEW TelNet ist mit einem ei-
genen Nachrichtennetz in Baye-
risch-Schwaben und angrenzen-
den Gebieten sowie einem brei-
ten Dienstleistungsportfolio einer
der führenden Anbieter für Da-
tenkommunikation in der Region.
Das Tochterunternehmen der
Lechwerke AG beschäftigt rund
70 Mitarbeiter und bietet Unter-
nehmenskunden neben Breit-
band-Internet-Zugängen Dienst-
leistungen in den Bereichen Stan-
dortvernetzung, Netzwerklösun-
gen, TK-Anlagen, mobilesArbei-
ten und Security. Zu den Kunden
zählen namhafte in der Region

ansässige Unternehmen, aber
auch eine Reihe von Gemein-
den und öffentlichen Einrich-
tungen.

Telefónica O2 Germany GmbH
& Co. OHG gehört zu Telefóni-
ca Europe und ist Teil des spa-
nischen Telekommunikations-
konzerns Telefónica S.A. Das
Unternehmen bietet seinen Pri-
vat- wie Geschäftskunden in
Deutschland Post- und Prepaid-
Mobilfunkprodukte sowie inno-
vative mobile Datendienste auf
Basis der GPRS- und UMTS-
Technologie an. Darüber hinaus
stellt das Unternehmen als inte-
grierter Kommunikationsanbie-
ter auch DSL-Festnetztelefonie
und High-speed-Internet zur
Verfügung. Telefónica Europe
hat rund 48 Millionen Mobil-
und Festnetzkunden in Großbri-
tannien, Irland, der Tschechi-
schen Republik, der Slowakei
und Deutschland. �

Schneider zollte seinem Kollegen
Dr. Peter Landendörfer großes
Lob. Er habe das Projekt in seinen
eigentlichen Zügen etabliert und
wolle es auch wissenschaftlich be-
treuen. Als Hausarzt vor Ort in
Heiligenstadt und als Dozent
am Lehrstuhl könne er seine
langjährige Erfahrung einbringen.

Für die Planung von Lebens-
raum stehe an erster Stelle die ele-
mentare Frage nach der Lebens-
qualität, so Landendörfer. Dabei
habe Lebensqualität imAlter eine
völlig andere Wertigkeit als bei
Jüngeren. Schlüsselindikator für
Lebensqualität im Alter sei die
soziale Einbindung. Im Weiteren
definiere sich lebenswertes Alter
eher durch Fehlen von Funkti-
onsdefiziten als durch Fehlen von
Krankheiten. Gleichwohl seien
Krankheiten früherer Jahre als
Indikatoren für die so genann-
te “Restlebenszeit“ durchaus re-
levant. Diese werde durch Risiko-
faktoren wie die bekannten
„Volkskrankheiten“ (z. B. Blut-
hochdruck und Zuckerkrankheit),
Defizite beim Hören oder Sehen,

übermäßiger Medikamentenver-
brauch, seltene soziale Kontakte
und fehlende Freizeitaktivitäten
verkürzt.

1. Bürgermeister Helmut Krä-
mer wünscht sich aus der Studie
auch Impulse für den Tourismus.
Immerhin ist das Kleinzentrum
Heiligenstadt mit den Ortsteilen
Traindorf und Veilbronn „staat-
lich anerkannter Erholungsort“.
Besonders für Wanderer und
Radler ist der im Leinleitertal in
der Fränkischen Schweiz gelege-
ne Ort idealer Ausganspunkt. Mit
einem großen Familienzentrum
sei man schon gut aufgestellt.
Dort stünden 145 Pflegebetten,
96 Wohnungen für betreutes
Wohnen, eine Tagungs- und Fe-
rienstätte und eine Sozialstation
bereit, die 160 Menschen Arbeit
bietet. „Wir machen uns im Ge-
meinderat jetzt schon Gedanken
über den Rückbau der Kinder-
spielplätze“, stellte Krämer klar
und machte damit plakativ auf
den gewaltigen Geburtenrück-
gang auch in seiner Gemeinde
aufmerksam. �

wird eine Aufstellung aller beste-
henden für Senioren relevanten
Angebote in Heiligenstadt durch-
geführt. Hierbei werden Aspekte
wie Art und Standort des Ange-
bots, Qualität von Einrichtungen,
Träger und Anbieter der Einrich-
tungen und Vernetzung der Träger
ermittelt. Ein zweiter wichtiger
Aspekt ist die Analyse der Nach-
frage, also der Bedürfnisse,Verhal-
tensweisen, Akzeptanzen, Wün-
sche und Erwartungshaltungen der
Senioren. Eruiert werden soll hier-
bei, wie Angebote für Senioren
von diesen wahrgenommen, ge-
nutzt und bewertet werden.

Medizinischer Teil

Der dritte Baustein beinhaltet
den medizinischen Teil derAnaly-
se. Dafür ist Professor Dr. med.
Antonius Schneider vom neuen
Lehrstuhl für Allgemeinmedizin
an der TU München zuständig.
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Sportgeräte

Fahrradabstellanlagen

Kindergarteneinrichtungen

LIEFERANTEN- N A C H W E I S

Aussenmöblierung

Wartehallen/Außenmöblierungen

Wasserzähler

Schacht-Ausrüstungen
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• Abfallbehälter
• Absperrpfosten
• Fahrradständer
• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger
Fax: (02773)82218 · Telefon: (02773)82256+82224

Winterdiensttechnik, die
begeistert – weltweit!

Gmeiner GmbH
Daimlerstraße 18

92533 Wernberg-Köblitz
Tel.: +49 (9604) 93267-0
info@gmeiner-online.de
www.gmeiner-online.de

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:

Telefon (08171) 9307-13

Inserierenbringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Abzeichen

FAHNEN
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Briefmarkenverkauf ist
Vertrauenssache

Briefmarkenauktionshaus Schulz
Frauentorgraben 73, 90443 Nürnberg, Telefon 0911/2406870

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Weihnachtsbeleuchtung

Messtechnik und Systemlösungen
HYDROMETER GMBH
Industriestr. 13 | 91522 Ansbach
Tel.: 09 81/ 18 06 0
Fax: 09 81/ 18 06 605
www.hydrometer.deGeschenke für Neugeborene

Alles in Textil ..... bestickt — gewoben —
bedruckt — individuell gefertigt !

z. B. bestickte Baby-Handtücher mit dem Logo Ihrer Stadt
als Begrüßungsgeschenk des Bürgermeisters

Kerler GmbH
Schwanthaler Straße 100, 80336 München

Tel.: 0049(0)89 / 543 29 890, Fax: (0)89 / 543 43 587
post@kerler.de www.kerler.de
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Vorschau auf GZ 23
In unserer Ausgabe Nr. 23, die am 3. Dezember erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:
zz Wasserversorgung und Wasserentsorgung
zz Umwelt- und Abfalltechnik
zz Kommunales Verkehrswesen zz ÖPNV
zz Kommunalfahrzeuge

Beilagenhinweis
Diese Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung bein-
haltet eine Beilage der LfA Förderbank Bayern, München.
Wir bitten um freundliche Beachtung. ��

Christliches Wertebewusstsein
beispielhaft vermittelt

Rieser Kulturpreis für Fachakademie Maria Stern
Unter den ältesten bayerischen Bildungseinrichtungen

Nördlingen (jdt). Mit der Fachakademie für Sozialpädagogik
Maria Stern Nördlingen des Schulwerks der Diözese Augsburg
wurde eine weit über die Region Nordschwaben hinaus ange-
sehene Bildungseinrichtung mit dem „Rieser Kulturpreis
2009“ ausgezeichnet. Gewürdigt wurde mit der Ehrung
während eines großen Festaktes im Stadtsaal „Klösterle“ eine
der ältesten Ausbildungsstätten für Erzieherinnen und Erzie-
her in Bayern mit einer über hundertjährigen Geschichte. In
seiner Laudatio betonte Marcel Huber, Staatssekretär im
Bayerischen Staatsministerium für Unterricht und Kultus, das
vielseitig verdienstreiche Wirken der Fachakademie „mit ho-
hen Qualitätsmaßstäben und christlicher Wertevermittlung“.

Der Rieser Kulturpreis, des-
sen heimatbezogene Tradition
1983 der aus dem Dorf Belz-
heim im Ries stammende frühe-
re Bayerische Wirtschaftsmini-
ster Anton Jaumann begründete,
würde jetzt zum 13. Male vom
Verein Rieser Kulturtage verge-
ben. Verbunden ist damit ein
Preisgeld von 5000 Euro, das
dieses Jahr vom Vorstand der
Pädagogischen Stiftung Cassia-
neum Donauwörth, Professor
Werner Schiedermair, zur Ver-
fügung gestellt wurde.

Besondere Qualifikation

Zum Auftakt konnte der Vor-
sitzende des Vereins Rieser Kul-
turtage, Wulf-Dietrich Kavasch,
zahlreiche Repräsentanten des
öffentlichen Lebens begrüßen.
Ein besonderes Willkommen
galt der Witwe Jaumanns, Mar-
garete Jaumann, der Abordnung
der Ordensfrauen von Maria
Stern in Augsburg, mit General-
oberin Sr. Theophila Kilgen-
stein, der ehemaligen Schullei-

terin Sr. Sigrid Ritzer und Sr.
Imelda Huf, selbst Absolventin
der Nördlinger Fachakademie.
Kavesch stellte heraus, dass ein
„Abschluss bei Maria Stern als
besondere Qualifikation gilt“.

Hoher Stellenwert

Oberbürgermeister Hermann
Faul hob den hohen Stellenwert
der Fachakademie hervor, der
einzigen Ausbildungsstätte die-
ser Art im Landkreis Donau-
Ries. Ebenso wie weitere Red-
ner sprach Faul dem Verein Rie-
ser Kulturtage seine Anerken-
nung aus, ebenso der Preisspen-
derin, der Pädagogischen Stif-
tung Cassianeum Donauwörth.

Lob für Rüstzeug

Landrat Stefan Rößle lobte
mit Nachdruck das an der Fach-
akademie vermittelte Rüstzeug,
mit der qualitätvollen Förde-
rung von Werten für das Leben
und den Beruf, aber auch von
Heimatbewusstsein.

Von Professor Werner Schie-
dermair wurde für die Pädagogi-
sche Stiftung Cassianeum be-
kräftigt, diese habe mit dem
Preisgeld eine Einrichtung be-
dacht, „die überaus erfolgreich
ausbildend und erzieherisch
wirkt“. Dies habe besondere Be-
deutung vor dem Hintergrund er-
schreckender Erfahrungen an
Schulen und gegen Lehrer.

Beste Chancen

Beeindruckt von der vorbild-
haften Ausrichtung der Fach-
akademie, der wirkungsvollen
Persönlichkeitsbildung und der

christlichen Wertevermittlung
und der Möglichkeit zum Er-
werb der religiösen Zusatzqua-
lifikationen, der „Missio“ und
der „Vocatio“, zeigte sich in sei-
ner Rede Staatssekretär Marcel
Huber. Den Absolventinnen und
Absolventen von „Maria Stern“
garantiere die hochwertige Aus-
bildung mit christlichem Funda-
ment beste Berufschancen.

Erfolgreiches Wirken

Einen sehr vielseitigen Dank
statteten die ehemalige Schullei-
terin Sr. Sigrid Ritzer und die
Schulleiterin Sigrid Christeiner
und Edwin Michler (stellvertre-
tender Kulturtage-Vorsitzender)
ab. Mit viel Anerkennung be-
dacht wurde das erfolgreiche
Wirken des Schulwerks Diözese
Ausburg, dessen Direktor Ulrich
Haaf zu den Ehrengästen gehör-
te. Musikalisch beschwingt war
das von den Studierenden gestal-
tete Rahmenprogramm. �

Neue Publikation des Landkreises Roth:

„Was war - was ist -
was uns verbindet“

„Im Landkreis Roth lässt es sich trefflich leben, arbeiten und
Urlaub machen. Jeder Ort hat seine eigene reichhaltige Ge-
schichte und charakteristische Besonderheiten. Unsere sech-
zehn Städte, Märkte und Gemeinden beleben mit gesundem
Konkurrenzdenken und nützlicher Zusammenarbeit die posi-
tiven Entwicklungen“, betont Landrat Herbert Eckstein im
Vorwort zum 200-seitigen Nachschlagewerk „Der Landkreis
Roth – was war, was ist, was uns verbindet“.

Die kürzlich erschienene, einmalige Publikation gibt mit
zahlreichen Fotos und interessanten Texten einen ausführli-
chen Einblick in das Landkreisleben. Das Themenspektrum
reicht von der abwechslungsreichen Geschichte der Region
über die zahlreichen Aufgaben des Landkreises und des Land-
ratsamtes bis hin zu den 16 Städten, Märkten und Gemeinden.
Das Buch entstand im Landratsamt Roth in enger Zusammen-
arbeit mit versierten Heimatkundlern, Institutionen, Vereinen
und den Kommunen.

Landkreischef Eckstein zufolge „haben wir uns mitten im
Fränkischen Seenland in der Metropolregion Nürnberg unsere
sympathischen fränkischen Eigenarten und unsere kulturelle
Vielfalt bewahrt“. „Vielfalt als Stärke“ laute das Markenzei-
chen der Region. Von der Landwirtschaft mit vielen Sonder-
kulturen über das Handwerk und die Industrie mit einem inter-
essanten Branchenmix und innovativen Weltmarktführern rei-
che die Palette. Die Bundeswehr mache den Landkreis mit
High-Tech und dem Ausbildungsstandort bundesweit bekannt.
Mit dem Triathlon verfüge die Stadt über ein Alleinstellungs-
merkmal. Der „Challenge“ in Roth sei weltweit bekannt.

„Um alle relevanten Fakten zusammen zu tragen, war viel
Zeit, Aufwand und Liebe zum Detail nötig“, hob Landrat Eck-
stein hervor. Dank der Mitarbeit vieler Freiwilliger könnten
Landkreisbürger und Gäste nunmehr ein Stück der Heimat in
Händen halten. Und das in zweifacher Hinsicht. Denn das
Buch informiert nicht nur über den Landkreis Roth, es ent-
stand auch ausschließlich innerhalb der Landkreisgrenzen. Zu-
dem finanzierte die Sparkassen-Stiftung Roth-Schwabach
rund ein Drittel der Gesamtkosten.

„Der Landkreis Roth“ ist sowohl im Buchhandel als auch im
Landratsamt Roth erhältlich. Zudem wird das Buch an die
Grund- und Hauptschulen sowie an das Förderzentrum im
Landkreis Roth verteilt. Allen vierten und fünften Klassen
wird kostenlos ein Exemplar zur Verfügung gestellt. Außer-
dem besteht die Möglichkeit, die Publikation zum Beispiel auf
Messen in digitaler Form zum Nachschlagen auszulegen. DK

Öffentlicher Dienst als
Stütze der Gesellschaft

Donauwörth/Nördlingen (mg). Der dbb – Deutscher Beamten-
bund – und die Tarifunion, ein Zusammenschluss verschiede-
ner Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes, starten nun ei-
ne Kampagne zur Information der Öffentlichkeit, über die
vielfältigen Dienstleistungen, die die Mitarbeiter/innen im öf-
fentlichen Dienst für Deutschland vorhalten, berichtet Vor-
standsmitglied des DBSH in Schwaben.

Viele der Bundesbürger wüs-
sten nicht, was sich alles hinter
dem Begriff des öffentlichen
Dienstes verbirgt. Kaum einer
weiß, dass rund 4,5 Millionen
Menschen in den Bereichen Bil-
dung und Wissenschaft, Recht
und Sicherheit, Wirtschaft und
Finanzen, Verkehr und Infra-
struktur, Politik und Bürger, Ge-
sundheit und Soziales, Kultur
und Umwelt arbeiten.

Der öffentliche Dienst gibt der
Bundesrepublik Deutschland ein
stabiles Fundament und ist durch
nichts zu ersetzen, so die Initia-
toren der Aktion. Die Dienstlei-
stungen des öffentlichen Dien-
stes sind in allen staatsrelevanten
Bereichen im Einsatz. Sie han-

deln verantwortungsbewusst und
nachhaltig, denn sie haben eine
wichtige Mission: Deutschland
stark machen.

Deshalb wurde eine Homepa-
ge erstellt, die Hintergrundin-
formationen und interessante
Beiträge zu den einzelnen Be-
reichen bietet, so Martin Gaert-
ner, Vertreter des DBSH – Deut-
scher Berufsverband Soziale
Arbeit - in Schwaben, einer der
Mitgliedsorganisationen im
dbb.
Infos unter www.leistung-macht-
staat.de sowie bei den ange-
schlossenen Mitgliedsgewerk-
schaften. Die Liste dieser Ge-
werkschaften ist unter www.
dbb.de zu finden. �
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